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Einleitung

- Ausgangspunkt und Grundbegriffe -
1. Wirtschaftsrecht
Der Begriff des Wirtschaftsrechts ist unscharf. Er setzt eine ökonomische Betrachtung des Rechts voraus
. 
Es gibt fast keine Rechtsfrage, welche nicht  eine wirtschaftliche Bedeutung besitzt. Auch strafrechtliche Fragestellungen sind hiervon nicht ausgenommen (z. B. Konkursvergehen) oder familienrechtliche oder erbrechtliche Komplexe (z.B. Erwerb eines Unternehmens durch Erbfall). Eine Definition des (internationalen) Wirtschaftsrechts könnte folgende sein:

Wirtschaftsrecht ist die Gesamtheit aller Rechtsnormen, welche als Hauptziel besitzen, gewerbliche Tätigkeiten zu regeln. Es wird zum internationalen Wirtschaftsrecht, wenn mehr als ein Staat berührt wird.
Mit dieser Definition sind (auch) umfasst
· Handelsrecht und Gesellschaftsrecht

· Wettbewerbsrecht
· Recht der gewerblichen Schutzrechte
· Steuerrecht

· Alle sonstigen – auch öffentlichrechtlichen - Vorschriften, soweit diese sich auf die gewerbliche Tätigkeit beziehen

Der international aktive Unternehmer erkennt alsbald die besonderen „Spielregeln“ einer nicht mehr national ausgerichteten Situation. Wünschenswert wären aus seiner Sicht Vereinheitlichung. Mit dem Vordringen der englischen Sprache im Weltwirtschaftsrecht ist eine wichtige Rahmenbedingung geschaffen. Im Bereich des Rechts ist die Entwicklung noch nicht so weit gediehen. Dennoch gibt es viele Bereiche, in denen sich eine Harmonisierung abzeichnet.  
Hier sind zu nennen: 
a) Völkerrechtliche Verträge

·  Zweiseitige (bilaterale) Verträge: Vertragspartner sind nur zwei Staaten, z.B. Deutschland und Italien (z.B. Deutsch-Italienisches Abkommen über die gegenseitige Anerkennung und Vollstreckung und Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen und in Zivil- und Handelssachen vom 09.03.1936)

· Mehrseitige (multilaterale) Verträge: Vertragspartner sind eine Gruppe von Staaten mit besonderen Gemeinsamkeiten z.B. die der EU angehörenden Staaten (z.B.  EuGVVO, Text siehe Anhang 1)

· Mehrseitige offene Verträge, die weltweit zur Annahme auch durch weitere Staaten angeboten werden (z.B. UN-Abkommen über die Anerkennung und Bollstreckung ausländischer Schiedssprüche vom 10.06.1958, New Yorker Abkommen)

b) Modellgesetze (model laws)
Ein moderner Weg der Rechtsvereinheitlichung sind Modellgesetze, die unter der Federführung der Vereinten Nationen bzw. der Unterorganisation UNCITRAL erarbeitet werden. Das Modellgesetz wird den Staaten zur Annahme empfohlen, in der Regel unter Anpassung an die jeweilige nationale Rechtsordnung. Ein Beispiel ist das UNCITRAL Modellgesetz für die internationale Handelsschiedsgerichtsbarkeit. 
c) Kaufrechtsregelungen

Der Kaufvertrag hat im Wirtschaftsleben seit jeher eine besondere Bedeutung. In diesem Bereich anzusetzen, war eine logische Konsequenz des wachsenden internationalen Handels.  Heutiges Ergebnis ist das UN-Kaufrecht (Text siehe Anhang 2). Das Abkommen findet automatisch an Stelle des nationalen Rechts Anwendung, wenn der Kaufvertrag zwischen Partnern mit Sitz in den Vertragsländern geschlossen wird. 
2. Völkerrecht
Völkerrecht ist Recht zwischen den Staaten. Ein funktionierendes Weltwirtschaftsrechts erfordert, dass ein Staat in einem Teilbereich darauf verzichtet, sein eigenes Recht anzuwenden. Das Völkerrecht kann  als Ausgangspunkt des internationalen Wirtschaftsrechts bezeichnet werden. Es wird unterteilt in:

· Völkergewohnheitsrecht:  ungeschriebene Regelungen, z.B. die Achtung der Staatsgrenzen

· und das Völkervertragsrecht, welches durch Verträge geschaffen wird.

Eine wichtige Ausprägung des Völkerrechts bzw. des Völkervertragsrechts besteht in der Erkenntnis, dass die großen Vertragswerke des heutigen internationalen Wirtschaftsrechts, wie z.B. die UN-Charta fortlaufend verwaltet werden müssen; es sind Pflichten und Ansprüche zu überwachen. Dies geschieht durch internationale Organisation. Diese Organisationen gelten als Völkerrechtssubjekte. Sie stehen den Staaten rechtlich gleich.
3. Internationales Privatrecht ( IPR)

Internationales Privatrecht ist Rechtsanwendungsrecht. Ein wichtiger ungeschriebener Rechtssatz des Völkerrechts beinhaltet, dass nationale Gerichte statt des eigenen  Rechts das Recht eines anderen Staates anwenden, wenn die Interessen dieses Staates in besonderer Weise berührt werden.  Hierüber entscheidet das IPR ( oder: Kollisionsrecht). Es existiert noch kein einheitliches Kollisionsrecht. Jeder Staat hat sein eigenes IPR. 
In Deutschland ist der Ausgangspunkt zunächst einmal  die Legaldefinition in Art. 3  EGBGB.
„(1) Bei Sachverhalten mit einer Verbindung zum Recht eines ausländischen Staates bestimmen die folgenden Vorschriften, welche Rechtsordnungen anzuwenden sind (Internationales Privatrecht). Verweisungen auf Sachvorschriften beziehen sich auf die Rechtsnormen der maßgebenden Rechtsordnung unter Ausschluss derjenigen des internationalen Privatrechts. 

(2) Regelungen in völkerrechtlichen Vereinbarungen gehen, soweit sie unmittelbar anwendbares staatliches Recht geworden sind, den Vorschriften dieses Gesetzes vor. Regelungen in Rechtsakten der europäischen Gemeinschaft bleiben unberührt.“

 Dass IPR „Privatrecht“ ist, entspricht (noch?) herrschender Meinung (Kegel § 1 V). „International“ ist es nicht. IPR ist also nationales Recht, welches vom jeweiligen Staat für sein Hoheitsgebiet                             erlassen wurde, um Sachverhalte mit einem Bezug zu einem anderen Staat zu regeln. Die Normen des IPR regeln  den Konflikt, der  sich  aus dem Nebeneinander der verschiedenen Privatrechtsordnungen ergibt.  Näheres siehe 2. Kapitel.
4. Internationales Zivilverfahrensrecht (abgekürzt: IZVR) 

Das Internationale Zivilverfahrensrecht regelt die Rechtsdurchsetzung.
Zwischen den Staaten gibt das Völkerrecht über die UN-Charta vor, wie Rechte und Pflichten durchzusetzen sind. Grundprinzipien sind Gewaltverbot und insbesondere Verbot des Angriffkriegs. Erlaubte Mittel zur Rechtsdurchsetzung sind hingegen Sanktionen, Embargos und ähnliche Maßnahmen.
Im Verhältnis unterhalb der völkerrechtlichen Ebene, insbesondere zwischen Wirtschaftunternehmen, gibt das IZVR vor, wie Rechte bei grenzüberschreitenden Sachverhalten durchgesetzt werden können.

Auch hierbei handelt es sich um nationales Recht. Jeder Staat hat sein eigenes IZVR

Als IZVR wird die Gesamtheit der inländischen Normen bezeichnet, die im Zivilrechtsfall mit Auslandsbezug die Verfahrensprobleme regelt. Die in der Praxis wichtigsten Fragen des IZVR sind die nach der internationalen Zuständigkeit (abgekürzt IZ) sowie nach der Anerkennung und Vollstreckung ausländischer Entscheidungen. Das IZVR stellt ein „Recht über die Gerichte“ dar. Eine andere Bezeichnung ist IZPR (Internationales Zivilprozeßrecht). Da in Deutschland nicht nur die ZPO, sondern auch andere Gesetze die Verfahrensweise bei Gericht vorgeben ( z.B. die FGG), ist letztere Bezeichnung zu eng.  
Aus der Perspektive des Richters sind IZVR-Fragen regelmäßig vor Begründetheitsfragen zu prüfen weshalb Details im anschließenden 1. Kapitel erörtert werden.

5. Sonstige Abgrenzungen 

· Internationales Einheitsrecht

Das internationale Einheitsrecht ist im Gegensatz zum IPR nicht das anzuwendende Recht, sondern verdrängt dieses. Es tritt an eine bessere Stelle. 

Herausragend ist das Wiener UN-Übereinkommen über Verträge über den internationalen Warenkauf vom 11.04.1980 (BGBl 1989 II, S. 588, abgekürzt UN-Kaufrecht oder CISG). 
Daneben sind zu nennen das Übereinkommen über den Beförderungsvertrag im internationalen Straßenverkehr (CMR) und das Warschauer Abkommen zu vereinheitlichen und von Regeln über die Beförderung internationalen Luftverkehr (WA).

· Interlokales Recht

Bestehen auf einem Hoheitsgebiet mehrere Privatrechtsordnungen nebeneinander, so treten diese in Konkurrenz.    Wie das Verhältnis  dieser Vorschriften zu lösen ist, regelt das interlokale Recht. Bedeutsame Mehrrechtsstaaten sind etwa die USA, Großbritanien, Kanada, Mexiko, Spanien und Australien. 

· Intertemporales Recht

Vorschriften zum intertemporalen Recht stehen regelmäßig am Ende eines jeden Gesetzes. Sie regeln den Übergang von einer alten zu einer neuen Rechtsvorschrift und bestimmen, welche für den Sachverhalt endgültig maßgeblich sind. 

· Europarecht

Unter Europarecht werden die Rechtssetzungsakte zur Gründung des Europarats und der Europäischen Gemeinschaft einschließlich des aus ihnen abgeleiteten sekundären Gemeinschaftsrechts verstanden. Beispielsweise ist die Rechtssetzungskompetenz in der EU nach Art. 65 EG im Bereich der Zusammenarbeit in Zivilsachen mit grenzüberschreitenden Beziehungen die Grundlage für das EuGVVO geworden. 

· Internationales Strafrecht

Das deutsche internationale Strafrecht ist in §§ 3 ff. StGB geregelt. Der deutsche Strafrichter wendet also im Gegensatz zum Zivilrichter grundsätzlich niemals ausländische Strafrechtsvorschriften an. 

1. Kapitel:  Internationales Zivilverfahrensrecht

A) Vorbemerkung

Wie das IPR ist auch das IZVR nationales Recht. Es stellt die Gesamtheit der prozessualen Regeln dar, die anzuwenden sind, um den Besonderheiten eines Falls mit Auslandsberührung gerecht zu werden.

Das internationale Zivilverfahrensrecht beantwortet daher die Fragenkreise nach der 

· internationalen Zuständigkeit (IZ)

· Anerkennung ausländischer Entscheidungen 

· Vollstreckung ausländischer Entscheidungen.

Für den „Standardfall“ mit Auslandsberührung gilt: Die IZ ist Teil der Zulässigkeitsprüfung! 

Grundprüfungsschema – nach Hüßtege S. 8 - =Schema 1
 zur Prüfung von IPR-Fällen

Vorüberlegung: hat der Sachverhalt Auslandsbezug ( Art. 3 I EGBGB ) ?

I. Internationale Zuständigkeit der deutschen Gerichte – von Amts wegen zu prüfen!

II. Internationales Privatrecht: umfaßt die Frage nach dem anwendbaren Recht
1.
Verweisung

2.
Die Anwendung des berufenen Rechts

3.
Schranken der Anwendung des berufenen Rechts           

Die Untersuchung eines Sachverhalts mit Auslandsbezug ist also zweigeteilt , sie besteht nämlich aus einem prozessualen Teil und einem materiell-rechtlichen Teil . 

B) Rechtsquellen

Das internationale Verfahrensrecht ist uneinheitlich geregelt. Verstreute Regelungen finden sich in der ZPO und im FGG. Es wimmelt von Staatsverträgen. Diese sind vorrangig, Art. 3 II 1 EGBGB entsprechend. Von besonderer Bedeutung ist das seit 2002 in Kraft befindliche EuGVVO (auch bezeichnet als Brüssel I-Verordnung oder EUGVO ) , mit der amtlichen Überschrift Verordnung (EG) Nr. 44/2001 des Rates vom 22.12.2000 über die gerichtliche Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen (siehe Anhang 1).

Folgendes Grundschema gilt zur Bestimmung der IZ, die von den deutschen Gerichten in jeder Lage des Verfahrens zu prüfen ist: 

Schema 2 zur Internationalen Zuständigkeit (nach Hüßtege S.39/74)
Vorüberlegung: hat der Sachverhalt Auslandsbezug?
1. EG-Verordnung / insbesondere EuGVVO (vor 01.03.2002 EuGVÜ)  

a) Anwendbarkeit (sachlich/persönlich/zeitlich/räumlich)

b) Ausschließlicher Gerichtsstand/Rügelose Einlassung/Gerichtsstandsvereinbarung (Art 22-24 EuGVVO)
c) Besondere Gerichtsstände (Art. 5-7 EuGVVO; 8ff – 15ff -18ff EuGVVO)
d) Allgemeiner Gerichtstand (Art. 2 I iVm. Art 59,60 EuGVVO)
2. Multilaterale Abkommen 

In Betracht kommen LuGÜ in Verbindung mit den EFTA Staaten (Schweiz!);
UN-Kaufrecht mit dem „Zahlungsort“ (=Verkäufergerichtsstand) Art. 57 I ;

 
sowie – im Transportrecht – das CMR; im Familienrecht das MSA!

3. Autonomes ( = deutsches)  Recht.

a) Keine vorrangige Regelung nach 1. oder 2.

b) Rückgriff auf die autonomen Regeln des deutschen internationalen Zivilprozeßrechts , mit folgender Grundregel: Die örtliche Zuständigkeit indiziert die internationale Zuständigkeit.  Ist ein deutsches Gericht für den Rechtsstreit örtlich zuständig, so sind die deutschen Gerichte auch international zuständig. 

c) Ausnahmen: wirksame Gerichtsstandsvereinbarung / rügelose Einlassung
d) Sonstige Besonderheiten (nicht abschließend):    In Ehesachen gilt § 606 a Abs. 1 ZPO
 .  § 606 a I 1 ZPO begründet eine IZ für Ehesachen, wenn ein Ehepartner die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt. Wo sich der Wohnsitz befindet oder wo sich der andere Ehegatte aufhält, ist ohne Belang.

Einstiegsfall Nr. 1 IZVR: 

Der Geislinger Bürger K vermietet an seinen Wohnungsnachbarn in Geislingen B sein in Italien gelegenes Ferienhaus für 7 Monate im Jahr 2006 bei einem monatlichen Mietzins in Höhe von 1.000.- €. B zieht ein, zahlt aber  nicht. Sie beraten K, wo er mit Aussicht auf Erfolg Klage einreichen kann und muß.
 

Nochmals ist vorab festzuhalten, dass die IZ dann zu prüfen ist, wenn der Sachverhalt einen – wenn auch noch so geringen – Auslandsbezug aufweist. Der deutsche Richter hat die IZ als Teil der Zulässigkeitsprüfung zu behandeln. Die IZ gehört zu den allgemeinen Prozeßvoraussetzungen. Sie ist daher von Amts wegen im Verfahren der ersten Instanz bei der Zulässigkeit zu prüfen. 

· Exkurs zur Rechtsmittelinstanz : Die Berufung kann auf das Fehlen der IZ gestützt werden. In der Rechtsmittelinstanz ist die IZ im Rahmen der Begründetheit zu prüfen, da die Zuständigkeitsfragen der ersten Instanz Begründetheitsfragen in der höheren Instanz sind. Ob das Berufungs- oder Beschwerdegericht selbst international zuständig ist, braucht in der Regel nicht positiv beantwortet werden, da selbstverständliche Voraussetzung ist, dass ein nach den deutschen Verfahrensvorschriften anfechtbare erstinstanzielle Entscheidung vorliegt. Aus der Bejahung oder Ablehnung der IZ durch die erste Instanz ergibt sich automatisch, dass das Rechtsmittelgericht trotz Prüfung eines Auslandssachverhalts entscheiden darf. Hierzu gibt es wiederum eine Ausnahme, wenn bei zunächst gegebener IZ der ersten Instanz das die Zuständigkeit begründende Merkmal (z.B. der gewöhnliche Aufenthalt) in der zweiten Instanz wegfällt und der Grundsatz der perpetuatio fori  nicht eingreift, z.B. beim MSA. 

Ende Exkurs.

C) Ausprägungen der Internationalen Zuständigkeit

Verschiedene Ausprägungen der IZ sind 

· die Entscheidungszuständigkeit: dabei geht es um die Frage, ob deutsche Gerichte für die Entscheidung eines Falles mit Auslandsberührung zuständig sind, z.B. § 606 a ZPO; 
-   und die Anerkennungszuständigkeit (haben inländische Gerichte ausländische Entscheidungen anzuerkennen ?) .
1) Hier ist vom Grundsatz der Nichtanerkennung ausländischer Hoheitsakte auszugehen – bei Urteilen jedoch eingeschränkt über § 328 ZPO.
Ausländische Hoheitsakte werden im Inland grundsätzlich nicht anerkannt. Für Gerichtsurteile  (ebenfalls Hoheitsakte) gilt zunächst einmal dasselbe. Ausländische Hoheitsakte werden generell im Inland also nur aufgrund eines inländischen Gesetzes oder aufgrund einer internationalen Vereinbarung beachtet.

Übergeordnet betrachtet und gerade im Wirtschaftsverkehr ist es aber sinnvoll, dass deutsche Gerichtsurteile in anderen Staaten anerkannt werden. Umgekehrt muß dann das Gleiche gelten: auch fremde Urteile sind dann bei uns anzuerkennen, weil das eine dem anderen folgt. Es ist auch praktikabel, dass Entscheidungen, die im Ausland bereits abgeschlossen sind, übernommen werden können. 
Gerichtsurteile eines ausländischen Gerichts sind also doch, wie die Formulierung des §328 ZPO ergibt, in Deutschland grundsätzlich anzuerkennen, Ausnahmen sind die Gegengründe des §328 I Nr. 1-5 ZPO.
Ein anerkennungsfähiges Urteil, das einen vollstreckbaren Inhalt hat, kann gemäß § 722 f. ZPO vollstreckt werden.

2.) Zuständigkeit:

Wichtigste Voraussetzung für die Anerkennung eines ausländischen Hoheitsaktes ist, dass aus deutscher Sicht die Zuständigkeit des erkennenden Gerichts gegeben war. Im Inland gibt die örtliche Zuständigkeit an, welches Gericht einen bestimmten Rechtsfall zu entscheiden hat, § 12 ff. ZPO. Im internationalen Wirtschaftsverkehr entspricht die internationale Zuständigkeit diesem Begriff. Hienach beurteilt sich, welches ausländische (oder inländische) Gericht aus deutscher Sicht zuständig ist, über einen Fall zu entscheiden.

Häufig kann für denselben Beklagten an mehreren Gerichten eine örtliche Zuständigkeit begründet sein. Dann kann sich der Kläger aussuchen, wo er die Klage anhängig macht. Allerdings gibt es für bestimmte Fälle eine ausschließliche Zuständigkeit, beispielsweise ist für den dinglichen Gerichtsstand  § 24 ZPO und § 328 Ziffer 1 ZPO zu beachten.
§ 328 ZPO findet allerdings nur dann Anwendung, wenn zwischen Deutschland und dem Staat, dessen Gerichtsurteil anzuerkennen ist, kein Gerichtsstand- und Vollstreckungsabkommen besteht. In Europa gilt die EuGVVO. Zu den meisten anderen wichtigen Staaten bestehen zweiseitige Vollstreckungsabkommen. 

§ 328 ZPO hat daher heute seinen Hauptanwendungsbereich im Verhältnis zu den USA.

3.) Nationale örtliche Zuständigkeit und Spiegelbildtheorie

Unbestritten gilt eine weltweite Regel des Zivilprozessrechts des Inhalts,  wonach örtlich zuständig  das Gericht an dem Ort ist, wo der Beklagte seinen Wohnsitz hat. Dies entspricht § 12 ZPO im deutschen Recht: „Das Gericht, bei dem eine Person ihren allgemeinen Gerichtsstand hat, ist für alle gegen sie zu erhebenden Klagen zuständig, sofern nicht für eine Klage ein ausschließlicher Gerichtsstand begründet ist.“
§ 12 ZPO und andere Vorschriften bestimmen darüber, welches Gericht in Deutschland örtlich zuständig ist. Eine ausdrückliche Regelung der internationalen Zuständigkeit existiert in Deutschland nicht. Es gilt Richterrecht.

Die Spiegelbildtheorie des BGH besagt: War das ausländische Gericht, bei unterstellter Geltung des deutschen Rechtes dort nach deutschem Recht zuständig, so erkennen die deutschen Gerichte auch dieses Gericht als international zuständig an. Dies ist auch mit dem Begriff der Doppelfunktionalität der ZPO-Vorschriften gemeint: hiernach wird auch die IZ bestimmt 
 4.) Wahlgerichtsstand

Grundsatz ist: ebenso, wie die Parteien das anwendbare Recht frei wählen können, können sie das Gericht bestimmen, welches für die Entscheidung eines Rechtsstreits zuständig sein soll.

Ebenso wie die Rechtswahlklausel ist auch die Gerichtsstandsvereinbarung ein eigener Vertrag. Es besteht Unabhängigkeit zum Hauptvertrag. Es bestehen keine Beschränkungen bei der Wahl eines Gerichtsstandes, ausländische Parteien können ihren Rechtsstreit der deutschen Gerichtsbarkeit grundsätzlich auch dann unterstellen, wenn dieser mit Deutschland keinerlei Berührung hat. 

5.) Weitere Anerkennungsvoraussetzungen

Ausgangspunkt sind die Regelungen des § 328 ZPO, welche sich mit größeren und kleineren Abweichungen in allen Anerkennungsvereinbarungen wieder finden. 

a) Rechtliches Gehör

Ein weltweit anerkannter Rechtsgrundsatz besagt, dass niemand durch ein Gerichtsurteil gebunden werden kann, der nicht die Gelegenheit hatte, sich in angemessener Weise gegenüber der Klage zu verteidigen. Dieser Grundsatz des rechtlichen Gehörs besagt folgendes

aa) Die Klagerhebung muss in zumutbarer Art und Weise zur Kenntnis des Beklagten gelangt sein. In Deutschland geschieht die Klagerhebung durch Zustellung. Dies ist nach den Vorschriften der ZPO zu dokumentieren. In internationalen Rechtsfällen können ähnliche Probleme entstehen. Die Behauptung, die Klage sei nicht ordnungsgemäß zugestellt worden, ist hier nach dem Haager Zustellungsabkommen zu beurteilen. Das Haager Zustellungsabkommen schreibt bestimmte Förmlichkeiten vor, ohne deren Einhaltung die Kundgabe einer Klage nicht als Zustellung gilt. In Europa gilt die EuZVO.
 

bb) Der Beklagte muss nach Kenntniserlangung von der gegen ihn gerichteten Klage auch verfahrensmäßig die Möglichkeit einer angemessenen Rechtsverteidigung besitzen. In heutigen zivilisierten Staaten sind diese Möglichkeiten generell vorhanden. Behinderungen , die der ausländischen Partei vor dem inländischen Gericht eine schlechtere Position einräumen als der inländischen Partei, sind kaum vorstellbar. 
cc) Vorbehaltsregel: Die Anerkennung eines ausländischen Urteils ist schließlich dann ausgeschlossen, wenn dies zu einen Ergebnis führt, das mit wesentlichen Grundsätzen des deutschen Rechts offensichtlich unvereinbar ist (vgl. Wortlaut des Artikels 6  EGBGB).
Die in Betracht kommenden Fälle in bb) und cc) können  kaum nach objektiven Kriterien beschrieben werden. 

Maßstab ist jeweils, dass das ausländische Urteil, sein Zustandekommen oder sein Ergebnis mit den deutschen Rechtsvorstellungen schlechterdings nicht zu vereinbaren ist. Ein solcher Fall mag vorliegen, wenn das ausländische Urteil nicht begründet ist oder wenn es zu einer Maßnahme verurteilt, die nach deutschem Recht illegal ist. Praktischer Fall sind die „Punitive Damages (Strafschadensersatz) Entscheidungen“. 

6.) Europäische Gerichtsstands- und Vollstreckungsverordnung

§328 ZPO ist im internationalen Wirtschaftsrecht zu einer Auffangvorschrift degradiert worden. Sie findet nur noch dann Anwendung, soweit mit dem betreffenden ausländischen Staat nicht eine Vereinbarung über die Anerkennung von Gerichtsurteilen besteht. Seit 1968 besteht das europäische Gerichtsstand- und Vollstreckungsübereinkommen. 

7.) Zweiseitige Vollstreckungsabkommen

Neben dem einheitlichen Anerkennungs- und Vollstreckungsrecht in Europa haben die einzelnen Staaten auch zweiseitige Verträge mit nicht zu Europa gehörenden Staaten über die gegenseitige gerichtliche Anerkennung und Vollstreckung gerichtlicher Entscheidung geschlossen. 
Allerdings bestehen mit den USA (und vielen osteuropäischen Ländern) solche Verträge nicht, sodass dort § 328 ZPO Anwendung findet. 

8.) Anerkennung und Vollstreckung

Die Anerkennung eines Urteils und seine Vollstreckung sind zu unterscheiden. Der obsiegende Teil möchte die vor einem ausländischen Gericht erstrittene Entscheidung dort vollstrecken können, wo entweder der Beklagte wohnt oder wo er Vermögen hat (§ 23 ZPO!)
. 

Vollstreckung ist ein Hoheitsakt, welcher tief in Freiheitsrechte des Betroffenen eingreift. Vollstreckung ist eine nationale Angelegenheit. Daher gilt: Das ausländische Urteil selbst wird niemals vollstreckt. Gefragt wird danach, ob nach der Anerkennung eines ausländischen Urteils ein inländisches Gericht ein Vollstreckungsurteil (Exequatururteil) erlässt. Hierdurch wird ein Gerichtsvollzieher in die Lage versetzt, zu vollstrecken. 

Der Weg zu einem Exequatururteil ist folgender:

Der Kläger, der obsiegt hat, und der ein ausländisches Urteil im Inland vollstrecken lassen will, hat unter Vorlage des Urteils gem. § 722 ZPO gegen den Beklagten Klage auf Erlass eines Vollstreckungsurteiles zu erheben. Es bestehen Ähnlichkeiten mit dem Urkundenverfahren, §§ 592 ff. ZPO. Auch dort prüft  das Gericht nur Formalien .

§ 723 Abs. 1 ZPO bietet darüber hinaus dem inländischen Gericht, die ausländische Entscheidung zu überprüfen (Verbot der revision au fond). Insbesondere wird der Beklagte im Exequaturverfahren nicht mehr damit gehört, dass das Urteil inhaltlich unrichtig war. Das Exequatururteil darf nur dann nicht erlassen werden, wenn dies nach § 328 ZPO ausgeschlossen ist. Spätestens in diesem Verfahren muss also der Beklagte vortragen, dass das ausländische Gericht nicht zuständig gewesen sei, dass ihm das rechtliche Gehör verweigert wurde oder dass das ausländische Urteil gegen wesentliche Grundsätze des deutschen Rechts verstößt.
Im europäischen Recht gilt nunmehr die EuGVVO und für Unbestrittene Forderungen die EuVTVO, die Regelungen des Exequaturverfahrens sind also insoweit europarechtlich vereinfacht
. 
D)  Abgrenzungen und Definitionen

I. Deutsche Gerichtsbarkeit 

Mit diesem Begriff ist die Frage angesprochen, welche Grenzen das Völkerrecht der Befugnis eines Staates zieht, auf seinem Gebiet hoheitlichen Gerichtszwang auszuüben. Zum Teil ist dies in §§ 18 – 20 GVG geregelt. Staatsvertragliche Übereinkommen existieren hierzu ebenfalls. 

Fraglich ist, ob ausländische Staaten im Inland verklagt werden können. Folgende Unterscheidung hat sich herausgebildet: 

-
fremde Staaten können zwar nicht als Völkerrechtssubjekte und als  Träger von Hoheitsrechten verklagt werden

-
wohl aber als Träger von Privatrechten
 .Wenn diese Frage nach dem Sachverhalt eine Rolle spielen sollte, ist die deutsche Gerichtsbarkeit vor der IZ zu prüfen, ansonsten ist dieser Problemkreis nicht zu erwähnen. 

II. Zuständigkeiten

Die IZ ist von der örtlichen, sachlichen und funktionellen Zuständigkeit zu unterscheiden. Die letztgenannten grenzen die   Zuständigkeiten der deutschen Gerichte untereinander ab. Die IZ  legt das zuständige deutsche Gericht nicht fest, falsch ist es also, wenn man  im Ausgangsfall „von der IZ des Amtsgerichts Geislingen“ spricht, denn ob dieses Gericht zuständig ist, bestimmt sich allein nach den Vorschriften über die sachliche und räumliche Zuständigkeit. Richtig ist zu formulieren: Die deutschen Gerichte sind international zuständig – was allerdings im Fall 1 eben gerade nicht der Fall ist – dann folgt die ZPO-Prüfung. 

Eine Formulierung in Fall 1 wäre etwa folgende: 

„Da hier ein Sachverhalt mit Auslandsberührung vorliegt – es geht um eine Mietzinsforderung für ein in Italien gelegenes Anwesen -, ist die IZ der deutschen Gerichte in jeder Lage des Verfahrens von Amts wegen zu prüfen.“ 

III. Anwendbares Recht 

Es gilt die lex fori. Das anwendbare Verfahrensrecht ist immer das Recht am Gerichtsort. Also wenden deutsche Gerichte immer deutsches Verfahrensrecht (ZPO, FGG, GBO) an. Das deutsche Verfahrensrecht bestimmt den Gang des Verfahrens, und  die Rechtsmittel, die Voraussetzungen für einen einstweiligen Rechtsschutz und den Ablauf des Vollstreckungsverfahrens. Dabei kann problematisch sein, ob eine Norm dem materiellen Recht oder dem Verfahrensrecht zuzuordnen ist. Dies beurteilt sich nach der Qualifikation aufgrund der lex fori. Ist z.B. nach dem anwendbaren Vertragsstatut die Frage der Verjährung prozessrechtlicher Art, so wird gleichwohl die Verjährung  aus unserer Sicht dem materiellen Recht unterstellt. Denn nach der lex fori – dem deutschen Recht – ist die Verjährung materiell-rechtlicher Natur
 . 

IV. Die Bestimmung der internationalen Zuständigkeit

Auch im internationalen Zivilprozeßrecht haben Staatsverträge vor den allgemeinen gesetzlichen oder ungeschriebenen Regelungen den Vorrang. Diese verdrängen die autonomen  Regeln zur Bestimmung der IZ.

1. Einführung 

Seit dem 01.05.1999  ist für die EG der Vertrag von Amsterdam in Kraft.  Die Rechtsetzungskompetenzen der EU für IPR und IZPR sind seitdem nach Art. 61 ff EG geregelt. Der Aktionsplan des Rates und der Kommission zur bestmöglichen Umsetzung des Vertrages vom 03.12.1998 sieht vor, dass die  noch nicht durch Regeln des Gemeinschaftsrechts verfaßten Bereiche des IPR und IZPR nach und nach durch Rechtsakte der EG geregelt werden ( was im Bereich etwa des Gesellschaftsrechts noch ansteht). 

Folgende Rechtsakte mit Bezug zum IZPR sind bis jetzt auf der Grundlage der neuen Artikel 61 ff. EG erlassen worden. 

- Verordnung (EG) Nr. 13447/2000 über die Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Ehesachen und Verfahren betr. die elterliche Verantwortung für die gemeinsamen Kinder der Ehegatten (EVO) seit 01.03.2001 in Kraft; 

- VO (EG) Nr. 1346/2001 über Insolvenzverfahren (InsolvenzVO), seit 31.05.2002 in Kraft; 

- VO (EG) Nr. 1348/2000 über die Zuständigkeit gerichtlicher und außergerichtlicher Schriftstücke im Zivil- und Handelssachen in den Mitgliedsstaaten (EU ZustVO),  seit 31.05.2001 in Kraft; 

- VO (EG) Nr. 1206/2001 über die Zusammenarbeit zwischen den Gerichten der Mitgliedsstaaten auf dem Gebiet der Beweisaufnahme in Zivil- und Handelssachen (Beweisaufnahme VO), in Kraft insgesamt ab dem 01.01.2004; 

· und insbesondere eben die VO (EG) Nr. 44/2001 über die gerichtliche Zuständigkeit, die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen (EuGVVO, auch abgekürzt EuGVO oder Brüssel I-VO)
· sowie die VO (EG) Nr.805/2004 über die Einführung eines europäischen Vollstreckungstitels für Unbestrittene Forderungen (EuVTVO), in Kraft seit 21.10.2005. 

a) Zur geschichtlichen Entwicklung des EuGVVO, welches für ab 01.03.2002 erhobene Klagen gilt,  folgendes : 

- Bereits am 27.09.1968 beschlossen die damaligen EWG-Länder ein Brüsseler-Übereinkommen über die gerichtliche Zuständigkeit und die Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen mit Protokoll und Zusatzprotokoll (GVÜ). 

- Seine Geltung wurde erstreckt durch weitere Abkommen von 1978 auf Dänemark, Irland und das Vereinigte Königreich Großbritanien und Nordirland sowie durch weitere Abkommen von 1982 auf Griechenland und durch Beitrittsabkommen von 1989 auf Spanien und Portugal. Durch ein am 16.09.1988 in Lugano unterzeichnetes Übereinkommen (LugÜ) ist die gerichtliche Zuständigkeit und Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen mit 3 Protokollen und 3 Erklärungen mit wenigen Abweichungen des GVÜ übernommen von Österreich, der Schweiz, Norwegen, Schweden und Finnland. Das LugÜ  1988 ersetzte also das GVÜ 1968.

Das EuGVVO ersetzt also für Klagen ab dem 1.3.2002 das GVÜ und das LugÜ. Die Abweichungen sind gering. Die Prüfung und Darstellung in den Lehrbüchern erfolgt regelmäßig mit dem Hinweis, dass das EUGVVO dem LugÜ und dem GVÜ entspricht, soweit nicht eine Abweichung besonders dargestellt ist. Bei den Gerichtsständen

· des Erfüllungsorts  (Art. 5 Nr. 1) 

· für Verbraucherverträge (Art. 15-17) 

· und für Arbeitsverträge (Art. 18-21).

gibt es beim EUGVVO solche Abweichungen.

Außerdem ist die Pflicht zur Anerkennung ausländischer Entscheidungen erweitert (Art. 24-37) und das Exequatur-Verfahren beschleunigt (Art. 38-52)
 . 

Seltsamerweise galt die VO nicht für Dänemark, Art. 1 Abs. 3 EuGVVO – dies hat sich allerdings seit dem Jahr 2006 geändert durch den Abschluß eines völkerrechtlichen Abkommens.
 

b) Die EuVTVO  ergänzt die EuGVVO und lässt unter besonderen Voraussetzungen das Exequaturverfahren nach der EuGVVO entfallen: Sogenannte „Unbestrittene Forderungen“ sollen in allen Mitgliedsstaaten ohne weiteres vollstreckbar sein, wenn das Gericht des Ursprungsmitgliedsstaats das Vorliegen der in der EuVTVO genannten Vollstreckungsvoraussetzungen in einem formalisierten Verfahren bestätigt hat. Zentrale Normen sind die Art. 5 und 6 der EuVTVO. Eine als Europäischer Vollstreckungstitel (=EVT) bestätigte Entscheidung kann und wird in allen Mitgliedsstaaten 
 anerkannt und vollstreckt, also ohne Exequaturverfahren und ohne Anfechtungsmöglichkeit des Betroffenen
. – Ab 1.1.2009 tritt für Forderungen bis 2000.- € die Small-Claims-Verordnung in Kraft:: auch bei streitigem („regulären“) Verfahren ist das Vollstreckbarkeitsverfahren in diesem Bereich abgeschafft. 
2. Die EuGVVO.

Sachlich, räumlich, persönlich und zeitlich muß der Anwendungsbereich eröffnet sein. 

a) Sachlicher Anwendungsbereich (Art. 1)

Streitgegenstand muß eine Zivil- oder Handelssache sein. Entscheidungen, die einen Rechtsstreit zwischen einer Behörde und einer Privatperson betreffen und bei dem in Streit im Zusammenhang mit der Ausübung hoheitlicher Befugnisse führen, gehören nicht zu den Zivil- oder Handelssachen. 

Streitgegenstand darf nicht eine der in Art. 1 Abs. 2 oder in Art. 67 aufgeführten Rechtsmaterien sein. 

b) Räumlicher Anwendungsbereich (Art. 1 Abs. 3, 68 Abs. 1)

Das EuGVVO gilt nicht gegenüber den nach Art. 68 Abs. 1 i.V.m. Art. 299 von der EuGVVO ausgenommenen Hoheitsgebieten der Mitgliedsstaaten (z.B. die französischen Überseedepartements). 

c) Persönlicher Anwendungsbereich (Art. 2-4).

Es gilt der Grundsatz: Der Beklagte muß seinen Wohnsitz in einem Mitgliedsstaat haben (Art. 2-4). 

Das EuGVVO definiert den Begriff des Wohnsitzes nicht. Die Bestimmung richtet sich nach dem (Sach-)Recht  des Wohnsitzstaates des Beklagten (Art. 59 = Art. 52 EuGVÜ/LugÜ). 

In Deutschland finden also die §§ 7-11 BGB Anwendung. 

Bei Gesellschaftern und juristischen Personen ist aufgrund von Art. 60 Abs. 1 deren satzungsmäßiger Sitz/Ort der Hauptverwaltung/Hauptniederlassung maßgeblich (siehe Art. 53 Abs. 1 S. 1 EuGVÜ/LugÜ). 

d) Zeitlicher Anwendungsbereich (Art. 66) 

Zeitlich ist das EuGVVO anwendbar auf Klagen, die erhoben wurden, nachdem die EuGVVO in Kraft getreten ist. Die EuGVVO wirkt nicht zurück. Auf Klagen, die vor diesem Zeitpunkt erhoben wurden, gilt das EuGVÜ/LugÜ. 

Ist der Anwendungsbereich des Übereinkommens eröffnet, darf die IZ nur noch nach den einschlägigen Bestimmungen der EuGVVO geprüft werden. 

3. Wichtige Bestimmungen der EuGVVO: 

a) Ausschließlicher Gerichtsstand: 

Art. 22 EuGVVO  ( bzw.früher Art. 16 EuGVÜ).

b) Rügelose Einlassung, Art. 24 EuGVVO.

Grundregel: Generell möglich, Art. 24 EuGVVO.

Jedoch: Der Beklagte verliert die Einrede der Unzuständigkeit (noch) nicht dadurch, dass er nicht nur den Mangel der Zuständigkeit geltend macht, sondern sich gleichzeitig hilfsweise zur Sache einlässt (BGH NJW 1999, S. 2442). Begründet wird diese Ausweitung damit, dass es praktisch einer Verweigerung rechtlichen Gehörs gleich käme, wenn man dem Beklagten das Risiko auferlegt, ein Versäumnisurteil gegen sich ergehen zu lassen.

c) Gerichtsstandsvereinbarung nach Art. 23 EuGVVO   bzw. Art. 17 EuGVÜ  

Falls Vorstehendes nicht greift bleibt es bei der Grundregel: 

Die Klage ist grundsätzlich am Wohnsitzgericht des Beklagten zu erheben (Art. 2 I, 59,60 EuGVVO bzw. Art. 2 Abs. 1 i.V.m. Art. 52, 53 EuGVÜ).

Es sei denn, es liegt eine besondere Zuständigkeit nach Art. 5 – Art. 21 vor.

Hier ist zu prüfen: 

Gerichtsstand des vertraglichen Erfüllungsorts, Art. 5 Nr. 1 – Achtung beim UN-Kaufrecht als Unterausnahme: Verkäufergerichtsstand nach Art 57 CISG.

Gerichtsstand am Wohnsitz/den gewöhnlichen Aufenthalt des Unterhaltsberechtigten, Art. 5 Nr. 2

Gerichtsstand der unerlaubten Handlung, Art. 5 Nr. 3

Adhäsionsverfahren nach Art. 5 Nr. 4 

Gerichtsstand der Niederlassung, Art. 5 Nr. 5

Zuständigkeit in Trust-Angelegenheiten, Art. 5 Nr. 6

Zuständigkeit in seerechtlichen Sachen, Art. 5 Nr. 7 

Zuständigkeit kraft Sachzusammenhang, Art. 6 

Zuständigkeit für Versicherungssachen, Art. 8-14

Zuständigkeit bei Verbrauchersachen, Art. 15-17

Zuständigkeit für individuelle Arbeitsverträge, Art. 18-21

4. Die EuVTVO

Die EuVTVO
 ist in Ergänzung der Bestimmungen der EuGVVO zur Vollstreckung ausländischer Entscheidungen ergangen. Hintergrund ist das Ziel der Europäischen Union, die im EG-Vertrag verankerten Grundfreiheiten wie Warenverkehrs-, Niederlassungs- und Dienstleistungsfreiheit durch rechtliche Instrumentarien zu stärken. Diese Rechte werden nach allgemeiner Auffassung bedroht durch eine schlechte Zahlungsmoral und langwierige Gerichtsverfahren. Mit der Einführung des Europäischen Vollstreckungstitels (EVT) und dem damit verbundenen Wegfall des Exequaturverfahrens erhofft man sich, der Zielverwirklichung näher zu kommen. 

Den sachlichen Anwendungsbereich der EuVTVO definiert Art. 2 in Übereinstimmung mit Art. 1 EuGVVO. 

Bei dem titulierten Anspruch muss es sich um eine unbestrittene Forderung handeln. Der Begriff wird in Art. 3 Abs. 1 und Art. 4 Nr. 2 EuVTVO näher erläutert. Es muss sich um eine fällige bezifferte Geldforderung handeln, wobei der Schuldner entweder zugestimmt haben muss, oder aber – und dies ist die Neuerung der EuVTVO – der Schuldner muss infolge fehlenden Widerspruchs im gesamten gerichtlichen Verfahren oder infolge Säumnis zeigen, dass er die Forderung nicht mehr bestreiten will. Insoweit stellt die EuVTVO eine Vermutung auf. Geregelt wird dies in Art. 3 EuVTVO :

„Eine Forderung gilt als „unbestritten“, wenn 

a) der Schuldner ihr im gerichtlichen Verfahren ausdrücklich durch Anerkenntnis oder durch einen von einem Gericht gebilligten oder vor einem Gericht im Laufe eines Verfahrens geschlossenen Vergleich zugestimmt hat oder 

b) der Schuldner ihr im gerichtlichen Verfahren zu keiner Zeit nach den maßgeblichen Verfahrensvorschriften des Rechts des Ursprungsmitgliedstaats widersprochen hat oder 

c) der Schuldner zu einer Gerichtsverhandlung über die Forderung nicht erschienen oder dabei nicht vertreten worden ist, nachdem er zuvor im gerichtlichen Verfahren der Forderung widersprochen hatte, sofern ein solches Verhalten nach dem Recht des Ursprungsmitgliedstaats als stillschweigendes Zugeständnis der Forderung oder des vom Gläubiger behaupteten Sachverhalts anzusehen ist oder 

d) der Schuldner die Forderung ausdrücklich in einer öffentlichen Urkunde anerkannt hat.“

Der Gläubiger kann im Ursprungsstaat erreichen, dass ihm ein EVT ausgestellt wird. Im Gegensatz zur EuGVVO ist das Exequaturverfahren – die Überprüfung der Rechtmäßigkeit im Vollstreckungsstaat – ausgeschlossen. Faktisch bedeutet dies, dass  ein europäischer Schuldner, der sich einem europäischen Gläubiger gegenüber ausgesetzt sieht, nach der Zustellung einer Klagschrift höchste Sorgfalt zu walten lassen hat. Insbesondere ist nach EuGVVO die internationale Zuständigkeit nicht zu prüfen. Es wird vielmehr unterstellt, dass die international zuständigen Gerichte entscheiden. Die internationale Zuständigkeit in den Mitgliedsstaaten wird grundsätzlich durch die EuGVVO geregelt. 

Um einen Gleichlauf mit den Anerkennungs- und Vollstreckungsvorschriften der EuGVVO (Art. 35 Abs. 1, Art. 45 Abs. 1 EuGVVO) zu erreichen, bestimmt Art. 6 Abs. 1 Buchst. b) EuVTVO, dass ein europäischer Vollstreckungstitel nur dann vorliegt, wenn die Entscheidung nicht im Widerspruch zu Kapitel II der EuGVVO, Abschnitte 3 ( = Art. 8-14, Versicherungssachen) oder 6 (= Art. 22, ausschließlicher Gerichtsstand) steht. Denn im Anerkennungs- und Vollstreckungsverfahren nach der EuGVVO ist gem. Art. 45 Abs. 1 i.V.m. 35 Abs. 1 auch nur zu prüfen, ob eine Verletzung der zuvor genannten Gerichtsstände vorliegt. Um aber die Verbraucher zu schützen, bestimmt Art. 6 Abs. 1 Buchst. d EuVTVO, dass Art. 59 EuGVVO anzuwenden ist, mit der Folge, dass ein europäischer Vollstreckungstitel bei einer Verbrauchersache nur vorliegt, wenn dieser am Wohnsitzgericht des Beklagten errichtet wurde, sofern die Forderung unbestritten blieb i.S.v. Art. 3 Abs. 1 Buchst. b oder c EuVTVO und der Beklagte Verbraucher ist und den Vertrag in dieser Eigenschaft geschlossen hat. 

Im übrigen wird sowohl nach der EuGVVO als auch nach der EuVTVO eine Fehlentscheidung hingenommen, ein EVT liegt also auch dann vor, wenn die Entscheidung unter Verstoß gegen die übrigen Zuständigkeitsregeln zustande gekommen ist (vgl. hierzu im Einzelnen Hüßtege, S. 84 ff., unter "Vollstreckung ausländischer Entscheidungen"- siehe auch Fall 3 am Ende des Kapitels).

5.  Die Bestimmung der internationalen Zuständigkeit nach autonomem IZPR (außerhalb des Anwendungsbereichs des EuGVVO)

a) Prüfung spezieller Vorschriften über die internationale Zuständigkeit.

Ausdrückliche Regelungen zur internationalen Zuständigkeit  deutscher Gerichte finden sich im nationalen Recht für das Familienrecht: § 606 a Abs. 1 ZPO für Ehesachen, §640 a II ZPO für Kindschaftssachen, 621 II 1 i. V. mit 606 a I ZPO für Scheidungsfolgesachen 

Bei der Verteilung der elterlichen Sorge kann auch das Haager-Übereinkommen über die Zuständigkeit der Behörden und das anzuwendende Recht auf dem Gebiet des Schutzes von Minderjährigen zur Anwendung zu kommen, wenn das Kind seinen gewöhnlichen Aufenthalt in einem Vertragsstaat hat (MSA). 

b) Heranziehung der allgemeinen Zuständigkeitigkeitsregeln: 

· Sollten keine spezielle Normen zur internationalen Zuständigkeit bestehen, werden die Regeln der ZPO zur örtlichen Zuständigkeit auch zur Bestimmung der internationalen Zuständigkeit  angewandt. Die Grundregel lautet: der örtlichen Zuständigkeit folgt die internationale Zuständigkeit.

· Dem Gerichtsstand des Vermögens (§ 23 S. 1 Alternative 1 ZPO) kommt für die internationale Zuständigkeit besondere Bedeutung zu. Er stellt eine Ausnahme vom Wohnsitzprinzip der §§ 12,13 ZPO dar, denn Klagen wegen vermögensrechtlicher Ansprüche können bei dem Gericht anhängig gemacht werden, in dessen Bereich sich Vermögen des Beklagten befindet. So ist eine einschränkende Auslegung angezeigt, das deutsche Gericht unter hinreichendem Inlandsbezug international zuständig sind. Aufgrund dieser restriktiven Auslegung wird eine internationale Zuständigkeit deutscher Gerichte jedenfalls dann abgelehnt, wenn die in Betracht gezogenen Vermögensstücke geringwertig oder unpfändbar sind. 

· Nach § 38 ZPO kann auch eine Gerichtsstandsvereinbarung eine internationale Zuständigkeit begründen. Im Vorfeld der Anwendung des § 38 ZPO stellt sich folgende Frage: Nach welchem Recht beurteilt sich das Zustandekommen einer Gerichtsstandsvereinbarung und nach welchem Recht ihre prozessuale Zulässigkeit und ihre Wirkung? 

Eine Gerichtsstandsvereinbarung ist nach herrschender Meinung ein materiell-rechtlicher Vertrag über ein Prozeßrechtsverhältnis. Deshalb beurteilt sich das Zustandekommen einer solchen –wie bei  Art. 23 EuGVVO – nach dem speziell für diese Frage zu ermittelten Vertragsstatut ( lex causae ). Der BGH
   beurteilt das Zustandekommen einer im Zusammenhang mit einer vertraglichen Beziehung getroffenen Gerichtsstandsvereinbarung nach dem im Hauptvertrag maßgeblichen Recht. Nach dieser Ansicht folgt also aufgrund des Akzessorietätsgedankens das Nebensächliche (Gerichtsstandsvereinbarung) dem Hauptsächlichen (dem Austauschvertrag). 

Die prozessuale Zulässigkeit und Wirkung in einer wirksamen Vereinbarung richten sich nach herrschender Meinung nach dem Recht des Gerichtsstaates, der lex fori
 . Ob die Derogation oder die Prorogation zulässig ist, entscheidet also das Recht des prorogierten bzw. des derogierten Staates und zwar unabhängig davon, ob die Gerichtsstandsklausel Bestandteil eines einem fremden  Recht unterstehenden Vertrages ist.

Bei der Wahl oder Abwahl deutschen Rechts bedeutet das, dass die §§ 38-40 ZPO heranzuziehen sind. 

Lösungshinweise/Stichworte zu Fall 1 IZVR: 

· Sachverhalt mit Auslandsberührung, Art 3 I

· Vorrang des EuGVVO, Art 3 II 2
· Sachlicher, räumlicher, persönlicher und zeitlicher Anwendungsbereich der EuGVVO
· Wohnsitz von K und B im Vertragsstaat nach EuGVVO ( §§ 7 ff. BGB)

· Vgl. Wortlaut von Art. 22 EuGVVO

( unter Abschnitt 6, „ausschließliche Zuständigkeiten“): 

„Ohne Rücksicht auf den Wohnsitz sind ausschließlich zuständig:

1. für Klagen, welche dingliche Rechte an unbeweglichen Sachen sowie die Miete oder Pacht von unbeweglichen Sachen zum Gegenstand haben, die Gerichte des Mitgliedsstaates, in  dem die Sache belegen ist. Jedoch sind für Klagen aus dem Vertrag betr. die Miete oder Pacht unbeweglicher Sachen zum vorübergehenden privaten Gebrauch für höchstens sechs aufeinander folgende Monate auch die Gerichte des Mitgliedsstaates zuständig, in dem der Beklagte seinen Wohnsitz hat, sofern es sich bei dem Mieter oder Pächter um eine natürliche Person handelt und der Eigentümer sowie der Mieter oder Pächter ihren Wohnsitz in demselben Mitgliedsstaat haben;

2. für….“

Ergebnis : Das italienische Gericht ist ausschließlich zuständig.

Fall 2 IZVR- ABWANDLUNG FALL 1: es geht nur um 1 Monatsmiete – bleibt das italienische Gericht zuständig? Welches Vorgehen empfehlen Sie dem K ?

Fall 3 IZVR:
 Die Firma A in Mechelen, Belgien und die Firma B aus Trier schließen in Belgien einen Vertrag über die Lieferung von belgischen Pralinen. Wegen eines Buchungsfehlers bei A geht diese davon aus, dass B die Lieferung nicht bezahlt hat. Auch macht die Deutsche B Mängel an einigen Schachteln Pralinen geltend, die A aber nicht gelten lassen will. Monate später beschließt A, die angeblich fehlende Kaufpreiszahlung einzutreiben und erhebt Klage vor dem zuständigen Handelsgericht Mechelen in Belgien. B wird im Rahmen eines Versäumnisurteils verurteilt. Wie sich später herausstellt, ist die notwendige Vorladung der B nach belgischem Recht zur Verhandlung dem Justizministeriem des Landes Rheinland-Pfalz nach Art. 7 II der Europäischen Zustellverordnung (EuZVO) zum Zweck der Zustellung zwar übermittelt worden. Eine Zustellung an B ist indes nicht erfolgt, da die zuständigen Stellen Firma und Sitz der B nach deren Umzug in ein anderes Bundesland nicht rechtzeitig ermitteln konnten. Das Versäumnisurteil ist also vom Handelsgericht Mechelen im Widerspruch zu Art. 19 II b EuZVO erlassen worden. B hatte keine Möglichkeit zur Klagerwiderung. A will aus dem Versäumnisurteil vollstrecken. Das Versäumnisurteil wird durch das zuständige deutsche Amtsgericht im Wege der öffentlichen Zustellung gem. § 185 ZPO zugestellt. Nunmehr kann die neue Adresse der B ermittelt werden. B erfährt erst jetzt mit Zustellung der bereits erteilten Vollstreckungsklausel von dem Verfahren. Daraufhin legt sie Beschwerde vor der deutschen Gerichtsbarkeit gegen die Anordnung der Vollstreckungsklausel ein, erhebt jedoch kein Rechtsmittel in Belgien. Zumindest die ordentlichen Rechtsmitteln wären in Belgien bei Zustellung des Vollstreckungsurkunde auch bereits alle verfristet. Wie muss das deutsche zuständige Gericht entscheiden ?

Abwandlung: Wie ist der Fall zu beurteilen, wenn aufgrund des Versäumnisurteils vom Handelsgericht Mechelen ein EVT ausgestellt worden wäre ? 

Fall 4 IZVR: 
 Das deutsche Krankenhaus klagt am Kliniksitz in Deutschland gegen die in Frankreich wohnhafte Beklagte Behandlungskosten für deren Behandlung dort ein. Wie ist die Zulässigkeit nach der EuGVVO zu beurteilen?  (Anmerkung: im entschiedenen Fall war noch die EuGVÜ anzuwenden, da die Klage vor dem 01.03.2002 erhoben worden war.)
Fall 5 IZVR : Argentinienanleihen werden von privaten Gläubigern eingeklagt. Argentinien wird rechtskräftig in Deutschland verurteilt Das AG Berlin-Mitte will einen PfüB erlassen , der Botschaftskonten der Republik Argentinien erfasst. Es legt dem BVerfG folgende Frage vor:
„Gibt es eine allgemeine Regel des Völkerrechts, nach der ein lediglich pauschaler Immunitätsverzicht zur Aufhebung des Schutzes der Immunität auch für solches Vermögen genügt, das dem Entsendestaat im Empfangsstaat zur Aufrechterhaltung der Funktionsfähigkeitseiner diplomatischen Mission dient?“ (Formulierung nach BVerfG, Beschluß 06.12.2006, NJW 2007, H.36, 2605- dort auch Abdruck von § 12 III und IV der von Argentinien verwendeten Klauseln der Staatsanleihen – Immunitätsverzicht -)
Wie entscheidet das BVerfG?
2. Kapitel Teil 1:   Das Internationale Privatrecht Allgemeiner Teil (AT)

Zum Einstieg: Prüfungsschema 3 Internationales Privatrecht (Hüßtege S. 9/10 )
Vorüberlegung: Hat der Sachverhalt Auslandsbezug?
ACHTUNG: Materielles Einheitsrecht – insbesondere das UN-Kaufrecht – regelt den Sachverhalt umfassend und ist daher vorrangig!!

A) Ermittlung des anwendbaren Rechts (Verweisung)

I.  Ermittlung der maßgeblichen Kollisionsnorm = Qualifikation
II. Vorrang staatsvertraglicher Kollisionsnormen, Art. 3 II EGBGB 




Anwendungsbereich des Vertrags

· räumlich

· sachlich

· persönlich 

· zeitlich

III.  Inkorporierte Staatsverträge (Art 18,26 EGBGB-Fragestellung)

IV. Sonderregelungen im Wechsel- und Scheckrecht sowie im Versicherungsvertragsrecht

V. EGBGB

1. Klärung der Anknüpfungstatbestände

a) Staatsangehörigkeit

b) sonstige Anknüpfungen, z.B. gewöhnlicher Aufenthalt

2. Sachlicher Umfang der Verweisung

a) Gesamtnormverweisung (IPR-Verweisung , Art. 4 I S. 1 HS. 1 EGBGB)
b) Rückverweisung 
c) Weiterverweisung

d) Unteranknüpfung bei Mehrrechtsstaaten (  Art. 4 III EGBGB)
e) Vorrang des Einzelstatuts ( Art. 3 III EGBGB)

B.  Anwendung fremden Rechts
Ausländische Auslegung maßgeblich. Beim „Standardfall“ erfolgt hier die Subsumtion der Rechtsfragen unter das anwendbare Sachrecht. Folgende Sonderprobleme können an dieser Stelle noch auftreten:

a) Vorfrage in ausländischer Sachnorm. Wird nach h.M. grundsätzlich selbständig angeknüpft und ist zu unterscheiden von der „Erstfrage“ (siehe hierzu Fall Nr. 7, „Spanierfall“). Ausnahmen beim Namensrecht und bei fremdem Staatsangehörigkeitsrecht: hier ist nach h.M. unselbständig anzuknüpfen.

b) Anpassung auf materiellrechtlicher Ebene, z.B. im Fall der „italienischen Autohypothek“
; oder aber auf kollisionsrechtlicher Ebene in Fällen des Normenmangels oder -widerspruchs.

c)  Schranken der Anwendung

1. Ordre public, Art. 6

2. Sonderausprägungen des Art. 6

· Art. 34 bei vertraglichen Schuldverhältnissen

· Art. 40 III im Deliktsrecht

3. fraus legis = Fall der Rechtsumgehung

A)  Geschichtliche Entwicklung und Aufbau des heutigen EGBGB 

Bei Sachverhalten mit Auslandsberührung kann erst durch die Vorschaltung einer Prüfung, welches Recht anzuwenden ist, ein angemessenes Ergebnis erzielt werden. Diese Vorprüfung ist die Aufgabe des internationalen Privatrechts. Das IPR setzt folglich die Regeln des Rechtssystems, die dazu dienen, zu bestimmen, welche Rechtsordnung in ihrem Sachrecht auf einen Sachverhalt Anwendung finden soll (Art. 3 Abs. 1 EGBGB). 

Historische Rechtsordnungen waren, soweit überhaupt existent, völlig unbelastet von dieser Überlegung. 

Schrittweise kam es zu Rechtssystemen, und zu einer Trennung des Kollisionsrechts vom materiell anzuwenden Recht. 

Immerhin schon im Jahr 1834 taucht das erste Mal der Begriff des „private international law“ in den USA auf, diese Bezeichnung wurde schließlich als „internationales Privatrecht“ nach Deutschland übernommen.  Die erste Kodifikation des IPR in Deutschland entstand immerhin 1896, zusammen mit dem Inkrafttreten des BGB am 1.1.1900. Seinerzeit bestimmten die Artikel 7-31 EGBGB vorrangig, wann deutsches Recht zur Anwendung kommen sollte. 

1986 wurde in Deutschland das Kollisionsrecht grundlegend neu formiert und in Artikel 3 – 38 EGBGB eingebracht. Grund war der sogenannte Spanier-Beschluß
 des Bundesverfassungsgerichts. Danach waren die Grundrechte auch im IPR  anwendbar.   1999 ist das IPR weiter ergänzt worden. Der heutige Aufbau des EGBGB ist folgender: 

1. Art. 3 – 6 EGBGB 

Diese Artikel enthalten – gewissermaßen vorgeschaltet – in unvollständiger Form die allgemeinen Lehren des IPR. Diese Regeln über die Verweisung, Rückverweisung, das Personalstatut und den ordre public gelten für das gesamte IPR, soweit nicht im besonderen Teil Ausnahmevorschriften enthalten sind. 

Die folgenden Abschnitte gehören bereits zum besonderen Teil des EGBGB. 

2. Art. 7 – 10 EGBGB 

Betrifft das Recht der natürlichen Person, insbesondere also die Rechts- und Geschäftsfähigkeit und den Namen. 

3. Art. 11 – 12 EGBGB 

Art. 11 EGBGB sieht zentrale Vorschriften zur Bestimmung des Formstatuts für Rechtsgeschäfte, z.B. Kaufverträge, Übereignungen etc. Sie gilt immer dann, wenn nicht besondere Regeln über das auf die Form anzuwendende Recht bestehen. 

Art. 12 EGBGB enthält Regeln für den Abschluss von Verträgen. Sie sollen dem Verkehrsrechtsschutz dienen. 

4. Art. 13 – 24 EGBGB

Hier finden sich die Bestimmungen zum deutschen internationalen Familienrecht. 

5. Art. 25 – 26 EGBGB 

Hier ist das deutsche internationale Erbrecht enthalten. 

6. Art. 27 – 37 EGBGB

Diese Artikel regeln das internationale vertragliche Schuldrecht. 

Der Gesetzgeber hat mit diesen Vorschriften EG-Übereinkommen bereits in das nationale Recht eingestellt.

7. Art. 38  – 42 EGBGB

Mit Art. 38 EGBGB beginnt das internationale außervertragliche Schuldrecht (also ungerechtfertigte Bereicherung, Geschäftsführung ohne Auftrag und unerlaubte Handlung).

Ab Art. 43 beginnt das Sachenrecht.

Der Vollständigkeit halber ist zu erwähnen, dass daneben einzelne Regelungen in Sondergesetzen zu finden sind. Etwa im Wechselgesetz, Art. 91 ff., im Scheckgesetz, Art. 60.

Andere IPR-Normen finden sich auch in völkerrechtlichen Verträgen, die nach einem Transformationsverfahren zu einem  anwendbarem innerstaatlichem Recht werden. Sie gehen den Vorschriften des EGBGB vor (siehe Art. 3 Abs. 2 S. 1 EGBGB). Auf der Grundlage der durch den Amsterdam-Vertrag geschaffenen neuen EG-Kompetenz im Bereich der justiziellen Zusammenarbeit (Art. 61 lit. c, 65 EG-Vertrag) wird in Zukunft eine weitere Vereinheitlichung des europäischen Kollisionsrechts auf dem Verordnungswege erfolgen, wie etwa durch die EuGVVO geschehen.

Einige Teile des IPR sind (noch) nicht oder nicht ausreichend normiert. So fehlen im Gesellschafts- und Vertretungsrecht gesetzliche Regelungen fast vollständig. 

B)   Allgemeiner Teil des IPR

I. Kollisionsnormen

1. Der Aufbau von Kollisionsnormen

Eine Kollisionsnorm besteht aus einem Tatbestand mit einer Rechtsfolge. Die Tatbestandsseite einer Kollisionsnorm umschreibt, gleich derjenigen einer Sachrechtsnorm, einen abstrakten Sachverhalt. Beispielsweise beinhaltet Art. 19 I EGBGB in dieser Hinsicht die Abstammung eines Kindes. 

Das IPR hält jedoch keine Sachlösung bereit. Der Regelungsgehalt einer Kollisionsnorm oder IPR-Norm erschöpft sich vielmehr darin, auf eine bestimmte Rechtsordnung zu verweisen, welcher dann in einem weiteren Schritt die rechtliche Beurteilung des konkreten Falles zu entnehmen ist. Daher unterscheidet sich die Rechtsfolgenseite einer Kollisionsnorm von derjenigen einer Sachnorm. Art. 19 I EGBGB verweist u.a. auf die Rechtsordnung des Staates, in dem das Kind seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. Das durch das IPR zur Entscheidung des Falles als maßgeblich berufene nationale Sachrecht wird als „Statut“ bezeichnet. 

2. Anwendungsvoraussetzung

Fall 1: 

Käufer K kauft vom Verkäufer B einen gebrauchten Pkw Toyota. Der Beklagte zahlt den Kaufpreis nicht. K erhebt Klage in Deutschland vor dem Wohnsitzgericht des B auf Zahlung des Kaufpreises. Ist japanisches Recht zu berücksichtigen? 

Prüfungsmaßstab ist nach Art. 3 EGBGB, dass der Sachverhalt eine Verbindung zum Recht eines anderen Staates aufweist. Bei reinen Inlandsfällen dagegen ist das deutsche Recht maßgebend. Im vorliegenden Fall ist der einzige Bezug zum Ausland die Tatsache, dass Vertragsgegenstand ein Auto japanischer Produktion ist. 

Gemäß Art. 3 I EGBGB genügt als Anwendungsvoraussetzung für die Normen des IPR keineswegs jeglicher Berührungspunkt. Vielmehr ist ein Bezug zum Recht eines ausländischen Staates erforderlich, also ein in irgendeiner Weise rechtlich bedeutsamer Berührungspunkt. Die Herkunft des Fahrzeugs hat für den Kaufvertrag zwischen K und B ersichtlich keine rechtliche Bedeutung. 

Die Entscheidung des Berichterstatters wird daher nach deutschem Sachrecht, d.h. nach dem BGB erfolgen. 

3. Vertragsschlußort als internationaler Bezug 

Abwandlung zu Fall 1: K und B schließen den Kaufvertrag in Japan. K verklagt den B in Deutschland. Rechtslage? 

Hier hat der Sachverhalt einen rechtlich bedeutsamen Bezug zum japanischen Recht als dem Recht des Abschlußortes des Vertrages. Gemäß Art. 3 I EGBGB ist zunächst daher das IPR danach zu befragen, ob der Umstand, dass der Vertragsschluß in Japan stattgefunden hat, dazu führt, dass japanisches Recht als Vertragsstatut auf den Fall anzuwenden ist oder ob es bei der deutschen Rechtsordnung verbleibt. 

Denkbar ist, dass die Parteien ein Recht vereinbaren, siehe Art. 27 EGBGB. Nach den Sachverhaltsangaben besteht hierfür kein Anhalt.

Die maßgebliche Kollisionsnorm kann aber auch Art. 28 EGBGB sein, sollte eine Rechtswahl der Parteien nicht erfolgt sein. 

Dann kommt das Recht der Rechtsordnung zur Anwendung, zu welcher der Vertrag die engste Verbindung aufweist. Das ist im Zweifel vorliegend Deutschland und es bleibt bei der Beurteilung nach dem BGB. 

Achtung: Für die Frage der Formwirksamkeit kann nach Art. 11 I EGBGB auch der Ort des Vertragsschlusses bedeutsam werden.

4. Umfang der Verweisung 

a) Sachnormverweis(ung)

Zum einen gibt es die Möglichkeit, dass eine Kollisionsnorm lediglich auf die jeweilige Sachvorschriften der berufenen Rechtsordnung verweist (sog. Sachnormverweis). Für die Rechtsnachfolge von Todes wegen etwa würde das bedeuten, dass nach Art. 25 I EGBGB unmittelbar das sachliche Erbrecht des Heimatstaates des Erblassers Anwendung fände.

b) Gesamtverweis(ung)

Andererseits kann der Verweis auch als solcher auf die erbrechtlichen Normen der Heimatsrechtsordnung einschließlich deren international-privatrechtlichen Regelungen verstanden werden (sog. Gesamtverweis oder IPR-Verweis). 

Beim Todesfall und der Prüfung des Art. 25 I EGBGB wäre also das Heimatrecht des Erblassers dahingehend zu befragen, wie dieses die Rechtsfolge von Todes wegen kollisionsrechtlich regelt; insbesondere ist von Bedeutung, ob es die Verweisung annimmt. 

5. Un-/bedingte Verweisung 

Eine Verweisung kann darüber hinaus nach ihrer Unbedingtheit oder Bedingtheit unterschieden werden. Unbedingt ist eine Verweisung, die ohne Rücksicht auf Umstände irgendeiner Art eine bestimmte Rechtsordnung beruft (vgl. z.B. Art. 10 EGBGB zu dem Namen einer Person). 

Von einer bedingten Verweisung ist auszugehen, wenn das Recht eines Staates nur unter bestimmten Voraussetzungen berufen wird. Sind diese Voraussetzungen nicht erfüllt, so ist der Verweis unbeachtlich. Hauptbeispiel hierfür ist Art. 3 III EGBGB, der allgemeine Bedingungen für die Verweisungen des dritten und vierten Abschnitts des EGBGB aufstellt. Art. 3 III EGBGB ist eine der schwierigst verständlichen Normen im deutschen IPR. Zum Verständnis ist folgendes auszuführen. 

Zunächst ist zu beachten, dass der Anwendungsbereich des Art. 3 III EGBGB eingegrenzt ist. Er gilt nämlich nur für 

Art. 13 – 24 EGBGB (= 3. Abschnitt), also für das Familienrecht und 

Art. 24 – 26 EGBGB (= 4. Abschnitt), also für das Erbrecht, und in 

beiden Abschnitten nur, soweit das Vermögen einer Person betroffen ist. 

Hierzu Fall 2: 

Ein Deutscher verstirbt in Deutschland und hinterläßt in Frankreich ein Hausgrundstück. Nach welchen Vorschriften wird der Nachlaß vererbt ? 

Lösung: Da hier ein Sachverhalt mit Auslandsberührung vorliegt – ein Nachlaßgegenstand liegt im Ausland (Art. 3 I EGBGB) – ist das IPR zur Lösung heranzuziehen. Der deutsche Erblasser wird gemäß Art. 25 I EGBGB nach deutschem Erbrecht beerbt. Zum Nachlaß gehörte ein Gegenstand, also Vermögen einer Person, der nicht in der Bundesrepublik Deutschland belegen ist, obwohl auf den Erbfall grundsätzlich deutsches Erbrecht anzuwenden ist. Damit ist der Grundtatbestand des Art. 3 III EGBGB erfüllt. Es ist nämlich 

der Anwendungsbereich eröffnet (es liegt ein erbrechtlicher Sachverhalt vor, bei dem es um das Vermögen einer Person geht) 

und anwendbares Recht und Lageort des Vermögens fallen auseinander

Weitere Voraussetzung ist nach dem Wortlaut von Art. 3 III EGBGB: In dem Staat, wo sich das Vermögen befindet, muß es besonderen Vorschriften unterliegen. 

Im Fall 4 mit Frankreich gilt, dass nach dem französischen Recht (Code civil) unbewegliches französisches Vermögen im besonderen, nämlich französischen Vorschriften im Sinne des EGBGB unterliegt. Im Ergebnis ist für das französische Grundstück ausschließlich französisches Recht anzuwenden. Dies gilt hinsichtlich Erbfähigkeit, Erbfolge, Annahme, Ausschlagung, Anfechtung, Auskunftsansprüche, Auslegung letztwilliger Verfügungen, Zulässigkeit bestimmter Verfügungen, Behandlung noch nicht vollzogener Schenkungen von Todes wegen, Haftung von Nachlaßschulden sowie auch hinsichtlich der Quoten und des Pflichtteilsrechts. 

Hingegen sieht das französische IPR vor, dass beweglicher Nachlaß nach dem letzten Wohnsitz des Erblassers vererbt wird. Es handelt sich um eine Nachlaßspaltung im französischen Recht. 

Also: Auf den Erbfall ist deutsches Erbrecht anwendbar, da jedoch zum Nachlaß gehörendes Vermögen nicht in Deutschland liegt und in Frankreich das Vermögen besonderen Vorschriften, nämlich der Nachlaßspaltung unterliegt, gilt hinsichtlich des Grundstücks, dass dieses abweichend von Art. 25 I EGBGB nach französischem Recht vererbt wird. 

6. Grundsatz des Gesamtverweises im deutschen IPR 

Für das deutsche IPR gilt der Grundsatz der Gesamtverweisung, siehe Art. 4 I EGBGB. Ausnahmen bestätigen die Regel: Es gibt Normen, die der Regel der Gesamtverweisung nicht folgen, die dann aber einen entsprechenden Hinweis enthalten, so z.B. Art. 35 I EGBGB, der bestimmt: „Unter dem nach diesem Unterabschnitt anzuwendenden Recht eines Staates sind die in diesem Staat geltenden Sachvorschriften zu verstehen“. 

Bekanntlich betrifft dieser Passus entsprechend den Überschriften im EGBGB den 5. Abschnitt, also das Schuldrecht, und dort wiederum den ersten Unterabschnitt, also die vertraglichen Schuldverhältnisse. 

7. Alternative Anknüpfung

Fall 3: Der deutsche K will sein in Ulm gelegenes Haus während einer Geschäftsreise nach Italien verkaufen. Der deutsche B bekundet Interesse, so dass beide in Italien einen privatschriftlichen Kaufvertrag über das Anwesen abschließen. K erklärt später, der Kaufvertrag sei wegen § 311 b I BGB formunwirksam. Er bereut den Kauf grundsätzlich. 

Italienisches Recht läßt in Art. 1350 Codice civile für Grundstückskaufverträge privatschriftliche Form genügen. K verklagt den B beim zuständigen LG in Ulm auf Feststellung, dass der Kaufvertrag unwirksam ist, nachdem vorprozessuale Korrespondenz ergebnislos verlief. – Rechtslage?

Der Prüfung  nach  kommt der zuständige Richter – nach Erledigung der prozessualen Prüfung, siehe oben Kapitel 2 - zunächst zu den Kollisionsnormen für das Vertragsrecht, Art. 27 und 28 EGBGB. 

Mangels einer ausdrücklichen Rechtswahl der Parteien greift nach Art. 28 EGBGB deutsches Recht ein, denn der Sachverhalt weist nach den Vermutungsregelungen der Absätze 2 und 3 die engsten Verbindungen zu Deutschland auf. 

Für die Frage der Formwirksamkeit von Rechtsgeschäften existiert allerdings in Art. 11 EGBGB eine Sonderregelung. Dieses Sonderstatut läßt neben der Möglichkeit der akzessorischen   Anknüpfung an das für den Vertrag nach Art. 27 oder 28 EGBGB geltende Recht alternativ eine Anknüpfung an das Recht des Abschlußortes zu. Sie bezweckt, den internationalen Rechtsverkehr zu erleichtern. 

Der Vertragsschluß fand in Italien statt. Das Recht des Abschlußortes ist demnach das italienische, so dass unabhängig davon, welche Rechtsordnung in Art. 27 oder 28 EGBGB für den Vertrag bestimmen, nach Art. 11 I EGBGB nach dieser Norm der Grundstückskauf formwirksam zustande gekommen ist.  

Ändert hieran Art. 11 IV EGBGB etwas? Diese Vorschrift fordert, dass die  Formvorschriften des Belegenheitsstaates ohne Rücksicht auf die Norm des Abschlusses beachtet werden müssen; dies jedoch nur dann, wenn die jeweilige Rechtsordnung eine unbedingte Anwendung beansprucht. § 311 b I BGB ist eine zwingende Formschrift des deutschen Rechts, also des Belegenheitsstaates, erhebt jedoch nach herrschender Ansicht keinen Anspruch auf unbedingte Anwendung für Verträge über im Inland belegene Grundstücke. 

Der Kaufvertrag ist daher zwischen K und B wirksam und die Feststellungsklage wäre abzuweisen. 

Allerdings hat B das Eigentum noch nicht erworben. Siehe Art. 11 V EGBGB. Es bedarf noch der Auflassung vor einem deutschen Notar. 

Eine Widerklage des B, dass K der Auflassung vor einem deutschen Notar zuzustimmen hätte, wäre also erfolgversprechend. 

II.   Qualifikation

1. Begriff

Qualifikation ist die rechtliche Zuordnung eines konkreten Sachverhalts zu einem kollisionsrechtlichen Tatbestand. Gezielt wird danach gefragt, welche Kollisionsnorm einschlägig ist, ob also der Sachverhalt z.B. dem Familien- oder dem Deliktsrecht zugeordnet werden muß. Die in diesem Sinne einschlägige Kollisionsnorm benennt das anwendbare Recht (= Statut). 

2. Systembegriffe 

Der Tatbestand der Kollisionsnorm enthält zwei Elemente – den Anknüpfungsgegenstand (z.B. die Ehe oder einen Vertrag) und Anknüpfungsmoment (z.B. die Staatsangehörigkeit, vgl. in diesem Zusammenhang etwa Art. 14, allgemeine Ehewirkungen, mit der „Kegelschen-Leiter“ in Art. 14 I Ziff. 1 – 3 i.V.m. den Rechtswahlmöglichkeiten in Abs. 2 – 4). 

Der Anknüpfungsgegenstand ist ein materiell-rechtlich geprägter Systembegriff. Um einen Sachverhalt qualifizieren zu können, muß man diesen zunächst einem bestimmten Systembegriff zuordnen. 

Diskutiert wird, welche Methode für diesen ersten Schritt der Qualifikation zu wählen ist. In der Vorlesung wird von der grundsätzlichen Maßgeblichkeit der „lex fori“ ausgegangen. 

III. Statutenwechsel 

Ein Statutenwechsel (= Wechsel des anwendbaren Rechts) kann dadurch eintreten, dass Anknüpfungsmomente verändert werden (so im nachfolgenden Fall der Belegenheitsort) und die Kollisionsnorm gleichzeitig keinen Anknüpfungszeitpunkt bestimmt (anders z.B. Art. 15 EGBGB, wonach sich das Güterrechtsstatut auch durch einen Wechsel der Staatsangehörigkeit des Beteiligten nicht verändert, da es auf den Status zum Zeitpunkt der Eheschließung ankommt). Des weiteren kann eine Veränderung von Kollisionsnormen durch gesetzgeberische Maßnahmen oder als Folge politischer Ereignisse, wie z.B. der deutschen Wiedervereinigung, zum Statutenwechsel führen. 

Für diese Fälle sind regelmäßig intertemporale Kollisionsnormen in Form von Übergangsregeln vorhanden, die dem zeitlichen Anwendungsbereich der verschiedenen Statute gegeneinander abgrenzen (z.B. Art. 220 EGBGB). 

Fall 4:  Der deutsche Diplomat B ist in China beschäftigt. Er kauft im Jahr 1995 in China bei einem Straßenhändler zwei wertvolle Ringe. Diese waren aus dem Antiquitätengeschäft des K entwendet worden, was B nicht wußte. 2000 kehrt B mit den Schmuckstücken nach Deutschland zurück. Im Jahr 2006 verlangt K von B die Herausgabe. Kann B sich auf Eigentum berufen ? 

Die Frage der Eigentümerstellung hinsichtlich der Schmuckstücke richtet sich gemäß Art. 43 I und II EGBGB nach der „lex rei sitae“. Diese ist zunächst chinesisches Recht, ab der Rückkehr des B deutsches Recht. Das sachenrechtliche Statut hat sich also gewandelt. Nach dem deutschen Recht ist zwar grundsätzlich kein Eigentumserwerb an abhanden gekommenen Sachen möglich (§ 935 I BGB). Jedoch könnte B durch Ersitzung nach § 937 I BGB das Eigentum an den Schmuckstücken erworben haben, wenn er sie 10 Jahre lang in Eigenbesitz hatte. Dies ist der Fall. 

Fraglich könnte sein, wie es sich auswirkt, dass die Vorschrift des § 937 I BGB erst seit der Rückkehr des B im Jahr 2000 auf die Frage des Eigentums Anwendung findet. Wenn man den Beginn der 10-Jahresfrist auf diesen Zeitpunkt festlegen würde, so hat B im Jahr 2006 kein dem Herausgabeverlangen des K entgegenstehendes Eigentumsrecht. In solchen Fällen eines Statutenwechsels während eines rechtlich erheblichen Vorganges, spricht man von einem „offenen Tatbestand“. Insoweit gilt Art. 43 III EGBGB: Die unter Geltung des alten Statutes verwirklichten Tatbestandselemente werden im Rahmen des jetzt maßgeblichen Statutes berücksichtigt, als wären sie im Inland geschehen. Vorliegend bedeutet dies, dass der Zeitraum, in dem B in China gutgläubiger Eigenbesitzer war, auf die 10-Jahresfrist des § 937 I BGB angerechnet wird. 

Eine Klage des K gegen B würde daher abgewiesen werden. 

IV. Vorfrage-Erstfrage 

Eine Erstfrage tritt nur bei der Anwendung einer deutschen Kollisionsnorm auf, während die Vorfragenproblematik bei der Anwendung einer fremden Kollisionsnorm oder des aufgerufenen Sachverhalts relevant wird und daher erst später zu diskutieren ist. 

Hierzu als Beispiel zur Verdeutlichung folgenden 

Fall Nr. 5: Zwei Spanier haben in Deutschland vor einem katholischen deutschen Geistlichen geheiratet. Ein deutscher Standesbeamter wurde nicht tätig. Sie wollen sich heute vor einem deutschen Gericht scheiden lassen.
Lösung – nach Abhandlung der Zuständigkeitsproblematik -: Gemäß Art. 17 I 1 i.V.m. Art. 14 I 1 EGBGB ist die Ehe nach spanischem Recht zu scheiden. Voraussetzung ist, dass eine wirksame Ehe zwischen den beiden Spaniern vorliegt. 

Bei dem Problem, ob die beiden „Ehegatten“ miteinander verheiratet sind, handelt es sich um eine Erstfrage. Art. 17 I EGBGB wirft die Hauptfrage nach dem anzuwendenden Scheidungsrecht auf. Bevor diese Frage aber zu klären ist, ist festzustellen, ob überhaupt eine wirksame Ehe vorliegt. Das Vorliegen einer Ehe ist also Voraussetzung der Rechtsfolge des Art. 17 I EGBGB. 

Wie Erstfragen zu behandeln sind, wird vom EGBGB nicht beantwortet. Nach herrschender Meinung sind Erstfragen selbständig anzuknüpfen. Sie werden also vom deutschen IPR beantwortet. 

Die Wirksamkeit der im Fall 5 behaupteten „Ehe“ beurteilt sich also nach Art. 13 EGBGB. Jedenfalls ist die Ehe nicht formwirksam geschlossen, da Art. 13 I EGBGB für eine im Inland geschlossene Ehe die Beachtung der Inlandsform verlangt, die hier nicht eingehalten wurde (§ 1310 I BGB). 

Es liegt also eine Nichtehe vor. Diese kann nicht geschieden werden. 

Zusammenfassend: Immer dann, wenn die Anwendbarkeit und Rechtsfolge einer Kollisionsnorm von einer vorher zu klärenden Rechtsfrage abhängt, handelt es sich um eine Erstfrage. Die Vorfrage tritt erst bei der Anwendung des fremden Rechts auf und ist dort zu diskutieren.

V. Rückverweisung auf deutsches Recht

Fall 6: 

Der englische Bürger B hat sich in Deutschland niedergelassen. Nach seinem Tod muss der zuständige Nachlaßrichter über sein in Deutschland belegenes bewegliches Vermögen befinden. Nach der Prüfung von Art. 25 I EGBGB und dem Grundsatz des Gesamtverweises nach Art. 5 I EGBGB kommt er zur Prüfung des englischen IPR. Dies besagt, dass sich die Rechtsnachfolge bei beweglichem Vermögen nach dem Recht am nächsten Wohnsitz des Erblassers richtet. Welches Erbrecht hat der Nachlaßrichter jetzt anzuwenden ? 

Das englische IPR verweist im vorliegenden Fall auf die deutsche Rechtsordnung, welche zuvor die Anwendbarkeit des englischen IPR bestimmte. Dies wird als „renvoi“ (= Rückverweisung) bezeichnet. Da das deutsche Recht dem „renvoi“ gem. Art. 4 I 1 EGBGB folgt (allerdings gibt es eine Ausnahme im Vertragskollisionsrecht, Art. 35 I EGBGB), stellt sich als nächstes die Frage, ob die Verweisung, die das englische IPR ausspricht, ihrerseits eine Sachnorm oder wiederum eine Gesamtverweisung unter Einschluss des deutschen IPR darstellt. Die Folge einer Gesamtverweisung wäre, dass der Richter nun erneut das deutsche IPR anwenden müsste (Pingpong-Theorie oder Verweisungspendel). 

Art. 4 I 2 EGBGB bestimmt, unabhängig von der Art der Verweisung, welche das englische Recht bestimmt, dass ein Rückverweis auf deutsches Recht als Verweis als deutsche Sachvorschriften zu behandeln ist. Jede mögliche Verweisungskette bricht daher an dieser Stelle ab. Im Ergebnis hat der Richter also deutsches Erbrecht anzuwenden. 

VI. Der „ordre public“ 

Begriff

Der deutsche „ordre public“ beinhaltet die Summe aller wesentlichen Grundsätze der deutschen Rechtsordnung. Er erfasst insbesondere die Grundrechte, deren Grundrechte auch im grenzüberschreitenden Rechtsverkehr beansprucht wird. Einige Vorschriften des EGBGB enthalten eine konkrete Ausgestaltung des „ordre public“ – Gedankens, so etwa Art. 13 II Nr. 3, 18 II und 40 III EGBGB. 

Eine allgemeine Regelung enthält Art. 6 EGBGB. Danach ist Rechtsfolge eines Verstoßes gegen den deutschen ordre public die Nichtanwendung der zu diesem Verstoß führenden ausländischen Rechtsnorm. Ferner ist ein „ordre public“- Verstoß im internationalen Verfahrensrecht z.B. gem. Art. 34 Nr. 1 EuGVVO und § 328 I Nr. 4 ZPO ein Grund, ein Urteil nicht anzuerkennen. 

Fall 7:

Nach ägyptischem Recht kann der Ehemann seine Frau durch das Rechtsinstitut des Talaq verstoßen. Eine deutsche Frau wurde in Ägypten mit ihrem Einverständnis in dieser Weise von ihrem ägyptischen Ehemann verstoßen und möchte in Deutschland erneut heiraten. 

Der deutsche Standesbeamte steht nun vor der Frage, ob das Verbot der Doppelehe die Heirat hindert. Wie wird er entscheiden ? 

Auf die Frage, ob F verheiratet oder wirksam geschieden ist, findet nach Art. 17 I, 14 I Nr. 2 EGBGB ägyptisches Recht Anwendung. Dieses behandelt die Verstoßung der Frau durch den Mann als wirksame Ehescheidung. 

Die Anwendung dieser ägyptischen Regel könnte jedoch den deutschen „ordre public“ verletzten. So ist es hier, insbesondere ist ein Verstoß mit dem Gebot der Gleichbehandlung der Geschlechter gegeben.

Dieses Zwischenergebnis kann jedoch nicht losgelöst vom Einzelfall betrachtet werden. Wenn – so nach dem Sachverhalt – die Frau mit der Verstoßung einverstanden war, so ist es sogar im Interesse der Frau, dass die Scheidung anerkannt wird, denn diese will laut Sachverhalt wieder heiraten. 

Außerdem spielt eine Rolle, dass bei vorliegender Konstellation nach einer Rechtsordnung geschieden, nach einer anderen Rechtsordnung als noch verheiratet gilt. Solche „hinkenden Ehen“ sind zu vermeiden. Der Standesbeamte wird daher die Heirat vollziehen. 

VII. Anknüpfungsmomente 

1. Staatsangehörigkeit

Hier ist das deutsche Staatsangehörigkeitsrecht maßgebend. Es folgt hinsichtlich des Erwerbes durch Geburt dem sogenannten „ius sanguinis“-Prinzip, wonach ein Kind mit der Geburt die deutsche Staatsangehörigkeit erlangt, wenn ein Elternteil Deutscher ist. Seit der Neuregelung des Staatsangehörigkeitsrechts im Jahr 1999 ist dies nunmehr durch ein eingeschränktes Territorialitätsprinzip („ius-soli“-Prinzip) für in Deutschland geborene Kinder rechtmäßig hier lebender Ausländer ergänzt, § 4 III StAG. Der Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit ist durch Entlassung, Erwerb einer ausländischen Staatsangehörigkeit (auch durch Adoption) und Verzicht möglich. 

2. Effektive Staatsangehörigkeit 

Fall Nr.8: 

B besitzt die polnische Staatsangehörigkeit, hat aber als vertriebener Deutscher Volkszugehörigkeit im Gebiet der Bundesrepublik Aufnahme gefunden. Welchem Recht unterliegt die Rechtsnachfolge im Falle des Todes aus der Sicht des deutschen IPR ? 

Die Rechtsnachfolge von Todes wegen unterliegt nach Art. 25 I EGBGB dem Personalstatut des Erblassers, hier also polnischem Recht. Dies nimmt die Verweisung durch Art. 28 I seines IPR-Gesetzes an. 

Es stellt sich allerdings die Frage, ob sich an der Anwendbarkeit des polnischen Sachrechts durch den Status des B als Deutscher im Sinne des Art. 116 I GG etwas ändert. 

Gemäß § 14 a StAG erwerben die sogenannten „Statusdeutschen“ zum 01.08.1999 ex lege die deutsche Staatsangehörigkeit. Damit hat B zwei Personalstatute, unter denen das für die Erbfolge entscheidende zu bestimmen ist. 

Art. 5 I 1 EGBGB fragt, mit welchem der beiden Staaten B am engsten verbunden ist, also nach der sogenannten effektiven Staatsangehörigkeit. Für den Fall, dass eine der beide in Frage stehenden Staatsangehörigkeit die deutsche ist, stellt Art. 5 I 2 EGBGB eine privilegierende Sonderregel auf, nach welcher die deutsche Staatsangehörigkeit stets vorrangig ist. B wird also aus der Sicht des deutschen IPR nach deutschem Recht beerbt. 

3. Gewöhnlicher Aufenthalt 

Weiterer wichtiger Anknüpfungspunkt im deutschen IPR ist der gewöhnliche Aufenthalt einer Person. Eine Legaldefinition des gewöhnlichen Aufenthaltes gibt es im deutschen Recht jedoch nicht. Insbesondere ist dieser nicht mit dem Wohnsitz nach § 7 ff. BGB gleichzusetzen. Der BGH hat daher eine eigene Begriffbestimmung entwickelt. Nach seiner Rechtsprechung ist für die Annahme eines gewöhnlichen Aufenthalts der Schwerpunkt der Bindungen an einer Person, also ihre soziale Integration durch familiäre, freundschaftliche oder berufliche Beziehungen entscheidend. Dafür spielt die Dauer und Beständigkeit des Aufenthaltes eine große Rolle, während der Aufenthaltswille in der Bedeutung dahinter zurücktritt
 . 

2. Kapitel Teil 2 :  Das Internationale Privatrecht  Besonderer Teil (BT)

A.    Rechtsgeschäftliche Schuldverhältnisse (Art. 27-37 EGBGB) 

I.
Das EVÜ vom 19.06.1980 

Ausgangspunkt ist das EVÜ vom 19.06.1980 oder „Rom I“
. Dieser Staatsvertrag hatte das Ziel, gemeinsame, EU-weite Regeln aufzustellen, und diese Einheitlichkeit durch eine Auslegungskompetenz des EuGH zu gewährleisten. 

Die bundesrechtliche Besonderheit des Übereinkommens liegt darin, dass die Bundesrepublik Deutschland ihre Zustimmung zu „Rom I“ zwar durch Gesetz vom 23.07.1986 erteilt hat, gleichzeitig aber erklärte, dass seine Art. 1 – 21 innerstaatlich keine unmittelbare Anwendung finden. 

Die vorgesehene Übernahme des Übereinkommens als Staatsvertrag (Art. 25 GG) scheiterte also, vielmehr wurde es  als Art. 27 –37 in der Neufassung des EGBGB des Jahres 1986 inkorporiert. 

Somit liegt innerstaatliches Recht vor. Die Auslegungskompetenz des EuGH entfällt. Art. 36 EGBGB ermahnt zwar zur einheitlichen Auslegung und zitiert „Rom I“. 

Jedenfalls sind die Normen nationales Recht und eine Auslegungskompetenz des EuGH ist insoweit nach ständiger Praxis nicht gegeben. 

II.
Rechtswahl durch die Parteien 

1. Grundsatz der Parteiautonomie 

Gemäß Art. 27 EGBGB können die Parteien das anzuwendende Recht frei wählen. Es gilt der Grundsatz der Parteiautonomie. Einschränkungen bestehen in Art. 29, 29 a und 30 EGBGB. 

Es ist grundsätzlich nicht erforderlich, dass das gewählte Recht mit dem zugrunde liegenden Vertrag in einem Zusammenhang steht. Im Übrigen bestimmt Art. 27 III EGBGB: „Ist der sonstige Sachverhalt im Zeitpunkt der Rechtswahl nur mit einem Staat verbunden, so kann die Wahl des Rechts eines anderen Staates – auch wenn sie durch die Vereinbarung der Zuständigkeit eines Gerichts eines anderen Staates ergänzt ist – die Bestimmung nicht berühren, von denen nach dem Recht jenes Staates durch Vertrag nicht abgewiesen werden (zwingende Bestimmungen).“

Zwingend sind in diesem Zusammenhang u.a. sämtliche Vorschriften des materiellen Rechts, die nicht durch Parteivereinbarung abdingbar (also dispositiv) sind.

2. Rechtswahlvertrag

Die Rechtswahl erfolgt durch den sog. Rechtswahl- oder Verweisungsvertrag, der von dem eigentlichen Hauptvertrag (z.B. einem Kaufvertrag) zu trennen ist, Art. 27 I, IV EGBGB. 

In der Praxis besteht dieser Rechtswahlvertrag aus einer einzigen Klausel eines umfassenden Hauptvertrags. Nach herrschender Auffassung ist die Wirksamkeit des Rechtswahlvertrags von derjenigen des Hauptvertrags unabhängig. 

Das Zustandekommen und die Wirksamkeit der Rechtswahl bestimmen sich gem. Art. 31 I EGBGB nach dem Recht, das anzuwenden wäre, wenn der Vertrag oder die Bestimmung wirksam wäre. Für die Form der Rechtswahl reicht die Einhaltung der für den Hauptvertrag geltenden Formvorschriften aus. Dieses folgt aus Art. 27 IV i.V.m. Art. 11 EGBGB. Art. 11 EGBGB lässt alternativ die Einhaltung der Formvorschriften des Hauptvertrags oder des Abschlussortes ausreichen, siehe schon oben Fall 7. 

Fall  9: 

K aus Deutschland und der Portugiese V schließen einen Kaufvertrag unter Beifügung ihrer jeweiligen AGB, die jeweils ihr eines nationales Recht für anwendbar erklären. Ist der Kaufvertrag wirksam ? Ist ein wirksamer Rechtswahlvertrag zustande gekommen ? 

Es liegt kein wirksamer Rechtswahlvertrag vor, da bei unterstellter Wirksamkeit der Rechtswahlklausel das nach Maßgabe der AGB des K anwendbare deutsche Recht zu dem Ergebnis käme, dass die einander widerstreitenden Klauseln sich aufheben. Insbesondere gilt nicht die Theorie des letzten Worts. 

Der Kaufvertrag als Hauptvertrag ist hingegen wirksam zustande gekommen, das anwendbare Recht richtet sich indessen nach Art. 28 EGBGB. 

3.Sonderanknüpfung gemäß Art. 31 II EGBGB

Fall 10: 

K aus Deutschland verkauft B in Belgien per Telefonat unter Ausschluss des UN-Kaufrechts 5 Maschinen XY. Kurze Zeit später bestätigt K dem B schriftlich den Inhalt des Telefonats, in dem er diese zusammenfasst, und zusätzlich auf die in seinem Betrieb geltenden AGB-Verweisen. B antwortet nicht. 

Nach ordnungsgemäßer Ablieferung an B verlangt K Zahlung der vereinbarten Vergütung. 

B wendet ein, dass bei der Erfüllung des Vertrags ein Schaden verursacht worden sei, durch Transportmitarbeiter, wobei dies dem K  zurechenbar sei. Er rechnet auf, hilfsweise behauptet er ein Zurückbehaltungsrecht. 

K  hingegen verweist auf seine ABG, in denen eine Klausel enthalten ist, die Leistungsverweigerungsrechte des Vertragspartners umfassend ausschließt. K klagt vor einem deutschen Gericht. Erfolgsaussichten ? 

Soweit das anzuwendende Recht wegen des Fehlens einer wirksamen Rechtswahl nach Art. 28 EGBGB bestimmt werden muss, kommt es darauf an, mit welcher Rechtsordnung der Vertrag die engsten Verbindungen aufweist. Der wichtigste Anhaltspunkt für die engste Verbindung eines Vertrages mit einem Staat ist nach Art. 28 II EGBGB die Erbringung der charakteristischen Leistung. Damit ist die Leistung gemeint, die dem bestimmten Vertragstyp seine Eigenart verleiht. Beim Kaufvertrag hat der Verkäufer die charakteristische Leistung zu erbringen. Deshalb greift die Vermutung des Art. 28 II EGBGB ein, so dass deutsches Recht zur Anwendung gelangt. Dieses Recht ist gem. Art. 31 I EGBGB auch auf die hier zu beantwortenden Fragen des Zustandekommens und der Wirksamkeit des Vertrages und seiner Bestimmung anzuwenden.

Nach deutschem Recht war das Schreiben des B ein sogenanntes kaufmännisches Bestätigungsschreiben. Daran ändert auch die Tatsache nichts, dass die zusätzlich zur Wiedergabe des Vertragsinhalts auf seine AGB verwiesen hatte, denn dieser Verweis ist lediglich eine Ergänzung, die vernünftige Parteien zur ordnungsgemäßen Abwicklung ihres Vertrages vereinbart hätten und mit deren Billigung durch den anderen Vertragspartner daher zu rechnen war. Derartige Ergänzungen in einem kaufmännischen Bestätigungsschreiben sind nach herrschender Meinung zulässig. 

Da B auf den Brief des K nicht reagiert hat und Schweigen in diesem Zusammenhang als Zustimmung gilt, ist ein Vertrag mit dem Inhalt des Bestätigungsschreibens zustande gekommen. Auch die den Ausschluss des Zurückbehaltungsrechts betreffende Klausel finden Anwendung, denn sie hält eine Überprüfung eines AGB-Rechts stand. Auf den kaufmännischen Geschäftsverkehr lässt sich § 309 Nr. 2 BGB im Rahmen des § 307 II Nr. 1 BGB nach herrschender Meinung grundsätzlich nicht übertragen. 

Grundsätzlich wäre demnach K vor dem deutschen Gericht erfolgreich. Es könnte jedoch ein Fall des Art. 31 II EGBGB vorliegen. Dieser bezieht sich auf subjektive Willensmängel, die objektiv als gerechtfertigt erscheinen, weil die Partei von den Voraussetzungen der ihr gewohnten Rechtsordnung ausgeht. In solchen Fällen soll nicht die nach Art. 31 EGBGB verwiesene, sondern die Rechtsordnung zur Anwendung kommen, in der der Irrende seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

In der belgischen Rechtsordnung gibt es die Konstruktion des kaufmännischen Bestätigungsschreibens nicht. Kann sich B hierauf berufen ? 

Heranzuziehen sind alle Umstände des Falles.  B hat zu seinem Zeitpunkt seine – belgische – Rechtsphäre verlassen. Die Kenntnis der deutschen Rechtsgrundsätze war dem B schuldlos nicht bekannt. Der besondere deutsche Rechtsgrundsatz besitzt Ausnahmecharakter. 

Nach herrschender Ansicht muss daher im vorliegenden Fall das belgische Recht zusätzlich herangezogen werden. Nach Art. 31 II EGBGB wurde demnach der mündliche Vertrag nicht wirksam um die AGB des K ergänzt, so dass diese nicht anwendbar sind. B kann sich daher auf sein Zurückbehaltungsrecht berufen. 

4.  Stillschweigende Rechtswahl 

Immer dann, wenn eine ausdrückliche Rechtswahl nach Art. 27 I 2 EGBGB nicht getroffen wurde, kann eine stillschweigende Rechtswahl getroffen worden sein. Typisch für eine solche stillschweigende Rechtswahl sollen sein: 

· die Verweisung auf Vorschriften eines bestimmten Rechts

· die Vereinbarung von Geschäftsbedingungen 

· die Benutzung von Formularen , die auf einem bestimmten Recht 

aufbauen 

· die Vereinbarung eines einheitlichen Erfüllungsortes 

· die Vereinbarung eines einheitlichen Gerichtstands oder

des Schiedsgerichts eines bestimmten Landes

· die im Prozess (!) bekundete Einigkeit der Parteien über das

anwendbare Recht.

In dem Fall des BGH NJW 2003, S. 2605, 2606 zur Ermittlung des anwendbaren Rechts auf das Verlangen einer Ital. AG mit Sitz in Trient (Italien) gegen den Dt. Beklagten formulierte dieser: 


„Auf das Vertragsverhältnis der Parteien ist nach dem deutschen


internationalen Schuldvertragsrecht, das in allen Verfahrensstadien


von Amts wegen zu prüfen ist, deutsches materielles Recht anzu-


wenden. Die Parteien haben keine ausdrückliche Rechtswahl nach 


Art. 27 I 2 EGBGB getroffen. Das deutsche materielle Recht ist 


anwendbar, weil der Vertrag der Parteien hinreichende Anhaltspunkte


für eine konkludente Rechtswahl nach Art. 27 I 2 EGBGB zu 


Gunsten des deutschen materiellen Rechts enthält. Die Parteien 


haben die VOB/B vereinbart und die besonderen Vereinbarungen


des Vertrags an der VOB/B und den gesetzlichen Vorschriften des


deutschen Werkvertragsrechts orientiert. Weitere Anhaltspunkte 


sind die Gerichtsstandsvereinbarung zu Gunsten der Gerichte in


Deutschland und die Fassung des Textes in deutscher Sprache.


Diese Umstände sind für eine konkludente Rechtswahl zu Gunsten


des deutschen Rechts ausreichend.“ 

In der Praxis von besonderer Bedeutung ist die Indizwirkung, die von dem Prozessverhalten der Parteien ausgehen kann: Nehmen die Parteien beide übereinstimmend auf ein bestimmtes Recht zur Lösung der Rechtsfrage Bezug, geht insbesondere die deutsche Rechtsprechung von einer stillschweigenden Rechtswahl zu Gunsten des in Bezug genommenen Rechts aus. 

5.    Nachträgliche Rechtswahl 

Als eine nachträgliche Rechtswahl wird auch ein, auf ein bestimmtes Recht ausgerichtetes, Prozessverhalten gewertet. Insbesondere ist erstinstanzlich eine stillschweigende Rechtswahl anzunehmen, wenn die Parteien zu ein und demselben Recht vortragen (ständige Rechtsprechung des BGH
). 

Das Prozessverhalten in erster Instanz wird als nachträgliche Rechtswahl gewertet. 

6.    Bedingte Rechtswahlklauseln oder „Floating clauses“„

Bei dieser Konstellation ist im Unterschied zur nachträglichen Rechtswahl, bei der es zu jeder Zeit ein den Vertrag beherrschendes Recht gibt,  das anzuwendende Recht bis zur Anhängigkeit eines Rechtsstreites unbestimmt. 

Beispielsweise wird durch solche Rechtswahlklauseln bestimmt, dass die lex fori des jeweils angerufenen Gerichts oder das Recht am Sitz der jeweils gegnerischen Partei zur Anwendung kommt. 

Die kollisionsrechtliche Wirksamkeit der „floating clauses“ richtet sich nach der lex fori und ist wegen der „schwebenden“ Rechtslage umstritten. Nach deutschem Recht dürften sie jedoch zulässig sein (gegen Kritik aus dem angelsächsischen Rechtskreis) 

7.
Grenzen der Rechtswahl

Hier ist die Frage zu beantworten, ob und inwieweit durch Rechtswahl von ansonsten anzuwendenden zwingenden nationalen Vorschriften abgewichen werden kann. Betroffen ist der Anwendungsbereich des Art. 34 EGBGB. Unabhängig von dem für einen Schuldvertrag nach Art. 27 – 30 geltenden Vertragstatut sind nach dieser Vorschrift in jedem Fall die vertraglich nicht abdingbaren Vorschriften des deutschen Rechts anzuwenden, die den Sachverhalt ohne Rücksicht auf das auf den Vertrag anzuwendende Recht international zwingend regeln. 

Nach herrschender Meinung findet die Rechtswahl eine letzte Grenze in der für das gesamte internationale Privatrecht nach Art. 6 EGBGB geltenden kollisionsrechtlichen Vorbehaltsklausel zum Schutz der inländischen öffentlichen Ordnung („ordre public“). 

Die Vorbehaltsklausel ermöglicht, fremdes Recht abzuwehren, wenn dessen Anwendung im Einzelfall zu Ergebnissen führen würde, die dem Kernbestand der inländischen Rechtsordnung antasten, wenn „das Ergebnis der Anwendung des ausländischen Rechts zu den Grundgedanken der deutschen Regelung und der in ihnen liegenden Gerechtigkeitsvorstellungen in so starkem Widerspruch steht, dass es für unerträglich gehalten wird (BGHZ 50, 357). 

So kann ein Strafschadensersatzanspruch (punitive damages) von nicht unerheblicher Höhe dem zu leistenden Schadensersatz für materielle und immaterielle Schäden gegen den „ordre public“ verstoßen (BGHZ 118, 312). 

8. Geschäftsfähigkeit

Fall 11: 

Der in der Schweiz lebende achzehnjährige Schweizer S schließt mit seinem seit Jahren in Dresden wohnhaften Vater einen Erbverzichtsvertrag. Deutsches Recht wird vereinbart. S  bereut später den Vertragsschluss und beruft sich jetzt auf dessen Ungültigkeit. Er begründet dies mit den Normen : §§ 495 ff. i.V.m. § 14 ZGB Schweiz –Fassung 1991. Danach wäre er erst mit 20 Jahren geschäftsfähig gewesen. Ist der Vertrag wirksam ? 

Die Geschäftsfähigkeit einer natürlichen Person bestimmt sich als selbständig anzuknüpfende Vorfrage, auch bei Vorliegen einer Rechtswahl für den Vertrag selbst gem. Art. 7 I 1 EGBGB nach dem Personalstatut, also nach dem Recht des Staates, dem die Person angehört. S ist Schweizer. Deshalb richtet sich seine Geschäftsfähigkeit grundsätzlich nach den Vorschriften des schweizerischen ZGB. Im Gegensatz zum deutschen Recht konnte S aufgrund fehlender Volljährigkeit nach Schweizer Recht den Erbverzichtsvertrag nicht wirksam schließen. Wegen des Verweises in Art. 27 IV EGBGB könnte jedoch die Verkehrsschutzvorschrift des Art. 12 EGBGB anzuwenden sein. Art. 12 S. 1 EGBGB schränkt das Staatsangehörigkeitsprinzip des Personalstatuts zu Lsten der nicht voll geschäftsfähigen Personen ein, um bei Verträgen zwischen Anwesenden das Vertrauen in die Rechts- und Geschäftsfähigkeit nach dem Recht des Abschlussortes zu schützen. Eine nach ihrem Heimatrecht nicht voll geschäftsfähige natürliche Person kann sich daher nur auf ihre Geschäftsunfähigkeit berufen, wenn der Vertragspartner diese bei Vertragsschluss kannte oder kennen musste. 

Die Beweislast für die Kenntnis oder die fahrlässige Unkenntnis liegt nach dem Wortlaut der Vorschrift bei dem Geschäftsunfähigen. Allein durch die Kenntnis der Ausländereigenschaft wird der gute Glaube an die Geschäftsfähigkeit des Vertragspartners jedenfalls nicht ohne weiteres ausgeschlossen.

Da dem Sachverhalt weder zu entnehmen ist, dass der Vater die Geschäftsunfähigkeit seines Sohnes nach dem Schweizer ZGB kannte, noch, dass dem Sohn der Beweis der fahrlässigen Unkenntnis gelingen wird, ist davon auszugehen, dass die Voraussetzung des Art. 12 S. 1 EGBGB nicht erfüllt sind, und S sich nicht auf seine Geschäftsfähigkeit nach dem schweizerischen Recht berufen kann. 

Allerdings könnte Art. 12 S. 2 EGBGB eingreifen. Der Erbverzichtsvertrag ist nach herrschender Meinung ein erbrechtliches Rechtsgeschäft i.S.v. Art. 12 S. 2 EGBGB. Nach herrschender Meinung richtet sich das anwendbare Recht bezüglich des Erbverzichts nach dem (hypothetischen) Erbstatut des Art. 25 EGBGB. Im Ergebnis bleibt es daher bei der Regelung des Art. 7 EGBGB, so dass S sich auf die Unwirksamkeit des Vertrages berufen kann und der Vertrag tatsächlich unwirksam ist. 

III.
Fehlen einer Rechtswahl 

1. Objektive Anknüpfung 

Haben die Parteien das auf den Vertrag anwendbare Recht nicht vereinbart, muss das anwendbare nationale Recht durch eine sogenannte „objektive Anknüpfung“ gem. Art. 28 EGBGB bestimmt werden. Das gem. Art. 28 EGBGB ermittelte Recht meint immer die Sachvorschriften, Art. 35 I EGBGB, also nicht auch das Kollisionsrecht betreffenden Staates. Die Ermittlung erfolgt über zwei Schritte: 

· Zunächst ist gem. Art. 28 I EGBGB zu prüfen, zu welchem Recht der Vertrag die engsten Verbindungen aufweist. Nach der in Art. 28 II EGBGB aufgestellten Vermutung ist dies die Rechtsordnung des Aufenthalts bzw. der Niederlassung der partei, die die charakteristischen Vertragsleistung erbringt.

· Alsdann ist gem. Art. 28 V EGBGB („Ausweichklausel“) zu prüfen, ob der Vertrag entgegen der Vermutung des Art. 28 II EGBGB möglicherweise engere Verbindungen zu einer anderen Rechtsordnung aufweist. Maßgeblich ist dann wiederum die Grundregel nach Art. 28 I EGBGB, wonach der Vertrag dem Recht des Staates unterliegt, mit der er die engsten Verbindungen aufweist.

2.  Einordnungsfälle  

· Tausch 

Das anwendbare Recht ist grundsätzlich auf Grund der engsten Verbindung nach Art. 28 I EGBGB zu bestimmen. Art. 28 II scheidet aus, da keine charakteristische Leistung vorliegt (Art. 28 II 3 EGBGB).

· Schenkung

Bei Grundstücken: Recht des Lageorts (Art. 28 III EGBGB), bei beweglichen Sachen: Recht am gewöhnlichen Aufenthaltsort des Schenkers (Art. 28 II 1 EGBGB).

· Miete, Pacht

Bei Grundstücksmiete und – pacht gilt i.d.R. nach Art. 28 III EGBGB das Recht des Lageortes, sofern der Vertrag nach der Gesamtheit der Umstände nicht engere Verbindungen mit einem anderen Staat aufweist (z.B. bei Mietverträgen zwischen Inländern über Ferienwohnungen im Ausland). 

Bei beweglichen Sachen gilt nach Art. 28 II EGBGB das Recht am gewöhnlichen Aufenthaltsort bzw. der Hauptverwaltung des Vermieters, bei gewerblicher Vermietung das Recht seiner (Haupt-) Niederlassung. 

· Leasingvertrag

Hier gilt grundsätzlich das Recht des Leasinggebers, soweit nicht Art. 29 EGBGB einschlägig ist. 

· Franchisevertrag

Für den Franchisevertrag gilt grundsätzlich das Recht am Sitz des Franchisegebers. 

· Darlehen 

Die charakteristische Leistung i.S.v. Art. 28 II EGBGB erbringt der Darlehensgeber, bei Bankdarlehen ist nach Art. 28 II 2 EGBGB das Recht der Leistung der Bank maßgeblich, sofern nicht Art. 29 II EGBGB eingreift (Verbrauchervertrag); bei Realkredit Anknüpfung an den Lageort des belasteten Grundstücks; dies gilt auch für ein damit zusammenhängendes abstraktes Schuldanerkenntnis oder –versprechen. 

· Dienstvertrag

Charakteristische Leistungen i.S.v. Art. 28 II EGBGB erbringt der Dienstverpflichtete; bei freiberuflicher Dienstleistung war deshalb nach früherer h.M. i.d.R. an der Niederlassung (z.B. Arzt- oder RA-Praxis) des Dienstverpflichteten maßgeblich, Art. 28 II 2 EGBGB, sofern nicht die Sonderregelung des Art. 29 II EGBGB (bei Verbrauchern) eingreift. Hierzu beachte allerdings die Änderung der Rechtsprechung seit BGH,NJW-RR 2004,932 und der Zuständigkeit für Honorarklagen nach dem EuGVVO Art 5 Nr.1 lit. B, Urteil vom 2.3.2006 IX ZR 15/05; BRAK-Mitt. 4/2006 S.180.

· Werkvertrag

Bei Fehlen einer Rechtswahl entscheidet Art. 28 II EGBGB grundsätzlich die charakteristische Leistung: diese wird vom Unternehmer erbracht; maßgeblich ist daher in der Regel das Recht am Ort der Niederlassung des Unternehmers, Art. 28 II EGBGB. Die Anknüpfung an die Niederlassung des Werkunternehmers gilt auch für Bauverträge; die Baustelle begründet keine engere Verbindung i.S.v. Art. 28 V EGBGB. 

· Handelsvertretervertrag, Vertragshändlervertrag

In Ermangelung einer Rechtswahl entscheidet die charakteristische Leistung, sie erbringt der Handelsvertreter bzw. Vertragshändler; maßgeblich ist deshalb nach Art. 28 II 2 EGBGB i.d.R. das Recht am Ort ihrer Niederlassung, sofern sich nicht aus der Gesamtheit der Umstände ergibt, dass der Vertrag engere Verbindungen mit einem anderen Staat aufweist, Art. 28 V EGBGB.

Für die Einzellieferungen des Handelsvertreters bzw. Vertragshändlers gilt das dafür maßgebliche Vertragstatut, z.B. Kauf. 

· Auftrag

Charakteristische Leistung i.S.v. Art. 28 II erbringt der Beauftragte; maßgeblich ist daher i.d.R. das Recht an seinem gewöhnlichen Aufenthalt, Art. 28 II 1 EGBGB, dies gilt auch für den Geschäftsbesorgungsvertrag. Für Anspruch aus Geschäftsführung ohne Auftrag gilt grundsätzlich das Recht des Geschäftsführungsorts, Art. 39 I EGBGB. Bei Fremdgeschäftsführung im Rahmen eines zwischen den Parteien bestehenden Rechtsverhältnisses ist i.d.R. das Statut dieses Rechtsverhältnisses maßgebend, vgl. Art. 41 II Nr. 1 EGBGB.

· Verwahrung 

Charakteristische Leistung i.S.v. Art. 28 II erbringt der Verwahrer; sofern kein Verbrauchervertrag nach Art. 29 I und II EGBGB vorliegt, ist daher i.d.R. Recht am Sitz des Verwahrers maßgeblich. 

· Beherbergungsvertrag

Die charakteristische Leistung i.S.v. Art. 28 II EGBGB erbringt der Gastwirt; maßgeblich ist daher i.d.R. das Recht seiner Niederlassung. Bei Beherbungsverträgen mit ausländischen Hotels gilt Art. 29 EGBGB nicht, vgl. Art. 29 IV Nr. 2 EGBGB.

IV.  Besondere Vertragstypen 

Fall 12: 

Verbraucherin K erwirbt auf einer Kaffeefahrt von B im Ausland (z.B. Tschechien) ein Kaffeservice für 150,-- EUR. 

Sie will – wieder in Deutschland – den Kaufvertrag widerrufen. 

Nach deutschem Recht wäre der Widerruf nach §§ 312, 355 BGB möglich. Voraussetzung wäre, dass das deutsche Recht auf den vorliegenden Vertrag Anwendung findet. Eine Rechtswahl im Sinn des Art. 27 EGBGB ist dem Sachverhalt nicht zu entnehmen. Das anzuwendende Recht ist daher nach Art. 28 EGBGB zu bestimmen und wegen dessen Absatz 2 ist grundsätzlich daher ausländisches  Recht heranzuziehen. Allerdings ergeben sich zum Schutz der schwächeren Vertragspartei Einschränkungen aus Art. 29 II EGBGB. Der sachliche Anwendungsbereich ist öffnend: es geht um einen Barkauf beweglicher Sachen, der eine „Lieferung“ i.S.d. Vorschrift darstellt. Da K das Kaffeeservice mangels anderen Anhalts als Verbraucher für private Zwecke erwirbt, ist der Anwendungsbereich eröffnet. Der räumliche Anwendungsbereich wird durch Art. 29 I Nr. 1-3 EGBGB bestimmt. Ausgangspunkt ist die Wertung, dass nur derjenige schutzwürdig ist, der nicht aus eigenem Antrieb handelt. K nimmt an einer „Kaffeefahrt“ teil, und bei solchen Veranstaltungen besteht das Ziel des Initiators in erster Linie darin, die Mitreisenden zum Kauf seiner Waren zu bewegen. Aus diesem Grund fallen solche Fahrten nach herrschender Meinung unter Art. 29 I Nr. 3 EGBGB. Der Widerruf ist daher möglich. 

Abwandlung zu Fall 12: 

Was gilt wenn die Parteien vereinbart hätten, das auf den Vertrag ausländisches  Recht Anwendung findet ? 

Art. 29 I EGBGB greift nicht nur bei fehlender Rechtswahl ein, sondern soll den Verbraucher gerade auch in Fällen schützen, in denen die Anwendbarkeit eines bestimmten Rechts vereinbart wurde. Der Bezug auf die Rechtswahl in Art. 29 II EGBGB erfasst nicht die zwingenden Bestimmungen am Verbraucherwohnsitz, die Abs. 1 anspricht.

Eine Abgrenzung soll allerdings zu den Fällen erfolgen, wenn die K im vorigen Fall in Tschechien ihren Urlaub verbracht hat und während dieser Zeit an einem Ausflug teilnahm, von dem sie erst erfuhr, als B dies dort angeboten hat. 

Nach   herrschender Auffassung ist auch hier zu prüfen, ob Art. 29 EGBGB die Vorschrift des Art. 28 EGBGB einschränkt. In dieser Abwandlung fehlt es aber an der Anwendbarkeit der Norm in räumlicher Hinsicht. Der Schutz des Art. 29 Nr. 3 EGBGB setzt nämlich voraus, dass der Verbraucher auf Veranlassung des Verkäufers vom Staat seines gewöhnlichen Aufenthalts zum Vertragsschluss in ein anderes Land gereist ist. Daran soll es nach herrschender Auffassung hier mangeln. 

Auch scheitert in letzterer Fallkonstellation die Anwendbarkeit des § 312 I BGB aus dem Gesichtspunkt des „ordre public“ (Art. 6 EGBGB). Zum einen mangelt es an einem untragbaren Ergebnis bei Anwendung des tschechischen Rechts. 

Schließlich könnte man auch Lösung über Art. 34 EGBGB suchen. Dazu müßte die Bestimmung des Art. 312 I BGB nach dem Willen des Gesetzgebers für jeden Sachverhalt, egal welches Recht auf diesen kollisionsrechtlich anzuwenden wäre, zwingend heranzuziehen sein. In der Tat wird dies von einer Mindermeinung vertreten, da § 312 I BGB nicht nur Individualinteressen, sondern auch staats-, wirtschafts- und sozialpolitische Interessen schütze. 

Die Anwendung des Art. 34 EGBGB soll allerdings den von Art. 29 I Nr. 1-3 EGBGB geforderten Inlandsbezug voraussetzen, da die Sonderanknüpfungen ansonsten von geringeren Voraussetzungen abhinge, als die eigentlichen Fälle des Art. 29 EGBGB (BGH NJW 1997, 1697 (1699)). Der Inlandsbezug ist bei den grundlegenden sogenannten „Gran-Canaria“-Fällen darin gesehen worden, dass es sich bei den gekauften Waren meist um deutsche Produkte handelte, die in Deutschland zu liefern und zu bezahlen waren und dass des öfteren sogar eine deutsche Gesellschaft Lieferantin war. 

2. Europäischer Verbraucherschutz, Art. 29 a EGBGB

Art. 29 a EGBGB konkretisiert den Verbraucherschutz über die Bestimmungen des Art. 29 I und II EGBGB hinaus für Verträge, auf die aufgrund einer Rechtswahl das Recht eines Nicht-Mitgliedsstaates der EU anzuwenden ist. Vorausgesetzt, dass ein „enger Zusammenhang“ mit dem Gebiet eines Mitgliedsstaates (der EU oder des Europäischen Wirtschaftsraums) besteht, sind dessen Rechtsvorschriften zur Umsetzung der in Abs. 4 benannten Verbraucherschutzrichtlinien ungeachtet der Rechtswahl anzuwenden. Abs. 2 gibt Beispiele für das Bestehen eines „engen Zusammenhangs“, bestimmt dieser aber nicht abschließend, was sich ableitet aus der Formulierung : „insbesondere“. 

Abs. 3 erweitert den Anwendungsbereich der deutschen Vorschriften über Teilzeit-Wohnrechte (§§ 481 – 487 BGB) auf Verträge, auf die das Recht eines Nicht-Mitgliedsstaats anzuwenden ist, wenn sich das Wohngebäude in einem Mitgliedsstaat befindet. 

Die enge Beziehung, die Abs. 1 und 2 zugrundelegen, wird in Abs. 3 durch den Belegenheitsort des Wohngebäudes hergestellt. Während der enge Beziehung der Abs. 1 und 2 die Anwendung von EG-Verbraucherschutzrechten zur Folge hat, bestimmt Abs. 3 die Anwendung deutschen Rechts, unbesehen der Identität der Parteien oder des möglicherweise weiterreichenden Schutzes am Belegenheitsort. 

V. Veränderung oder Erlöschen von Schuldverhältnissen

1. Abtretung

Fall 13: Die deutsche Bank K gewährt dem Kaufmann B aus Deutschland ein Darlehen. Zur Sicherung dieses Darlehens tritt B der K sämtliche ihm aus Kaufverträgen mit Kunden entstehenden Ansprüche ab. B verkauft nun einige Gegenstände an den Engländer E. Beide vereinbaren beim Kaufvertragsabschluss, dass Grundlage des Vertrages englisches Recht sein soll. Welches Recht gilt für den Anspruch der K ? 

Die Forderung gegen E beruht auf einer rechtsgeschäftlichen Forderungsabtretung, hier in Form einer Globalzession. Art. 33 EGBGB bestimmt, dass der Sicherungsvertrag, also das Grundgeschäft zwischen dem Altgläubiger B und dem Neugläubiger K  gesondert nach den Regeln der Art. 27-37 EGBGB angeknüpft wird. Hier ist deutsches Recht maßgeblich. 

Dagegen ist nach Art. 33 II EGBGB aus Gründen des Schutzes des Drittschuldners E für die Sicherungsabtretung als Verfügungsgeschäft das Recht maßgeblich, dem die abgetretene Kaufpreisforderung des B gegen ihn unterliegt. Der Schuldnerschutz muss auch im Verhältnis des Schuldners E zum Neugläubiger gewahrt werden. Daher knüpft Art. 33 II EGBGB auch dieses Verhältnis akzessorisch an die abgetretene Forderung an. B und E konnten aufgrund der Parteiautonomie das der Forderung zugrunde liegende Recht frei wählen. Englisches Recht ist wirksam vereinbart worden. Wegen Art. 33 II EGBGB unterliegt der Anspruch der K gegen E ebenfalls englischem Recht. 

2. Gesetzlicher Forderungsübergang

Hierzu gilt Art. 33 III EGBGB. 

Fall 14: 

Die deutsche Versicherung K  hat das Fahrzeug des B  haftpflichtversichert. Noch in Deutschland kurz vor der polnischen Grenze verursacht B einen Unfall, an dem auch der polnische Pkw eines Dritten beteiligt war. Die Versicherung K begleicht den Schaden des Dritten und möchte regressieren. Nach welchem Recht ? 

Die Versicherung kann auf B Rückgriff nehmen, wenn und soweit der Anspruch auf Schadenersatz auf sie übergegangen ist. In Art. 33 III EGBGB wird für die Berechtigung des zahlenden Dritten, die Forderung gegen den Schuldner geltend zu machen, auf die Rechtsordnung verwiesen, aus der sich die Zahlungsverpflichtung des Dritten ergibt, im vorliegenden Fall wegen des deutschen Versicherungsvertrages also auf das deutsche Recht (sog. Zessionsgrundstatut). Die Forderung geht demzufolge nach § 67 I 1 VVG auf die Versicherung über. Da die Rechtsstellung des Schuldners auch bei einer cessio legis nicht verschlechtert werden darf, unterliegen aber der Forderungsinhalt, die Verjährung der Forderung und der Schuldnerschutz weiterhin dem Forderungstatut.

Im vorliegenden Fall hat B gegenüber dem Dritten eine unerlaubte Handlung begangen. Eine daraus resultierende Forderung ist nach herrschender Meinung an das Recht des Tatortes, hier also Deutschland, angeknüpft. Forderungs- und Zessionsstatut sind daher identisch. Deshalb spielt das oben dargelegte Einschränkung bei der Lösung des vorliegenden Falles keine Rolle.  

In Sachverhalten, in denen die Einschränkung greift, geht der Schuldnerschutz allerdings auch nicht so weit, dass sich das Forderungsstatut mit einem Ausschluss der Abtretbarkeit gegen das Zessionsstatut, das einen gesetzlichen Forderungsübergang vorsieht, durchsetzen könnte. Vielmehr stellt der Art. 33 III 1 EGBGB mit seiner Verweisung auf das Zessionsgrundstatut das Erwerbsinteresse des vorleistenden Dritten erkennbar über das Schutzbedürfnis des Schuldners und berücksichtigt damit, dass die Legalzession materiellrechtlich im Interesse des Dritten angeordnet wird, um einen Leistungsausgleich zwischen Altgläubiger und Dritten herbeizuführen. 

3. Schuldnermehrheit

Fall 15: 

A und B sind Gesellschafter einer OHG, die ihren Sitz in Deutschland haben und in deren Gesellschaftsvertrag unter anderem Normregelungen über Ausgleichsansprüche der Gesellschafter untereinander enthalten sind. Die Gesellschaft hat sich auf den An- und Verkauf ausländischer Produkte spezialisiert. Im Jahr 1997 erwarb sie 100 Zentner Reis bei einem chinesischen Geschäftsmann. Bei Vertragsschluss wurde chinesisches Recht (unter Ausschluss des UN-Kaufrechts) als Rechtsgrundlage festgelegt. A begleicht die aus dem Vertrag entstandene Forderung und will nun auf B Rückgriff nehmen. Nach welchem Recht ? 

Nach deutschen Recht sind A und B in Bezug auf die Kaufpreisforderung des chinesischen Geschäftsmannes Gesamtschuldner. Dies ergibt sich aus § 128 HGB. Bei einer solchen Schuldnermehrheit greift grundsätzlich Art. 33 III 2 EGBGB ein. Nach dieser Vorschrift richtet sich die Befugnis des leistenden Schuldners, auf seinen Mitschuldner zurückzugreifen, nach der für seine Verpflichtung maßgeblichen Recht. 

Schuldstatut des A  ist im vorliegenden Fall aufgrund der Rechtswahl das chinesische Recht. Gelten für die Verpflichtungen der Schuldner gegenüber dem Gläubiger, anders als hier, verschiedene Rechte, so lässt sich die Bevorzugung des zuerst leistenden Schuldners als Ausgleich dafür betrachten, dass er die Schuld bereits beglichen hat.

Die Besonderheit im Verhältnis Ab und B ist aber, dass laut Sachverhalt im Gesellschaftsvertrag Regelungen zur Ausgestaltung ihres haftungsrechtlichen Verhältnisses enthalten sind. Besteht ein solches spezielles Verhältnis zwischen den Schuldnern, so untersteht der Ausgleich zwischen ihnen nicht dem Schuldstatut, sondern ausnahmesweise dem für dieses Rechtsverhältnis maßgeblichen Recht. Die Frage nach dem Rückgriff des A gegen B ist damit nach dem Gesellschaftsvertragsstatut, also nach deutschem Recht zu beantworten. 

4. Schuldübernahme 

Hierzu enthält das EGBGB keine Regeln. 

Nach herrschender Meinung wird eine der Schuldübernahme zugrunde liegende kausale Vereinbarung zwischen den Übernehmer und dem Altschuldner oder zwischen dem Übernehmer und dem Gläubiger – ähnlich der Abtretung – ihrem eigenen Vertragsstatut – also nach Art. 27, 28 EGBGB zu ermitteln sein. 

5. Aufrechnung 

Bei einer Aufrechnung von Forderungen, die demselben Vertrag entspringen, gilt das Vertragsstatut. Dies beruht darauf, dass auch die Aufrechnung zu den verschiedenen Arten des Erlöschens der Verpflichtungen i.S.d. Art. 32 I Nr. 4 EGBGB zählt.

 6. Stellvertretung 

1. Gesetzliche Regelungen 

Diese ist im Gegensatz zu rechtsgeschäftlichen Vertretungen im EGBGB geregelt (vgl. Art. 37 Nr. 3 EGBGB). 

2. Rechtsgeschäftliche Stellvertretung 

Regelungen der rechtsgechäftlichen Stellvertretung enthält das EGBGB nicht. Hierzu gibt es das Haager-Stellvertretungsübereinkommen vom 14.03.1978. Dieses ist aber in Deutschland nicht in Kraft und erzeugt hier keine Rechtswirkungen. 

Fall 16: 

Der Designer K aus Stuttgart beauftragt und bevollmächtigt B, einem Freund aus Stuttgart, nach Indien zu fliegen, um dort preisgünstig Stoffe für ihn zu erwerben. B nimmt diesen Auftrag an, beschließt jedoch in Abweichung von dem  Auftrag eigenmächtig, in einem anderen Land andere Stoffe anderer Qualität einzukaufen. Welches Recht findet auf die Vollmacht Anwendung ? 

Es besteht die Möglichkeit der Anknüpfung an deutsches, indisches oder das dritte Land, denn mit allen drei Rechtsordnungen steht die Vollmacht im Zusammenhang. Wegen der fehlenden gesetzlichen Regelung ist unklar, welches Recht für die Vollmachterteilung tatsächlich gilt. Ausgangspunkt ist allerdings, dass das Innenverhältnis und das Außenverhältnis verschieden beurteilt werden. Für das Innenverhältnis gilt das Vertragsstatut, während für das Vollmachtsverhältnis besondere Kollisionsregeln gelten. 

Für die Anknüpfung der Vollmacht wird eine Vielzahl von Lösungen vertreten. Erstaunlicherweise ist herrschende Ansicht, dass das inländische Recht abgelehnt wird, mit dem Ergebnis ist somit das Recht des „Gebrauchsortes“ als Vollmachtsstatut zu bevorzugen. Erteilung, Bestand, Auslegung, Inhalt und Umfang der Vollmacht unterliegen demzufolge in diesem Fall dem Recht des Staates, in dem die Vollmacht ausgeübt wurde. 

Etwas anderes soll allerdings dann gelten, wenn der Vertreter im Rahmen seiner charakteristischen Berufstätigkeit für den Dritten erkennbar von einer selbständigen Niederlassung aus handelt. Dann soll an deren Sitz anzuknüpfen sein. 

7. Rechtsscheinsvollmacht 

Fall 16 a: Wie wäre zu entscheiden, wenn B bei dem Kauf nicht tatsächlich bevollmächtigt war, aber K den B schon einige Male bevollmächtigt hatte, in einem Drittland für ihn Stoffe zu kaufen ? 

Nach dem BGH
  soll für die Rechtsscheinsvollmacht mit denselben Argumenten auf das Recht des Staates abgestellt werden, in dem der Rechtsschein entstanden und sich ausgewirkt hat. Auch hier ist vieles streitig.

8. Rechtswahl 

Wenn B und K vereinbart hätten, dass auf die Vollmachtserteilung deutsches Recht anwendbar sein soll, fände grundsätzlich das deutsche Recht Anwendung. 

Eine Beschränkung ist lediglich im Drittinteresse notwendig. Eine beachtliche Rechtswahl liegt nur dann vor, wenn der Rechtswahlwille konkret aus der Vollmachtsurkunde hervorgeht und/oder dies dem Dritten durch den Vertreter oder Vollmachtgeber mitgeteilt worden ist. Ist dies nicht der Fall, bleibt es bei dem Recht des Gebrauchsortes. 

9..        Verjährung vertraglicher Schuldverhältnisse 

Die Verjährungsregeln werden auf Grund ihrer streitentscheidenden Funktion materiellrechtlich qualifiziert. Sie werden durch Art. 32 I Nr. 4 EGBGB dem Vertragstatut unterstellt. 

B.   Gesetzliche Schuldverhältnisse 

I. Rechtsquellen 

Im deutschen Recht findet sich die gesetzliche Regelung seit dem Jahr 1999 in Art. 38 – 42 EGBGB. Anders als Art. 27 – 37 basieren diese Normen nicht auf einem Staatsvertrag. Es existiert bisher nur ein Entwurf ( sog. „Rom II“ Vertrag; seit dem Jahr 2003 haben sich  -  Stand 2/2007 -  keine konkreten Entwicklungen ergeben).

II. Systematik 

Die ungerechtfertigte Bereicherung ist in Art. 38 EGBGB geregelt, es folgen 

die Geschäftsführung ohne Auftrag (Art. 39) und die unerlaubte Handlung (Art. 40) . Alle drei Normen unterliegen jeweils einer konkreten Grundanknüpfung. Diese ist der Ausgangspunkt der Suche nach dem anwendbaren Recht. Alle genannten Anknüpfungen können zugunsten einer wesentlich engeren Verbindung zum Recht eines anderen Staates aufgelockert werden, Art. 41 I EGBGB. Art. 42 EGBGB bietet den Parteien darüber hinaus die Möglichkeit der Rechtswahl. Sie kann nur nach Entstehen des Schuldverhältnisses erfolgen. Über das Zustandekommen und Wirksamkeit entscheidet (anders als im Vertragsrecht nach Art. 27 IV, 31 EGBGB) die lex fori. Rechte Dritter können durch eine Rechtswahl der Parteien nicht verändert werden. Im Gegensatz zum Vertragskollisionsrecht (Art. 35 EGBGB) sind die Verweisungen in Art. 38 – 42 EGBGB grundsätzlich Gesamtverweisungen, also Verweisungen auf das jeweilige IPR, Art. 4 I EGBGB. Davon ausgenommen ist nach Art. 4 II EGBGB eine Verweisung im Fall einer Rechtswahl aufgrund von Art. 42 EGBGB. Rück- oder Weiterverweis sind aber auch ausgeschlossen, wenn akzessorisch an ein zugrunde liegendes Rechtsverhältnis angeknüpft wird. Anderenfalls würde der damit angestrebte Gleichlauf wieder verloren gehen. Auch bei einer Anknüpfung nach der Generalklausel des Art. 41 I EGBGB unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalls könnte ein renvoi dem Sinn der Verweisung gem. Art. 4 I S. 1a. E. EGBGB widersprechen (so Palandt-Heldrich, vor Art. 38, Rn.3 m.w.N.). 

III. Ungerechtfertigte Bereicherung (Art. 38) 

1. Leistungskondiktion

Die Rückgängigmachung einer Leistung unterliegt gem. Art. 28 I EGBGB dem Recht der zugrunde liegenden Leistungsbeziehung. Argumente für diese Anknüpfung sind einmal die Funktion der Leistungskondition als Folgerecht gestörter schuldrechtlicher Beziehungen und zum anderen, dass die Rückabwicklung über das Bereicherungsrecht nur eine unter mehreren Rückabwicklungsmöglichkeiten ist, sodass zur Vermeidung von Anpassungsproblemen ein einheitliches Anknüpfungsstatut gefunden werden muss. Ist das Rechtsverhältnis gescheitert oder hat es gar nie bestanden, dann gilt das Statut des unwirksamen bzw. hypothetischen Rechtsverhältnisses. Dies folgt schon aus Art. 32 I Nr. 5 EGBGB für die Folgen der Nichtigkeit eines Vertrages, dem wichtigsten Fall der Rückabwicklung. 

2. Eingriffskondiktion

Für die Fälle der Eingriffskondiktion beruft Art. 38 II EGBGB das Recht des Eingriffsortes. Damit soll Gleichlauf mit dem Deliktstatut erreicht werden. Für diese Regel spricht zunächst einmal, dass die Eingriffskondiktion den deliktsrechtlichen Güterschutz ergänzt und daher denselben Regeln folgen sollte. Dabei wird nicht nur ein Gleichlauf mit deliktischen Ansprüchen, sondern vielmehr, wegen des häufigen Zusammenfallens von Belegenheits- und Eingriffsort, auch mit sachenrechtlichen Ansprüchen erzeugt. Eine generelle Anknüpfung an die lex rei sitae dagegen böte Schwierigkeiten bei Eingriffen in Immaterialgüter- und Persönlichkeitsrechte. Ein Abstellen auf den ort des Bereicherungseintrittes, wie es Art. 28 III EGBGB als Auffangregel für sonstige Bereicherungsfälle vorsieht (so auch § 46 S. 1 österreichisches IPR-Gesetz und Art. 128 II schweizerisches IPR-Gesetz), würde den Gleichlauf mit Delikts- und Sachenrecht vernachlässigen und den Bereicherungsschuldner zudem einseitig begünstigen.

3. Sonstige Bereicherung

In allen von Art. 38 I und II EGBGB nicht erfassten Fällen, also z.B. bei abgeirrter Leistung oder rechtsgrundloser Verwendung, verweist Art. 38 III EGBGB auf das Recht des Staates, in dem die Bereicherung eingetreten ist. Im Fall der irrtümlichen Überweisung ist das in der Regel – wie auch im vorliegenden Fall – das am Wohn- bzw. Niederlassungsort des Empfängers geltende Recht.

IV. Geschäftsführung ohne Auftrag (GoA - Art.39)

1. Grundsätzliche Anknüpfung

Welches Recht auf eine Geschäftsführung ohne Auftrag anzuwenden ist, regelt Art. 39 EGBGB. Gem. Art. 39 I EGBGB ist generell das Recht am Vornahmeort des Geschäftes maßgeblich. Dieser ist regelmäßig einfach zu ermitteln und berücksichtigt beide Parteiinteressen gleichmäßig dadurch, dass der Geschäftsführer an diesem Ort tätig wird und der Geschäftsherr zumindest seinen Rechtskreis, egal ob bewusst oder unbewusst, hierher ausgeweitet hat. 

2. Hilfeleistung auf hoher See

Eine Hilfeleistung in Seenot ist ein typischer Fall der GoA. Auch sie unterliegt nach Art. 39 I EGBGB grundsätzlich der Rechtsordnung des Vornahmeortes. Befindet sich ein in Seenot geratenes Schiff auf hoher See, versagt diese Anknüpfung mangels Staatsgebiet. Hier ist das anwendbare Recht unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalls zu bestimmen (Palandt-Heldrich, Art. 39, Rn.1). Möglich ist eine Anknüpfung an eines der Heimatrechte der Beteiligten. Die Entscheidung, welches der beiden Rechte anwendbar sein soll, kann nicht aufgrund der Interessen der beteiligten Parteien getroffen werden, denn bei jeder Anknüpfungsmöglichkeit wird eine von ihnen bevorzugt. Vielmehr muss man eine objektive Betrachtung vornehmen. Diese ergibt, dass das Heimatrecht des Geschäftsherren maßgeblich sein muss, denn zum einen wird so regelmäßig ein Gleichlauf zwischen anwendbarem Recht und gerichtlicher Zuständigkeit erreicht und zum anderen die Vollstreckung erleichtert. 

3. Tilgung fremder Schulden

Anders als bei anderen GoA-Fällen, bei denen an das Recht des Vornahmeortes anzuknüpfen ist, folgt die Tilgung einer fremden Verbindlichkeit gem. Art. 39 II EGBGB dem Recht, das auf die Verbindlichkeit selbst Anwendung findet. Grund für diese abweichende Anknüpfung ist einerseits der Umstand, dass für den Regress verschiedene Möglichkeiten zur Verfügung stehen. neben dem Rückgriff über die oA ist auch eine Rückgriffskondiktion denkbar, die den allgemeinen Grundsätzen der Leistungskondiktion folgt. Für beide Ausgleichsansprüche ist eine einheitliche Anknüpfung anzustreben. Außerdem vermeidet ein Rückgriff nach dem Recht der zugrunde liegenden Verbindlichkeit, dass die Rechtsgrundlage vom Geschäftsführer willkürlich bestimmt werden kann, denn schließlich bestimmt er den Ort der Zahlung. Ein drittes Argument für die abweichende Anknüpfung ist, dass die Akzessorietät zur Verbindlichkeit dem Zusammenhang mit der getilgten Schuld gerecht wird.

V.  Unerlaubte Handlung ( Art 40 – 42 EGBGB)

1. Anwendungsbereich

Dem Deliktstatut unterfallen sowohl die Voraussetzungen der Haftung als auch Inhalt und Umfang des Schadensersatzes. Hierzu zählt

· die Deliktsfähigkeit

· Rechtswidrigkeit

· Verschulden(-grad)

· Kausalität, Adäquanz, Schutzzweck der Norm

· Schadensumfang und –höhe

· Vorteilsausgleich

· Art des Schadensersatzes (Naturalrestitution oder Geldersatz)

· Bestehen und Umfang von Unterlassungs- und Beseitugungsansprüchen

· Verjährung

· Beweislast

2. Tatortregel

Fall 17
K verstarb an den Folgen eines Unfalls auf der deutschen Autobahn, den der in Brasilien lebende B als Fahrer seines in den Niederlanden zugelassenen KFZ verschuldet hatte. Die in Belgien lebenden Eltern und Erben  des K verlangen die Erstattung der Beerdigungskosten. Welches Recht ist maßgeblich?

Das deutsche internationale Deliktsrecht geht in Art. 40 I EGBGB von der Anwendung des Tatortrechtes aus. Dieser Grundsatz, die lex loci delicti, ist auch international weit verbreitet. Das beruht darauf, dass die am Begehungsort geltende Rechtsordnung i.d.R. ein starkes Ordnungsinteresse an der Befolgung ihrer Vorschriften hat und durch eine besondere Sachnähe gekennzeichnet ist. Der Tatort bestimmt sich dabei aus Handlungs- und Erfolgsort. Diese Unterscheidung wird bei sog. Platzdelikten, bei denen wie im vorliegenden Fall Handlung und Erfolg am gleichen Ort eintreten, nicht relevant. Deshalb richtet sich der Anspruch auf Erstattung der Beerdigungskosten nach deutschem Recht als Recht des Unfallortes. 

3. Das Bestimmungsrecht des Verletzten

Fall 18
Der in Frankreich ansässige Industriebetrieb B produziert chemische Produkte. Die Immissionen rufen bei dem deutschen Grundeigentümer K eine Verseuchung des Bodens hervor. K begehrt Schadensersatz. Welches Deliktsstatut kommt zur Anwendung?

Anzuwenden ist nach Art. 40 I S. 1 EGBGB das Recht am Handlungsort. B hat in Frankreich gehandelt. Demgegenüber ist der Erfolg, die Eigentumsverletzung, bei K in Deutschland eingetreten. Differieren Handlungs- und Erfolgsort (sog. Distanzdelikt), bietet Art. 40 I S. 2 EGBGB dem Geschädigten ein Bestimmungsrecht: Er kann die Anwendung des am Erfolgsort geltenden Rechts verlangen.

Die kollisionsrechtliche Berücksichtigung beider Orte bei Distanzdelikten resultiert aus der Überlegung, dass dem Deliktsrecht eine Verhaltenssteuerungs- sowie eine Ausgleichs- bzw. Entschädigungsfunktion zugrunde liegt, wobei die erste auf den Handlungs- und die zweite auf den Erfolgsort verweist (parallel zur kollisionsrechtlichen Anknüpfung ist auch gem. Art. 5 Nr. 3 EuGVVO ein Gerichtsstand an beiden Orten eröffnet).

Das alte Recht (vor dem IPR-Gesetz von 1999) ging vom Günstigkeitsprinzip aus: Von mehreren berufenen rechten kam für das gesamte Deliktsrecht jenes zur Anwendung, welches für den Verletzten am vorteilhaftesten war. Der Gesetzgeber entschied sich in Art. 40 I S. 1 EGBGB für den generellen Verweis auf das Handlungsortrecht. Der Geschädigte kann allerdings bis zum Ende des frühen ersten Termins oder des schriftlichen Vorverfahrens im ersten Rechtszug die Anwendung des Erfolgsortrechts verlangen, Art. 40 I S. 2 und 3 EGBGB. Damit verlagert sich die Aufgabe, das günstigere Recht zu ermitteln, vom Gericht auf den Geschädigten bzw. dessen Rechtsbeistand. Wenn K nicht rechtzeitig deutsches Recht bestimmt, wird das Gericht also französisches Recht anwenden. Auch sachenrechtliche Ansprüche des K aus der Grundstücksimmission unterliegen nach Art. 44 EGBGB dem Deliktsstatut des Art. 40 I EGBGB, einschließlich dem Bestimmungsrecht des Geschädigten nach S. 2 und 3. 

4. Handlungsort bei Persönlichkeitsverletzungen

Fall 19
Die Deutsche K verbringt ihren Urlaub in Lloret de Mar.  Ohne ihre Einwilligung wird  ein Foto von ihr aufgenommen und in einem deutschen Magazin veröffentlicht, Aus diesem Grund wird K später in ihrem Heimatdorf in abfälliger Weise angesprochen. Deshalb begehrt sie Schadensersatz. Der Fotograf wendet ein, dass nach spanischem Recht die Aufnahme und Veröffentlichung derartiger Strandszenen zulässig sei. Welches Recht findet Anwendung?

Gem. Art. 40 I S. 1 EGBGB ist, vorbehaltlich einer anderweitigen Bestimmung durch die K, das Recht am Handlungsort anzuwenden. Fraglich ist aber, wo der Handlungsort belegt ist. Handlungsort ist jeder Ort, an dem jemand eine unerlaubte Handlung selbst oder durch eine andere Person ganz oder teilweise ausführt. (bzw. eine gebotene Handlung unterlässt). Bloße Vorbereitungshandlungen werden nicht erfasst (vgl. Palandt-Heldrich, Art. 40, Rn. 3).

Als Handlung kommen hier das Fotografieren und das Veröffentlichen in Betracht. Dabei ist zu beachten, dass es bei der ersten Handlung noch an einer Außenwirkung fehlt. Die Privatsphäre der D wird erst mit dem Gebrauchmachen von dem in Spanien gewonnenen Filmmaterial durch die Veröffentlichung in der Illustrierten beeinträchtigt. Spanien scheidet demnach als Handlungsort aus. Bei Presseerzeugnissen ist auf den Erscheinungsort des Druckwerks, hier also Deutschland, als Handlungsort abzustellen (vgl. BGH NJW 1996, 1128). Dieser stimmt regelmäßig mit dem Verlagssitz überein. Eine solche Anknüpfung rechtfertigt sich dadurch, dass von hier die entscheidende Funktion der Verhaltenssteuerung bez. des Herstellungs- und Betriebsprozesses ausgeht (vgl. v. Hoffmann, IPR, § 11, Rn. 26). Da in Deutschland auch die Rufschädigung der K eingetreten ist, würde auch eine Ausübung des Bestimmungsrechts zugunsten des Erfolgsortrechtes nichts an der Anwendung deutschen Rechts ändern.

5.  Handlungsort und Gefährdungshaftung

Fall 20
Beim Störfall eines deutschen Chemieunternehmens gelangen hochgiftige Chemikalien in den Rhein. Dieser leitet die Verschmutzung in die Niederlande weiter. Dadurch kommt es zu einer Behinderung der dortigen Wasserversorgung, weshalb hohe Umsatzeinbußen in den grenznahen niederländischen Hotels auftreten. Welchem Recht unterliegen mögliche Ansprüche gegen den Inhaber des Chemieunternehmens?

In Fällen von Gefährdungshaftung gelten die Gründe für eine Anknüpfung an den Handlungsort nicht, weil keine Verhaltenssteuerung im eigentlichen Sinn bezweckt wird. Die Gefährdungshaftung greift vielmehr unabhängig davon ein, ob ein Verhaltensunrecht vorliegt oder nicht. Es erfolgt lediglich eine Zuweisung des Haftungsrisikos für gefährliche Tätigkeiten. Gefährdungshaftung wird dennoch nach Art. 40 I EGBGB wie die Verschuldenshaftung dem Recht des Handlungsortes unterstellt, um Unterschiede und damit Rechtsunsicherheiten zu vermeiden. Dabei wird der Ort als Handlungsort angesehen, wo die Sache, für die gehaftet wird, außer Kontrolle gerät und hierdurch die Rechtsgutverletzung verursacht (vgl. Kegel/Schurig, IPR, § 18 IV 1 a bb). Dort nämlich verwirklicht sich der Risikozusammenhang zwischen dem Betrieb der gefährlichen Sache und der Rechtsgutverletzung. Handlungsort ist somit Deutschland. Erfolgsort dagegen sind die Niederlande. Im vorliegenden Fall haben die Hotelbesitzer daher für die möglichen Ansprüche gegen den Inhaber des Chemieunternehmens ein Bestimmungsrecht zugunsten niederländischen Rechts.

1. Erfolgsort

Fall 21
Wirtschaftsrecht-Student K wird während seinem Praxissemesteraufenthalt in New York von einem Taxi angefahren. Nach Behandlung in einem New Yorker Krankenhaus wird er in die Berliner Universitätsklinik verlegt. Dort stirbt er an den Folgen des Unfalls. Wo ist der Erfolgsort ?
Erfolgsort ist der Ort der tatbestandlichen Deliktsvollendung, d.h. der Ort, an dem das von der Deliktsnorm geschützte Rechtsgut verletzt wird (vgl. dazu Kegel/Schurig, IPR, § 18 IV 1a bb). Orte, an denen Verletzungsfolgeschäden eintreten, sind keine Erfolgsorte im kollisionsrechtlichen Sinne. Angefahren wurde K in New York. Hier wurde er an seinen Rechtsgütern Körper und Gesundheit verletzt. Dass er erst im Berliner Universitätsklinikum verstirbt, vermag an diesem Ergebnis nichts zu ändern.

2. Grenzen der Anwendung ausländischen Deliktsrechts

Fall 22
K klagt gegen den Autohersteller B vor einem deutschen Gericht auf Schadensersatz. K war mit einem Auto der Marke B geschäftlich in Rochester, N.Y., unterwegs, als der Wagen wegen eines Defekts der Hinterachse von der Straße abkam und sich überschlug. K wurde erheblich verletzt, musste Jahre in Rehabilitationseinrichtungen zubringen, verlor derweil viele seiner Kunden. Der mit der Sache befasste Richter kommt zutreffenderweise zur Anrufung New Yorker Rechts. Bei seiner Recherche findet er eine Entscheidung des obersten New Yorker Gerichts, die in einem gleichgelagerten Fall dem Kläger 2,5 Mio. US$ Schadensersatz gewährte. 2 Mio. der Summe waren punitive damages, also Strafschadensersatz. Muss und kann der Richter nun auch dem A eine entsprechende Summe zusprechen ? 

Anwendbares Deliktstatut ist nach dem Sachverhalt New Yorker Recht. Dieses entscheidet über Inhalt und Umfang des Schadensersatzes. Richtigerweise orientiert sich der Richter bei der Ermittlung New Yorker Rechts an vergleichbaren (bindenden) Entscheidungen des höchsten New Yorker Gerichtes. Grundsätzlich ist der deutsche Richter bei Anwendung ausländischen Rechts auch an die dortigen Vorstellungen von Schadensersatzzweck und –umfang gebunden.

 Art. 40 III EGBGB setzt dem aber eine Grenze: Nr. 1 kontrolliert die Höhe der Summe aus deutscher Sicht. Nr.  2 den Zweck. Die Vorschrift ist ein konkretisierter ordre public-Vorbehalt. Gemeint sind nur gravierende Widersprüche zu deutschen Grundvorstellungen (vgl. BT-Drucks. 14/343, 5.12).

-    Bei Art. 40 III Nr. 1 EGBGB ist unklar, inwiefern das deutsche Verständnis von 

„angemessener Entschädigung“ in die Anwendung des ausländischen Rechts eingebaut werden kann, und wann die Grenze zum „gravierenden Widerspruch“ erreicht ist. 

· Art. 40 III Nr. 2 EGBGB zielt auf Privatstrafen.

Soweit den Privatstrafen ein kompensatorischer Charakter zukommt, d.h. wenn sie den Ausgleich entstandener Vermögensschäden bezwecken oder sie Privatgenugtuung für die Verletzung ideeller Rechtsgüter gewähren, sind sie zivilrechtlich einzuordnen und unterfallen dem Deliktstatut.

Wenn Privatstrafen allerdings nur die Bestrafung des Schädigers zum Ziel haben, d.h. generalpräventive oder Strafzwecke verfolgen, sind sie nicht als deliktsrechtlich anzusehen. Ein solcher Rechtsgedanke liegt vielmehr dem Strafrecht zugrunde. Die dem französischen Recht bekannte „astreinte“ bezweckt nicht, Schadensersatz zuzubilligen, sondern den Willen des Schuldners zu beugen. Der kompensatorische Gedanke steht demnach nicht im Vordergrund. 

Die US-amerikanischen punitive damages verfolgen mehrere Zwecke. Neben der Abwälzung von Gerichts- und Anwaltskosten auf den Beklagten dienen sie vornehmlich der Bestrafung des Beklagten und der Abschreckung anderer. Der nichtkompensatorische Teil der Privatstrafen kann nach Art. 40 III Nr. 2 EGBGB vom deutschen Richter nicht zugesprochen werden. Praktisches Problem im Zusammenhang mit punitive damages ist dabei, dass diese rein pönal sind. Der Richter kann (und muss dann auch !) den nicht-pönalen Teil der punitive damages zusprechen. Der Richter wird unter Anwendung des Art. 40 III Nr. 1 und 2 EGBGB eine kompensatorische Schadensersatzsumme zusprechen, die in der Höhe nicht über das nach deutschen Vorstellungen verträgliche hinausgeht. 

Eine dem Art. 40 III EGBGB vergleichbare Regelung bietet im Rahmen der Anerkennung ausländischer Entscheidungen § 328 ZPO, wonach Urteile aufgrund des ordre-public-Vorbehalts in § 328 I Nr. 4 in dem Umfang nicht anerkannt werden, in dem sie Strafzwecke verfolgen.

3. Gemeinsamer gewöhnlicher Aufenthalt

Fall 23 – vgl LG Bonn NJW 2005,1873 - 

Eine Gruppe deutscher Gymnasiasten bucht einen Ski-Tagesausflug nach Österreich.  B, ein deutscher Urlauber aus Heidelberg, wollte die Piste queren und stieß dabei von hinten kommend mit K aus der Gruppe zusammen. Dadurch erlitt K erhebliche Verletzungen. Er begehrt nun unter Berücksichtigung etwaigen Mitverschuldens Ersatz der Hälfte der Behandlungskosten. Welches Recht kommt zur Anwendung? 

Nach Art. 40 I EGBGB wäre österreichisches Recht als Tatortrecht auf den vorliegenden Sachverhalt anzuwenden. Art. 40 II EGBGB jedoch verdrängt die Regelanknüpfung zugunsten des gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthaltes von Schädiger und Geschädigten. Maßgeblicher Zeitpunkt für die Bestimmung des gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthalts ist der Zeitpunkt der Rechtsgutverletzung. Die Verdrängung der allgemeinen Tatortanknüpfung durch das gemeinsame Aufenthaltsrecht wird dadurch gerechtfertigt, dass der Sachverhalt weniger durch den zufällig erscheinenden Tatort als durch das gemeinsame Umweltrecht der Parteien geprägt wird und daher das überwiegende Parteiinteresse eine Anwendung des gemeinsamen Personalstatutes nahelegt. Im Fall haben beide ihren gewöhnlichen Aufenthalt in Deutschland, deshalb ist auf den Sachverhalt deutsches Recht anzuwenden. 

4. Direktanspruch 

Fall 24
Die brasilianischen Austauschstudenten K und B unternehmen, in B´s in Deutschland zugelassenem und versichertem Auto, von ihrem Studienort Dresden aus eine Autofahrt nach Prag. Aufgrund eines Fahrfehlers des B kommt es zu einem Unfall, bei dem K erheblich verletzt wird. Kann K die gegen B bestehenden Ansprüche direkt gegenüber dessen Versicherung geltend machen ? 

Die Frage des anwendbaren Rechts beurteilt sich nach Art. 40 IV EGBGB. Im Interesse einer erleichterten und beschleunigten Schadensabwicklung ist danach eine alternative Anwendung des Versicherungsvertragsstatutes neben dem Deliktstatut vorgesehen. Im vorliegenden Fall wäre das Deliktstatut nach der Tatortregel des Art. 40 I tschechisches Recht. Beide Beteiligte haben aber ihren gewöhnlichen Aufenthalt, da sie nur als Austauschstudenten in Deutschland weilen, in Brasilien. Nach Art. 40 II EGBGB ist daher brasilianisches Recht Deliktstatut. Das Auto ist in Deutschland versichert, der Versicherungsvertrag unterliegt also deutschem Recht. Deutsches Recht jedenfalls kennt einen Direktanspruch gegen den Versicherer, § 3 PflVerG. Damit kann A einen Direktanspruch gegen B´s Versicherer geltend machen.

5. Sonderverbindung 

Fall 25
Ein US-amerikanischer Chemiekonzern produziert und vertreibt Benomyl, ein Mittel zur Bekämpfung des Apfelschorfs. Der Verbraucherhinweis enthielt für den Fall der Beachtung der Anwendungsregeln eine Wirksamkeitsgarantie.

Auch der deutsche Weinbauer K erwarb eine Packung Benomyl und verwendete es entsprechend der Anwendungsregeln. Alsdann zeigte sich bei den Pflanzen jedoch ein starker Pilzbefall, der zu erheblichen Ernteausfällen führte. Welches Deliktstatut kommt zur Anwendung ? 

Hier geht es um Produkthaftung. Das Internationale Produkthaftungsrecht ist in Deutschland bislang nicht durch vorrangig anwendbare Staatsverträge überlagert. Das Haager Übereinkommen über das auf Produkthaftung anwendbare Recht vom 02.10.1973 ist von der Bundesrepublik nicht gezeichnet worden, so dass seine Anwendbarkeit lediglich im Rahmen einer Rück- oder Weiterverweisung in Betracht kommt. Ein Rückgriff auf vereinheitliches Kollisionsrecht ist daher ausgeschlossen. Vielmehr hat die Anknüpfung autonom vorzunehmen. Eine spezielle Kollisionsnorm für Produkthaftungsfälle war angedacht, fand aber keine Berücksichtigung im IPR-Gesetz von 1999 (und scheint auch bei „Rom II“ keine Berücksichtigung zu finden). Damit sind die Art. 40 ff. EGBGB anzuwenden. 

Als Handlungsort gilt dabei der Ort der Herstellung oder des Inverkehrbringens (Palandt-Heldrich, Art. 40 EGBGB, RdNr. 10). Erfolgsort ist der Unfallort , d.h., wo das schädigende Ereignis stattfindet
. Der Handlungsort muss ein Ort sein, von dem eine Außenwirkung ausgeht. Dies ist in erster Linie der Herstellersitz. Von ihm geht nämlich die Verhaltssteuerung im Hinblick auf Herstellung und Vertrieb der Ware aus. Problematischer ist die Bestimmung des Erfolgsortes. Erfolgsort ist nach der Definition der Ort, an dem das geschützte Rechtsgut verletzt wird. Es muss sich also um den Unfallort handeln.

Im Ergebnis ist das Recht am Handlungsort in den USA, konkret am Sitz des Chemiekonzern, anzuwenden,  Art. 40 I  1 EGBGB. K kann freilich die Anwendung deutschen Rechts bestimmen, Art. 40 I  2 EGBGB. 

Soweit zwischen Hersteller und Geschädigten ein (Kauf-) Vertragsverhältnis besteht, ist gemäß Art. 41 II Nr. 1 EGBGB nunmehr grundsätzlich vertragsakzessorisch anzuknüpfen. Auf diese Weise bleibt die innere Entscheidungsharmonie gewährleistet. Insbesondere werden Konkurrenzfragen zwischen vertraglichen und deliktischen Ansprüchen derselben Rechtsordnung unterworfen (insbes. das non cumul-Prinzip des französischen Rechts). Eine Ausnahme von der vertragsakzessorischen Anknüpfung (und damit keine wesentlich engere Verbindung i.S.v. Art. 41 II Nr. 1) ist angezeigt, wenn der innere Entscheidungseinklang von vornherein nicht gewährleistet ist, etwa weil vertragliches Einheitsrecht neben national-autonom gesetztem Deliktsrecht besteht. Im Falle entsprechender Werbung kommt der Einzelfall auch eine Anknüpfung an den Ort der Vermarktung an den ersten Endabnehmer über Art. 40 II Nr. 1 EGBGB in Betracht. 

4. Tatort Internet

Fall 26
Die Prominente K (wohnhaft in Frankreich) wird u.a. beim Mittagessen mit einem Bekannten in einem Gartenlokal in Saint-Remy/Frankreich sowie gemeinsam mit ihren Kindern in Szenen des Alltaglebens von Paparazzi unbemerkt aus größter Entfernung aufgenommen und erscheinen anschließend in der online-Ausgabe einer Frauenzeitschrift. Welches Recht ist auf den Sachverhalt anzuwenden ? 

Auch bei Delikten im Internet gilt die Tatortregel. Handlungsort ist dabei der Ort, an dem die Bilder in das Netz eingespeichert wurden, was in Fällen wie diesem wiederum regelmäßig dem Verlagssitz entsprechen wird
 . Der Erfolgsort ist wiederum jeder Vertriebsort, also überall dort, wo ein Nutzer die Seiten der online-Zeitschrift aufruft. Da das weltweit die Möglichkeit besteht, die entsprechenden Seiten aufzurufen, stellt sich die Frage, welches der Erfolgsortrechte die P zur Anwendung bestimmen kann. Dazu gibt es mehrere Meinungen: 

Vorgeschlagen wird zum einen eine sog. Mosaikbeurteilung: jeder Verbreitungsort ist Erfolgsort, allerdings kann das Recht des jeweiligen Erfolgsortes immer nur für den sich in dem betreffenden Rechtsgebiet realisierenden Teil des Verletzungserfolges zur Anwendung kommen. Der gesamte Schadensersatzanspruch setzt sich somit aus einer Vielzahl nationaler Ansprüche für die verschiedenen Erscheinungsländer zusammen (vgl. MüKo-Kreuzer, Art. 38 EGBGB, Rn. 216: Kegel/Schurig, IPR, § 18 IV 1 a bb). Begründet wird dies mit dem Hinweis, auf die Rechtsprechung des EuGH zu Art. 5 Nr. 3 EuGVÜ (EuGH, EuZW 1995, 248), nach der die Gerichte am Erfolgsort nur für den in diesem Staat aufgetretenen Schaden zuständig sind. die International-privatrechtliche Anknüpfung soll im Einklang mit dieser Zuständigkeitsregel vorgenommen werden (vgl. Kropholler, IPR, § 53 VI 4). 

Andererseits soll für die Anknüpfung von Persönlichkeitsrechtsverletzungen gelten, dass der Erfolgsort, regelmäßig der gewöhnliche Aufenthalt des Geschädigten sei (vgl. Mankowski, RabelsZ 99, 274; a.A. Stoll, GedSchrift Lüderitz 2000, S. 744). Die Beziehung der Verletzten zu seiner sozialen Umwelt werde an diesem Ort am stärksten beeinträchtigt. Hier liege der Schwerpunkt des Verletzungserfolges (vgl. Staudinger-V. Hoffmann, Art. 38 EGBGB, Rn. 485).

Schließlich vertreten Lüderitz und von Bar die Ansicht, dass ein Erfolgsort bei Persönlichkeitsrechtsverletzungen nicht feststellbar sei, da immaterielle Recht an keinem Ort „belegen“ seien (vgl. v. Bar, IPR II, Rn. 662, 664). Angeknüpft werden könne daher nur an einen Handlungsort, der am Erscheinungs- oder Verbreitungsort, dem Ort des planmäßigen Absatzes, liege. Damit würde das Bestimmungsrecht zugunsten des Erfolgsortes leerlaufen. 

Bei der Streitentscheidung ist zu beachten, dass Persönlichkeitsrechte nicht eindeutig zu einem einzigen Ort lokalisierbar sind. Vielmehr wird in die Beziehung einer Person zu ihrer gesamten Umwelt eingegriffen. Der Mosaikbetrachtung ist entgegenzuhalten, dass die Ehre eines Menschen als Ganzes existiert und nicht nach Bruchteilen in verschiedenen Staaten eingeschätzt werden kann. Eine Aufteilung kann außerdem zu lächerlich geringen Schadensbeträgen führen und benachteiligt denjenigen, dessen Verletzung durch Schadensausgleich gerade kompensiert werden soll. Sachgerechter ist die Bildung eines Schwerpunktes. Eine Persönlichkeitsrechtsverletzung wirkt sich irgendwo besonders stark dort aus, wo die verletzte Person am engsten mit ihrer Umwelt verbunden ist. Soweit Presseerzeugnisse im Land des gewöhnlichen Aufenthalts des Geschädigten vertrieben werden , ist dort auch die stärkste Betroffenheit zu lokalisieren. Dieser Ort ist für den Schädiger auch vorhersehbar und damit als Anknüpfungspunkt gerechtfertigt.  Das Recht am gewöhnlichen Aufenthalt kann damit als Erfolgsortrecht über den Gesamtschaden, einschließlich des an deren Orten entstandenen, entscheiden. Letzteres ergibt sich aus dem Entschädigungsinteresse des Verletzten. Im vorliegenden Fall ist der Erfolgsort in Frankreich belegen. 

K kann demnach bei einer Klage in Deutschland die Anwendung französischen Rechts bestimmen. Unterlässt sie dies, wird das Gericht deutsches Recht anwenden. Das Gericht besitzt in beiden Fällen die Zuständigkeit, den Gesamtschaden zu kompensieren. 

5. E-commerce Richtlinie (von Bedeutung für den Bereich des Wettbewerbsrechts)

Artikel 3 I RiLi 2000/31 EG- sog. e-commerce-Richtlinie – und dem folgend § 4 TDG führten das Herkunftslandprinzip ein: das nach allgemeinen Regeln berufene Sachrecht ist auf die Anforderungen des Herkunftsstaates zu reduzieren. § 4 TDG gilt allein für die Bestätigung des Anbieters im Internet, z.B. den bei der Gestaltung der Website zu beachtenden (Maximal-) Standard, nicht aber für Warenlieferungen und Waren als solche. Weitere Ausnahmen betreffen das Vertragsrecht, das Urheberrecht, verwandte und gewerbliche Schutzrechte sowie das Kartellrecht. 

C) Internationales Gesellschaftsrecht

Hier muß auf Kropholler § 55 verwiesen werden. Relevant sind vor allem folgende Komplexe: 

· Sitz- und Gründungstheorie

· Niederlassungsfreiheit nach Art 43 und 48 EG-Vertrag

· Die Rechtsprechung des EuGH: Daily Mail, Centros, Überseering
 und Inspire Art
.

· Das deutsch-amerikanische Freundschaftsabkommen.

D) Sachenrecht

Siehe Kropholler § 54

· Relevant . Die italienische Autohypothek

E) Aktuelle Rechtsprechung

· Gewinnzusagenfälle

Zu C) D) und E) gilt: Die Bereiche werden in der Vorlesung insoweit erörtert, als dies prüfungsrelevant ist

3.  Kapitel: Das UN-Kaufrecht (CISG)

Das Übereinkommen der Vereinten Nationen über Verträge über den Internationalen Warenkauf (CISG = United Nations Convention on Contracts for the International Sale of Goods) gilt seit dem 1. Januar 1991 auch für die Bundesrepublik Deutschland. Die darin enthaltenen Regelungen betreffen alle Verträge, die Warenlieferungen zum Gegenstand haben und einen Bezug zu einem der Vertragsstaaten aufweisen.

Die Durchsicht der Liste der Vertragsstaaten ergibt, dass das CISG heute in praktisch allen wichtigen Industriestaaten Gültigkeit besitzt, vergleiche die laufende Berichterstattung von Piltz in der NJW ( zuletzt NJW 2005,2126 und NJW 2007, 2159). Ausnahmen sind  noch Großbritannien, Brasilien und Japan.

Über http://www.uncitral.org kann der aktuelle Ratifikationsstand eingesehen werden: seit 01.05.2007 sind 70 Staaten beigetreten.

I.
Aufbau des UN-Kaufrechts  

Teil 1:

Anwendungsbereich und allgemeine Bestimmungen, Artikel 1 – 




Artikel 13.

Teil 2:

Abschluß des Vertrages, Artikel 14 – Artikel 24.

Teil 3:

Warenkauf, Artikel 25 – Artikel 88.

Teil 4:

Schlußbestimmungen, Artikel 89 – 101. 

II.
Zu Artikel 4, was ist im Übereinkommen nicht geregelt: 

· Anerkennung und Vollstreckung von Urteilen und Schiedssprüchen im Ausland

· Produkthaftung

· Prozeßrecht

· Verjährung

· Nichtigkeit des Vertrages wegen des Verstoßes gegen ein Gesetz, z.B. die Unwirksamkeit des Vertrages oder einzelner Klauseln wegen Sittenwidrigkeit oder der Inhaltskontrolle von Allgemeinen Geschäftsbedingungen nach §§ 305 ff. BGB 

· sogenannte Willensmängel, also Anfechtungsmöglichkeiten wegen Irrtums, Täuschung oder Drohung 

· Vertretungsmacht

· Geschäftsfähigkeit

· Übergang des Eigentums an der Kaufsache (so muß insbesondere die Wirksamkeit einer Eigentumsvorbehaltsklausel nach dem jeweiligen Landesrecht beurteilt werden)

· Abtretung von Ansprüchen aus dem Kaufvertrag

· Vertragsstrafeversprechen und pauschalisierte Schadensersatzabreden

III. Zu Artikel 6 (Ausschluß der Anwendbarkeit)

Die Anwendbarkeit des UN-Kaufrechts kann zwischen den Vertragsparteien ausgeschlossen werden.

 In Betracht kommt etwa folgende Formulierung: 

„Auf das Vertragsverhältnis findet deutsches Recht unter Ausschluß des Übereinkommens der Vereinten Nationen vom 11.04.1980 über Verträge über den internationalen Warenkauf Anwendung.“ 

Dagegen reicht nach herrschender Meinung folgende Formulierung nicht aus:    „Dieser Vertrag unterliegt deutschem Recht.“ 

Folgen für den Fall einer Lieferung einer Ware von Deutschland nach Italien mit der Formulierung: „Dieser Vertrag unterliegt dem deutschen Recht.“ 

Anwendung findet UN-Kaufrecht (Art. 1 Abs. 1 a). Dies betrifft den sogenannten „Kaufrechtskern“. Für die übrigen Bereiche gilt das materielle deutsche Recht, z.B. das BGB für Fragen der Vollmachtserteilung, Anfechtungsmöglichkeiten wegen Irrtum, Täuschung oder Drohung usw. 

Sollte hingegen  die Formulierung verwendet werden: „Dieser Vertrag unterliegt dem italienischen Recht“, gilt UN-Kaufrecht für die kaufrechtlichen Bestimmungen, dagegen richten sich die Fragen zu Vollmacht, Irrtumsanfechtung usw. nach italienischem Recht. 

Auch eine nachträgliche Rechtswahl kann getroffen werden, z.B. auch durch das Verhalten der Parteien im Prozeß, insbesondere die beiderseitige Behandlung der Sache nach ausländischem oder aber auch nach deutschem Recht. Hier soll die rügelose Hinnahme der Urteilsbegründung im erstinstanzlichen Verfahren für das Berufungsverfahren genügen, so BGH NJW- RR 2000, 1002 (1004). 

IV. Überblick über die Rechtsbehelfe des Käufers bei Verletzung der Verkäuferpflichten:

Grundsätzlich werden dem Käufer in Artikel 45 ff. folgende Rechtsbehelfe zur Wahl gestellt: 

· Erfüllungsanspruch, Art. 46 Abs. 1

· Ersatzlieferung, wenn die Ware nicht vertragsgemäß ist (nur bei wesentlicher Vertragsverletzung), Art. 46 Abs. 2

· Nachbesserung, Art. 46 Abs. 3

· Aufhebung des Vertrages (nur wenn die Nichterfüllung eine wesentliche Vertragsverletzung darstellt oder nach abgelaufener Nachfristsetzung; nach Erfüllung nur noch in engen zeitlichen Grenzen), Art. 49

· Minderung bei vertragswidriger Beschaffenheit (selbst, wenn die Rügefrist vom Käufer versäumt worden ist, er dafür aber eine vernünftige Entschuldigung hat), Art. 44, Art. 50

· Schadensersatz (selbst, wenn die Rügefrist – Art. 39 – vom Käufer versäumt worden ist, er dafür aber eine vernünftige Entschuldigung hat; allerdings umfaßt der Schadensersatzanspruch dann nicht den entgangenen Gewinn), Art. 44, Art. 45 Abs. 1b) i.V.m. Art. 74-77.

Darüber hinaus ist der Käufer nicht zur Zahlung des Kaufpreises verpflichtet, solange der Verkäufer selbst seine Pflichten nicht erfüllt hat (Art. 58, 71 Abs. 1). 

Weitere Besonderheit:Art. 48, Verkäuferanspruch dahingehend, daß V nachbessern darf.
CISG-Fall Nr. 1: 

Zulieferteile werden fix zum 01.12.2006 bestellt. Erfolgt die Lieferung des V nicht zu diesem Zeitpunkt, so handelt es sich um eine schwerwiegende Vertragsverletzung nach Art. 25.
Der Käufer hat folgende Rechte:

a) Erfüllung, nach Art. 46, nach seiner Wahl auch unter Setzung einer Nachfrist.

b) K kann die Vertragsaufhebung erklären nach Art. 49. Hat er eine Nachfrist gesetzt, so kann die Vertragsaufhebung erst nach Ablauf der Frist erfolgen, es sei denn, der Verkäufer erklärt ausdrücklich seine fehlende Lieferbereitschaft. 

c) K kann Schadensersatz verlangen, nach Art. 74 – 77. 

CISG-Fall Nr. 1a, Abwandlung: Erfolgt die Lieferung durch V zwar termingerecht, aber falsch, handelt es sich insoweit grundsätzlich ebenfalls um eine schwerwiegende Vertragsverletzung nach Art. 25. 

K hat folgende Rechte: 

a) Er kann auf Leistung bestehen, so daß er eine Ersatzlieferung verlangen kann, allerdings nur innerhalb einer angemessenen Frist (Art. 46 Abs. 2). 

b) K kann die Vertragsaufhebung verlangen, aber nur innerhalb einer angemessenen Frist (Art. 49 Abs. 2 b).

c) Er kann den Kaufpreis mindern (Art. 50 Satz 1). 

d) Er kann Schadensersatz verlangen nach Art. 74 – 77.

CISG-Fall Nr. 2: V  liefert an K eine Maschine, die gelegentliche Störungen in der Elektronik aufweist.

 Hier dürfte – vorbehaltlich näherer Angaben zum Sachverhalt – nicht von einem wesentlichen Mangel im Sinne von Art. 25 ausgegangen werden. Andernfalls würde der „wesentliche Mangel“ vom Ausnahmefall zum Regelfall.  Art. 46 Abs. 2 verlangt eine wesentliche Vertragsverletzung, von daher kann K die Ersatzlieferung nicht verlangen. Die Vertragsaufhebung nach Art. 49 verlangt nach Abs. 1 a) eine wesentliche Vertragsverletzung, die hier nicht vorliegt. Nach Art. 49 Abs. 1 b) hätte der Anspruch zur Voraussetzung, daß ein Fall der Nichtlieferung vorliegt. 

Es verbleiben folgende Rechte des K: 


a)
Nachbesserung nach Art. 46 Abs. 3, mit den dortigen Einschränkungen 

(nur innerhalb einer angemessenen Frist und auch nur, wenn die Nachbesserung nicht unzumutbar für den Verkäufer ist). 


b) Minderung nach Art. 50 Satz 1.

c) Schadensersatz nach Art. 74.

Zu den Fällen  Nr. 1 ,  1a und 2 gilt: 

Der Käufer hat grundsätzlich ein Wahlrecht, V kann die Ausübung der Rechtsbehelfe nur sehr begrenzt beeinflussen. Unvermeidbar ist der Schadensersatzanspruch des K, siehe Fall 1 c), Fall 1a d), sowie Fall 2 c). Allerdings sind die sonstigen Rechtsbehelfe im Fall einer mangelhaften Lieferung dann vermeidbar, vgl. Art. 48, wenn V nachbessert. Auch gilt nach dem Wortlaut des Art. 48 die Einschränkung, daß dies für den Käufer nicht zu unzumutbaren Verzögerungen oder Unannehmlichkeiten führen darf. 

CISG-Fall Nr. 3  (nach BGH NJW RR 1997, S. 690): 

Am 11.11.1992 erwirbt die österreichische Firma B (Käuferin und Beklagte) von der deutschen GmbH V (Verkäuferin und Klägerin) ein Druckersystem, bestehend aus Drucker, einem Farbmonitor, einem Rechner und einem Softwarepaket. Am 30.01.1993 wird das Druckersystem installiert und am 08.02.1993 zum Zweck der Inbetriebnahme übergeben. Bereits am Folgetag (09.02.1993) teilte B der V mit, daß die Dokumentation des Druckers nicht mitgesandt worden wäre, und ersucht um Erledigung bis 25.02.1993. 

Die Dokumentation betr. den Drucker folgt fristgemäß – nicht jedoch die Dokumentation (das Handbuch ) für die Gesamtanlage. K erklärt Anfang März 1993, „man trete nunmehr vom Vertrag zurück“.

 V klagt auf Zahlung des Kaufpreises , Erfolgsaussichten? 

- V= Klägerin/ Verkäuferin   B= Beklagte, Käuferin -

Lösungsskizze:

V könnte einen Anspruch auf Zahlung des Kaufpreises nach Art 53 i.V.m. Art. 61 I a), 62 besitzen. 

Möglicherweise konnte aber B nach Art. 49 die Aufhebung des Vertrags verlangt haben. Die Nichtlieferung eines Handbuches stellt nach deutschem Recht wie nach Art. 25  eine wesentliche Vertragsverletzung dar, hier ist eine Frist abgelaufen, das Handbuch ist nach dem Sachverhalt nicht geliefert worden. Allerdings betrifft dies die Gesamtanlage. B  könnte möglicherweise seine Rechte verloren haben nach Art. 38, 39, 44. Allerdings hat B  zeitnah gerügt, nämlich schon am Folgetag. 

Das gelieferte Druckersystem  bestand jedoch aus verschiedenen Komponenten, und der Begriff „Drucker“ ist ohne nähere Spezifizierung zunächst unklar, weil er sich sowohl auf die Gesamtanlage als auch auf die Einzelkomponente beziehen konnte. 

Laut Sachverhalt kommt hinzu, daß die Verkäuferin als Reaktion auf die Mängelrüge eine Dokumentation für den Drucker innerhalb der gesetzten Frist übersandt hat. 

Auch wenn fest steht, daß die Dokumentation der Gesamtanlage nicht übergeben , jedenfalls nicht rechtzeitig zur Verfügung gestellt wurde, war die Mängelrüge zu unpräzise. 

Zwischenergebnis: B hat ihre Rechte mangels rechtzeitiger und präziser Rüge verloren. Zu prüfen bleibt allenfalls, ob B eine „vernünftige Entschuldigung“ im Sinne von Art. 44 besitzt, um damit (wenigstens) teilweise  Rechte auf Schadensersatz noch durchsetzen zu können. 

Eine präzise Ausdrucksweise ist unter Kaufleuten erforderlich , die Ansprüche sind genau zu bezeichnen, damit der andere Vertragsteil in der Lage ist , sachgerecht zu reagieren. B hätte zumindest nach Erhalt der Drucker-Dokumentation zeitnah reagieren  und V zur Lieferung der Gesamtanlagen-Dokumentation auffordern müssen. Etwaige Mißverständnisse und insbesondere Ungenauigkeiten einer unklaren Mängelrüge gehen zu seinem Nachteil.

Ergebnis: V kann von  B den Kaufpreis verlangen. 

V.  Darstellung der Rechtsbehelfe des Verkäufers bei Verletzung von Pflichten seitens des Käufers: 

Art 53 in Verbindung mit Art. 61 I a) und b) sowie

Art 62: K hat den Kaufpreis zu zahlen und die Ware abzunehmen.

Art. 63, Nachfrist (mit Androhung der Vertragsaufhebung, etwa bei nicht eindeutiger Beurteilung der Frage, ob eine „wesentliche Vertragsverletzung“ vorliegt  iSd. Art 64 I a)).

Art 64 I, Vertragsaufhebung.

Art. 71 Zurückbehaltungsrecht an der Ware. 

Art. 74 – 77, Schadensersatz.

VI. Zum Schadensersatz nach Art. 74 – 77: 

Auf ein Verschulden kommt es nicht an. Die vertragsbrüchige Partei kann dem Schadensersatzanspruch insgesamt nur dann entgehen, wenn ein Fall höherer Gewalt vorliegt, Art. 79. 

Die Einzelheiten der Berechnungen finden sich in Art. 74 – 77, wobei grundsätzlich der gesamte Schaden in Geld zu erstatten ist, einschließlich des entgangenen Gewinns. 

Den Geschädigten trifft eine Schadensminderungspflicht, Art. 77.

VII. Klausurfälle UN-Kaufrecht:

1. „Biobraugerste“ nach OLG München, NJW-RR 2003, 849 = JuS 2003, 1134
· Sachverhalt: Kaufvertrag zwischen K aus Belgien und V aus München im Sommer 2000 über Biobraugerste, 6 Teillieferungen erfolgen von 8.09.2000 bis 20.12.2000. Für die letzte Teillieferung am 20.12.2000 werden die laut Ökoland – VO erforderlichen Bio-Zertifikate geliefert, nicht für die Lieferungen 1-5(zuletzt am 30.11.2000).

· 06.02.2001: belgische Behörde erläßt Untersagungsverfügung bez. Lieferungen 1-5

· 15.02.2001: Klägerin rügt dies bei der Beklagten

· Erfolgsaussichten der Klägerin für ihr Schadensersatzverlangen wegen des Minderwerts der Lieferungen 1-5?

Lösungsskizze:

· Anspruchsgrundlage Art.30, 45 I b iVm. Art 74 ff CISG

· Art. 35 I  Verkäuferpflichten: Lieferung von Biobraugerste nach Ökolandbau-VO umfaßt auch Zertifikate

· Zertifikate sind „konstitutiv“ für die Eigenschaft der Gerste als „bio“ – Zwischenergebnis: Qualitätsmangel!

· Art. 38 Untersuchungspflichten des Käufers – umfaßt auch die Zertifikate!

· Art 39 I zur Rügefrist max 2 – 4 Wochen

· Ausgangszeitpunkt ab 5. Lieferung(30.11.2000)

· Art 44  vernünftige Entschuldigung wird nicht vorgetragen

· Ergebnis : OLG München weist die Klage ab (anders noch das LG!)  

Exkurs:

· LG-Lösung über Art 34 !

· streitig : ob Art 38,39 auf Art 34 Dokumente entsprechend Anwendung findet

· bei Nichtlieferung jedenfalls deshalb keine Anwendung von Art. 38,39, weil dies keine Untersuchungspflichten auslösen kann

· Ergebnis Vorinstanz also: der Klage wird stattgegeben

Ende Exkurs
2. Hay- Klausur aus JuS 2000, 567 : „Oranjestad auf Aruba“ 

Sachverhalt:  (Lösung wird in der Vorlesung erarbeitet werden)
Die Firma V aus Oranjestadt auf Aruba produziert und vertreibt chemische Erzeugnisse. Am 01.10.1990 schließt V mit der Firma K aus Hamburg einen durch eine Handelsmaklerin vermittelten Vertrag über den Bezug von in einer Liste aufgeführten Vinnol-Produkten. Der mit der Überschrift versehene Vertrag „Rahmenvertrag auf Abruf“ bestimmt u.a.: 

· Lieferung nach Vereinbarung/auf Abruf von K 

· Zielort Antwerpen

· „netto Kasse gegen Dokumente“ 

· „Analysezertifikat ist vom Verkäufer beizubringen“

Am 10.01.1992 ordert K schriftlich 5.000 l Vinnol LL 352, die V mit samt Dokumenten und Analysezertifikat am 24.01.1992 liefert. K versendet das Vinnol LL 352 in seinem Betrieb zur Beschichtung von Vorhangstoffen. 

Am 14.02.1992 ordert K bei V telefonisch die Lieferung von 6.000 l Vinnol-Dispersion C 35. Der von V noch am gleichen Tag verfaßte schriftliche Vertrag enthielt bei Warenbeschreibung 6.000 l C 35.

Am 23.03.1992 teilte V bei Übergabe der Dokumente an K mit, dass das Vinnol CE 35 in Antwerpen zur Abholung bereitstünde. Anschließend übersandte V der K  zwei Rechnungen über 172.000,-- DM und 348.250,-- DM, sowie eine technische Information mit chemischen Analysewerten. 

K beanstandete dies Information als nicht ausreichend. An einem ihr daraufhin von der V zugesandten Analysezertifikat für das Vinnol CE 35 rügte K, dass es unterschiedliche Viskositätswerte enthalte. Nachdem V der K ein weiteres Analysezertifikat übermittelt hatte, erklärte K  am 19.04.1992 den Rücktritt von beiden Kaufverträgen, weil er wegen der Widersprüche zwischen den einzelnen Zertifikaten das Vertrauen in die Richtigkeit derselben verloren habe. 

V widersprach dem Rücktritt und erklärte sich mit der Untersuchung der in Antwerpen lagernden Ware durch einen von K beauftragen Sachverständigen einverstanden. Die unterschiedlichen Viskositätswerte in einem der Analysezertifikate beruhten auf einem Schreibfehler. Auch nach Erstattung des Sachverständigengutachtens bleibt K wegen der Abweichungen bei den Viskositätswerten der untersuchten Ware in den Zertifikaten beim am 19.04.1992 erklärten Rücktritt. V besteht auf Bezahlung des Kaufpreises.

Ab Mai 1992 traten bei K Kundenreklamationen darüber ein, dass sich an den fertig montierten Vorhängen Vergilbungen und Flecken zeigten, wofür ursächlich ist, dass das angelieferte Vinnol LL 352 mangelhaft war. Hiervon unterrichtete K die V erstmals durch Fernschreiben vom 23.07.1992, in welchem er noch einmal vorsorglich den Rücktritt erklärte. Die durch die Schadensersatzverpflichtungen gegenüber seinen Kunden entstandenen Schäden der K belaufen sich auf 643.000,-- DM. Den darüber hinaus am „good will“ der Firma eingetretenen Schaden beziffert K mit 100.000,-- DM. 

Als K die Zahlung der in Rechnung gestellten Beträge verweigert, erhebt V die Klage vor dem LG in Hamburg. K macht im Wege der Widerklage Schadensersatzansprüche geltend.

Bearbeitervermerk: Auf Aruba gilt UN-Kaufrecht.

Beantworten Sie folgende Fragen: 

1. Findet UN-Kaufrecht auf die Verträge zwischen V und K Anwendung ? 

2. Kann V von K Zahlung des Kaufpreises verlangen ? 

3. Kann K Schadensersatz für ihm entstandene Schäden von V verlangen ?

4. Die Firma V weist nach, dass sie fortlaufend mit marküblichem Kredit

von 14,5 % arbeitet. Hat V Anspruch auf Ersatz des Zinsbetrages, der 

aufgewendet werden musste, weil K trotz Fälligkeit nicht zahlte ? 

VII.  Übersicht 

Synoptische Darstellung der wesentlichen Unterschiede zwischen dem

UN-Kaufrecht und dem deutschen Recht

	Rechte und Ansprüche bei Mängeln 

der Kaufsache

· Nacherfüllung durch Beseitigung des Mangels

(§§ 437 Ziff. 1, 439 BGB).

· Nacherfüllung durch Lieferung einer mangel-

freien Sache (§ 437 Ziff. 1, 439 BGB).

· Rücktritt vom Vertrag (§ 437 Ziff. 2, 440 BGB).

· Minderung (§§ 437 Ziff. 2, 441 BGB).

· Schadenersatz (§§ 437 Ziff. 3, 440 BGB).

· Ersatz vergeblicher Aufwendungen (§§ 437

Ziff. 3, 284 BGB). 

Mängelbegriff

· Maßgeblich ist zunächst ausdrückliche Ver-

einbarung (§ 434 Abs. 1 Satz 1 BGB). 

· Ansonsten § 434 Abs. 1 Ziffern 1 bis 3 BGB. 

· Auch Werbung und öffentliche Äußerungen 

können die geschuldete Eigenschaft der 

Kaufsache beeinflussen.

· Auch Minderliegerungen und fehlerhafte

Montageanleitungen gelten als Mängel. 

· Rechts- und Sachmängel werden gleich-

behandelt. 

· Keine Haftung, wenn der Käufer den Mangel 

grob fahrlässig nicht kannte. 

Schranken der Rechte und Ansprüche 

bei Mängeln der Kaufsache

· Recht des Verkäufers auf Zurückweisung 

des gewählten Nacherfüllungsanspruchs, wenn 

mit unverhältnismäßigen Kosten verbunden 

(§ 439 Abs. 3 BGB). 

· Für Schadenersatz statt der Erfüllung Frist-

setzung (Aufforderung zur Nacherfüllung) er-

forderlich (§ 281 Abs. 1 Satz 1). 

· Kein Schadenersatz statt der ganzen Leistung, 

wenn Pflichtverletzung unerheblich war 

(§ 281 Abs. 1 Satz 3 BGB). 

· Kein Schadenersatz statt der ganzen Leistung

trotz bereits geleisteter Teilzahlung, wenn der

Käufer kein Interesse an der Teilleistung

hat (§ 281 Abs. 1 Satz 3 BGB). 


	Rechte und Ansprüche bei Mängeln

der Kaufsache

· Nachbesserungsanspruch (Art. 46). 

· Ersatzlieferung bei nicht vertragsgemäßer

Ware (Art. 46). 

· Aufhebung des Vertrages (Art. 49). 

· Minderung (Art. 44, 50). 

· Schadenersatz (Art. 44, 74 ff.).

· Nicht gesondert geregelt, ist aber im 

Schadenersatzanspruch enthalten.

Mängelbegriff

· Gilt auch für UN-Kaufrecht (Art. 35 Abs. 1).

· Ähnlich im UN-Kaufrecht (Art. 35 Abs. 2). 

· Dazu gilt es im UN-Kaufrecht keine Ent-

sprechung.

· UN-Kaufrecht führt zu einem ähnlichen Er-gebnis, da jede Vertragsverletzung hinsichtlich

der Rechtsfolgen gleich behandelt wird. 

Allerdings muss der Käufer eine Montage-anleitung erwarten können. Dies wird unterUN-Kaufrecht seltener der Fall sein als nach BGB. 

· Gilt auch für UN-Kaufrecht (Art. 41, 42).

· UN-Kaufrecht enger: Keine Haftung, wenn der Käufer die Vertragswidrigkeit kannte oder kennen musste. 

Schranken der Rechte und Ansprüche 

bei Mängeln der Kaufsache 

· Ähnliches Ergebnis wird durch Nach-

besserungsrecht des Verkäufers erreicht 

(nur auf eigene Kosten und wenn dies dem 

Käufer zumutbar ist; ebenfalls bei vorzeitiger

Lieferung bis zum Ablauf des vereinbarten

Lieferzeitpunkts; Art. 37, 48). 

· Weitergehend ist die Schranke, dass Ersatz-

lieferung nur bei wesentlicher Vertragsverletzung

verlangt werden kann (Art. 46). 

· Gilt ebenso für alle Rechtsbehelfe des 

Käufers, auch für Schadenersatz außer dem

Verzögerungsschäden (Art. 47). 

· Keine Entsprechung im UN-Kaufrecht, wenn 

Frist erfolglos verstrichen ist. 

· Schranken gehen weiter; nur in Verbindung 

mit Aufhebung des Vertrages, was nur bei 

wesentlichen Vertragsverletzungen und er-

folglos abgelaufener Frist geht (Art. 51 Abs. 2). 



	· Für Verzugsschaden zusätzlich Erfordernis 

der Mahnung.

· Für Rücktritt vom Vertrag Fristsetzung (Auf-

forderung zur Nacherfüllung) erforderlich

(§ 323 Abs.  BGB). 

· Kein Rücktritt vom Vertrag, wenn Pflicht-

verletzung unerheblich war (§ 323 Abs. 5 Satz 2

BGB.

· Kein Rücktritt vom ganzen Vertrag trotz bereits

geleisteter Teilleistungen, wenn der Käufer kein 

Interesse an der Teilleistung hat (§ 323 Abs. 5 

Satz 1 BGB).

· Keine Entsprechung im BGB. 

Untersuchungs- und  Rügepflicht

Ist unverändert vorhanden (§ 377HGB), auch wenn 

der Kauf in einen Verbrauchsgüterkauf mündet. 

Sonstige Leistungstörungen 

· Starke Ähnlichkeit im Grundsatz. 

· Unterschiede im Detail. 

Umfang des Schadenersatzes 

· Schadenersatz umfasst auch Mangelfolgeschäden

einschließlich entgangenen Gewinn. 

· Schadensminderungspflicht (§ 254 BGB). 

· Keine Entsprechung im BGB. 

· Keine Entsprechung im BGB. 

Beweislast 

· Wenn der Kauf in einem Verbrauchsgüterkauf mündet, gilt 6 Monate lang ab dem Weiterverkauf an den Verbraucher die gesetzliche Vermutung, dass der Mangel bereits beim Verkauf vorgelegen hat. 

· Schadenersatzpflicht besteht nur, wenn Verkäufer

nicht beweisen kann, dass er die Pflichtver-

letzung nicht zu vertreten hat. 


	· Keine Entsprechung im UN-Kaufrecht

· Gilt für alle Rechtsbehelfe des Käufers

(Art. 47). 

· UN-Kaufrecht geht weiter; nur wenn die 

Nichterfüllung eine wesentliche Vertrags-

verletzung darstellt oder nach abgelaufener 

Nachfristsetzung; nach Erfüllung nur noch in 

engen zeitlichen Grenzen (Art. 49). 

· Schranken gehen weiter, Rücktritt vom 

Vertrag trotz erfolgter Teillieferung nur bei 

wesentlichen Vertragsverletzungen (Art. 51

Abs. 2). 

· Aufgetretene Mängel müssen innerhalb einer

angemessenen Frist gerügt werden, sonst gehen

Rechte verloren (Art. 39 Abs. 1). 

Untersuchungs- und Rügepflicht 

Ist vorhanden (Art. 38, 43). 

Sonstige Leistungsstörungen 

· Starke Ähnlichkeit im Grundsatz. 

· Unterschiede im Detail. 

Umfang des Schadenersatzes

· Schadenersatz umfasst auch Mangelfolgeschäden

einschließlich entgangenen Gewinn (Art. 74 

Satz 1). 

· Schadensminderungspflicht (Art. 77). 

· Begrenzung auf den vorhersehbaren Schaden

(Art. 74 Satz 2).

· Besondere Regelung bei Deckungskauf 

(Art. 75, 76). 

Beweislast 

· Zu dieser Beweislastumkehr gibt es keine 

Entsprechung. 

· Wenn eine Verletzung vertraglicher Pflichten

feststeht, ist Verschulden nicht erforderlich. 



	Vertragsfreiheit

· Weitgehend ausgeschlossen, wenn der Kauf 

in einen Verbrauchsgüterkauf mündet. 

· Erheblich eingeschränkt durch Inhaltskontrolle 

der Rechtsprechung nach § 307 BGB. Über-

prüfung ob unangemessene Benachteiligung 

durch Vergleich zwischen Gesetzeswortlaut 

und abweichender Vertragsklausel. 

· Viele Schranken der gegenüber Verbrauchern 

geltenden §§ 308 und 309 BGB werden 

entsprechend auf Verträge zwischen Unter-

nehmen angewandt. 

· Fast völliger Wegfall der Vertragsfreiheit

wenn der K auf in einem Verbrauchsgüterkauf

mündet. 

Verjährungsfrist

Zwei Jahre ab der Ablieferung der Sache (§ 438 

Abs. 1 Ziff. 3 und Abs. 2 BGB); wenn der Kauf 

in einen Verbrauchsgüterkauf mündet, bis fünf 

Jahre (§ 479 BGB); bei Baustoffen fünf Jahre 

(§ 438 Abs. 1 Ziff. 2 BGB). 


	Vertragsfreiheit 

· Keine Entsprechung. 

· Art. 12 legt nur wenige Normen fest, von 

denen nicht abgewichen werden kann. An-

sonsten bestimmt Art. 6 ausdrücklich Ver-

tragsfreiheit. 

· § 307 BGB wird zwar durch das UN-Kaufrecht

nicht verdrängt, der Prüfungsmaßstab für die

Inhaltskontrolle ist aber ein anderer. 

· Keine Entsprechung im UN-Kaufrecht. 

Verjährungsfrist 

Wohl gleich (Gesetz zum Übereinkommen) mit 

einer geringfügigen Modifikation. 




4. Kapitel: Weltrecht

1. Michaels: US-Gerichte als Weltgerichte – Die Avantgarde der Globalisierung. 

DAJV Newsletter 2/2006, 46 ff.: „Regelmäßig klagt man in Europa darüber, dass US-Gerichte sich als Weltgerichte aufspielen, indem sie sich selbst bei solchen Fällen für zuständig erklären, bei denen der Schwerpunkt der Beziehungen zu einem anderen Staat als den USA besteht.“

- Thesendiskussion -

Was ist Weltrecht? -  Wer hat ein Interesse hieran?  -  Existiert ein solches bereits? – 

2. „Deutsche Firmen vor US-Gerichten“, Geulen NJW 2003,3244

3. Common Law versus Civil Law : Rechtsvergleichung

Anhang 1

	EuGVVO
	


VERORDNUNG (EG) Nr. 44/2001 DES RATES vom 22. Dezember 2000 über die gerichtliche Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION -

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel_61 Buchstabe c und Artikel_67 Absatz 1,

auf Vorschlag der Kommission (1),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (2),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses (3),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Gemeinschaft hat sich zum Ziel gesetzt, einen Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts, in dem der freie Personenverkehr gewährleistet ist, zu erhalten und weiterzuentwickeln. Zum schrittweisen Aufbau dieses Raums hat die Gemeinschaft unter anderem im Bereich der justiziellen Zusammenarbeit in Zivilsachen die für das reibungslose Funktionieren des Binnenmarkts erforderlichen Maßnahmen zu erlassen.

(2) Die Unterschiede zwischen bestimmten einzelstaatlichen Vorschriften über die gerichtliche Zuständigkeit und die Anerkennung von Entscheidungen erschweren das reibungslose Funktionieren des Binnenmarkts. Es ist daher unerlässlich, Bestimmungen zu erlassen, um die Vorschriften über die internationale Zuständigkeit in Zivil- und Handelssachen zu vereinheitlichen und die Formalitäten im Hinblick auf eine rasche und unkomplizierte Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen aus den durch diese Verordnung gebundenen Mitgliedstaaten zu vereinfachen.

(3) Dieser Bereich fällt unter die justizielle Zusammenarbeit in Zivilsachen im Sinne von Artikel_65 des Vertrags. 

(4) Nach dem in Artikel_5 des Vertrags niedergelegten Subsidiaritäts- und Verhältnismäßigkeitsprinzip können die Ziele dieser Verordnung auf der Ebene der Mitgliedstaaten nicht ausreichend erreicht werden; sie können daher besser auf Gemeinschaftsebene erreicht werden. Diese Verordnung beschränkt sich auf das zur Erreichung dieser Ziele notwendige Mindestmaß und geht nicht über das dazu Erforderliche hinaus.

(5) Am 27. September 1968 schlossen die Mitgliedstaaten auf der Grundlage von Artikel_293 vierter Gedankenstrich des Vertrags das Übereinkommen von Brüssel über die gerichtliche Zuständigkeit und die Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen, dessen Fassung durch die Übereinkommen über den Beitritt der neuen Mitgliedstaaten zu diesem Übereinkommen (4) geändert wurde (nachstehend "Brüsseler Übereinkommen" genannt). Am 16. September 1988 schlossen die Mitgliedstaaten und die EFTA-Staaten das Übereinkommen von Lugano über die gerichtliche Zuständigkeit und die Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen, das ein Parallelübereinkommen zu dem Brüsseler Übereinkommen von 1968 darstellt. Diese Übereinkommen waren inzwischen Gegenstand einer Revision; der Rat hat dem Inhalt des überarbeiteten Textes zugestimmt. Die bei dieser Revision erzielten Ergebnisse sollten gewahrt werden.

(6) Um den freien Verkehr der Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen zu gewährleisten, ist es erforderlich und angemessen, dass die Vorschriften über die gerichtliche Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen im Wege eines Gemeinschaftsrechtsakts festgelegt werden, der verbindlich und unmittelbar anwendbar ist.

(7) Der sachliche Anwendungsbereich dieser Verordnung sollte sich, von einigen genau festgelegten Rechtsgebieten abgesehen, auf den wesentlichen Teil des Zivil- und Handelsrechts erstrecken.

(8) Rechtsstreitigkeiten, die unter diese Verordnung fallen, müssen einen Anknüpfungspunkt an das Hoheitsgebiet eines der Mitgliedstaaten aufweisen, die durch diese Verordnung gebunden sind. Gemeinsame Zuständigkeitsvorschriften sollten demnach grundsätzlich dann Anwendung finden, wenn der Beklagte seinen Wohnsitz in einem dieser Mitgliedstaaten hat.

(9) Beklagte ohne Wohnsitz in einem Mitgliedstaat unterliegen im Allgemeinen den nationalen Zuständigkeitsvorschriften, die im Hoheitsgebiet des Mitgliedstaats gelten, in dem sich das angerufene Gericht befindet, während Beklagte mit Wohnsitz in einem Mitgliedstaat, der durch diese Verordnung nicht gebunden ist, weiterhin dem Brüsseler Übereinkommen unterliegen.

(10) Um den freien Verkehr gerichtlicher Entscheidungen zu gewährleisten, sollten die in einem durch diese Verordnung gebundenen Mitgliedstaat ergangenen Entscheidungen in einem anderen durch diese Verordnung gebundenen Mitgliedstaat anerkannt und vollstreckt werden, und zwar auch dann, wenn der Vollstreckungsschuldner seinen Wohnsitz in einem Drittstaat hat.

(11) Die Zuständigkeitsvorschriften müssen in hohem Maße vorhersehbar sein und sich grundsätzlich nach dem Wohnsitz des Beklagten richten, und diese Zuständigkeit muss stets gegeben sein außer in einigen genau festgelegten Fällen, in denen aufgrund des Streitgegenstands oder der Vertragsfreiheit der Parteien ein anderes Anknüpfungskriterium gerechtfertigt ist. Der Sitz juristischer Personen muss in der Verordnung selbst definiert sein, um die Transparenz der gemeinsamen Vorschriften zu stärken und Kompetenzkonflikte zu vermeiden.

(12) Der Gerichtsstand des Wohnsitzes des Beklagten muss durch alternative Gerichtsstände ergänzt werden, die entweder aufgrund der engen Verbindung zwischen Gericht und Rechtsstreit oder im Interesse einer geordneten Rechtspflege zuzulassen sind.

(13) Bei Versicherungs-, Verbraucher- und Arbeitssachen sollte die schwächere Partei durch Zuständigkeitsvorschriften geschützt werden, die für sie günstiger sind als die allgemeine Regelung.

(14) Vorbehaltlich der in dieser Verordnung festgelegten ausschließlichen Zuständigkeiten muss die Vertragsfreiheit der Parteien hinsichtlich der Wahl des Gerichtsstands, außer bei Versicherungs-, Verbraucher- und Arbeitssachen, wo nur eine begrenztere Vertragsfreiheit zulässig ist, gewahrt werden.

(15) Im Interesse einer abgestimmten Rechtspflege müssen Parallelverfahren so weit wie möglich vermieden werden, damit nicht in zwei Mitgliedstaaten miteinander unvereinbare Entscheidungen ergehen. Es sollte eine klare und wirksame Regelung zur Klärung von Fragen der Rechtshängigkeit und der im Zusammenhang stehenden Verfahren sowie zur Verhinderung von Problemen vorgesehen werden, die sich aus der einzelstaatlich unterschiedlichen Festlegung des Zeitpunkts ergeben, von dem an ein Verfahren als rechtshängig gilt. Für die Zwecke dieser Verordnung sollte dieser Zeitpunkt autonom festgelegt werden.

(16) Das gegenseitige Vertrauen in die Justiz im Rahmen der Gemeinschaft rechtfertigt, dass die in einem Mitgliedstaat ergangenen Entscheidungen, außer im Falle der Anfechtung, von Rechts wegen, ohne ein besonderes Verfahren, anerkannt werden.

(17) Aufgrund dieses gegenseitigen Vertrauens ist es auch gerechtfertigt, dass das Verfahren, mit dem eine in einem anderen Mitgliedstaat ergangene Entscheidung für vollstreckbar erklärt wird, rasch und effizient vonstatten geht. Die Vollstreckbarerklärung einer Entscheidung muss daher fast automatisch nach einer einfachen formalen Prüfung der vorgelegten Schriftstücke erfolgen, ohne dass das Gericht die Möglichkeit hat, von Amts wegen eines der in dieser Verordnung vorgesehenen Vollstreckungshindernisse aufzugreifen.

(18) Zur Wahrung seiner Verteidigungsrechte muss der Schuldner jedoch gegen die Vollstreckbarerklärung einen Rechtsbehelf im Wege eines Verfahrens mit beiderseitigem rechtlichen Gehör einlegen können, wenn er der Ansicht ist, dass einer der Gründe für die Versagung der Vollstreckung vorliegt. Die Möglichkeit eines Rechtsbehelfs muss auch für den Antragsteller gegeben sein, falls sein Antrag auf Vollstreckbarerklärung abgelehnt worden ist.

(19) Um die Kontinuität zwischen dem Brüsseler Übereinkommen und dieser Verordnung zu wahren, sollten Übergangsvorschriften vorgesehen werden. Dies gilt auch für die Auslegung der Bestimmungen des Brüsseler Übereinkommens durch den Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften. Ebenso sollte das Protokoll von 1971 (5) auf Verfahren, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Verordnung bereits anhängig sind, anwendbar bleiben.

(20) Das Vereinigte Königreich und Irland haben gemäß Artikel_ 3 des dem Vertrag über die Europäische Union und dem Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft beigefügten Protokolls über die Position des Vereinigten Königreichs und Irlands schriftlich mitgeteilt, dass sie sich an der Annahme und Anwendung dieser Verordnung beteiligen möchten.

(21) Dänemark beteiligt sich gemäß den Artikeln 1 und 2 des dem Vertrag über die Europäische Union und dem Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft beigefügten Protokolls über die Position Dänemarks nicht an der Annahme dieser Verordnung, die daher für Dänemark nicht bindend und ihm gegenüber nicht anwendbar ist.

(22) Da in den Beziehungen zwischen Dänemark und den durch diese Verordnung gebundenen Mitgliedstaaten das Brüsseler Übereinkommen in Geltung ist, ist dieses sowie das Protokoll von 1971 im Verhältnis zwischen Dänemark und den durch diese Verordnung gebundenen Mitgliedstaaten weiterhin anzuwenden.

(23) Das Brüsseler Übereinkommen gilt auch weiter hinsichtlich der Hoheitsgebiete der Mitgliedstaaten, die in seinen territorialen Anwendungsbereich fallen und die aufgrund der Anwendung von Artikel_299 des Vertrags von der vorliegenden Verordnung ausgeschlossen sind.

(24) Im Interesse der Kohärenz ist ferner vorzusehen, dass die in spezifischen Gemeinschaftsrechtsakten enthaltenen Vorschriften über die Zuständigkeit und die Anerkennung von Entscheidungen durch diese Verordnung nicht berührt werden.

(25) Um die internationalen Verpflichtungen, die die Mitgliedstaaten eingegangen sind, zu wahren, darf sich diese Verordnung nicht auf von den Mitgliedstaaten geschlossene Übereinkommen in besonderen Rechtsgebieten auswirken.

(26) Um den verfahrensrechtlichen Besonderheiten einiger Mitgliedstaaten Rechnung zu tragen, sollten die in dieser Verordnung vorgesehenen Grundregeln, soweit erforderlich, gelockert werden. Hierzu sollten bestimmte Vorschriften aus dem Protokoll zum Brüsseler Übereinkommen in die Verordnung übernommen werden.

(27) Um in einigen Bereichen, für die in dem Protokoll zum Brüsseler Übereinkommen Sonderbestimmungen enthalten waren, einen reibungslosen Übergang zu ermöglichen, sind in dieser Verordnung für einen Übergangszeitraum Bestimmungen vorgesehen, die der besonderen Situation in einigen Mitgliedstaaten Rechnung tragen.

(28) Spätestens fünf Jahre nach dem Inkrafttreten dieser Verordnung unterbreitet die Kommission einen Bericht über deren Anwendung. Dabei kann sie erforderlichenfalls auch Anpassungsvorschläge vorlegen.

(29) Die Anhänge I bis IV betreffend die innerstaatlichen Zuständigkeitsvorschriften, die Gerichte oder sonst befugten Stellen und die Rechtsbehelfe sind von der Kommission anhand der von dem betreffenden Mitgliedstaat mitgeteilten Änderungen zu ändern. Änderungen der Anhänge V und VI sind gemäß dem Beschluss 1999/468/EG des Rates vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der Modalitäten für die Ausübung der der Kommission übertragenen Durchführungsbefugnisse (6) zu beschließen -

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

 

KAPITEL I   
ANWENDUNGSBEREICH

Artikel 1

(1) Diese Verordnung ist in Zivil- und Handelssachen anzuwenden, ohne dass es auf die Art der Gerichtsbarkeit ankommt. Sie erfasst insbesondere nicht Steuer- und Zollsachen sowie verwaltungsrechtliche Angelegenheiten.

(2) Sie ist nicht anzuwenden auf: 

a) den Personenstand, die Rechts- und Handlungsfähigkeit sowie die gesetzliche Vertretung von natürlichen Personen, die ehelichen Güterstände, das Gebiet des Erbrechts einschließlich des Testamentsrechts; 

b) Konkurse, Vergleiche und ähnliche Verfahren; 

c) die soziale Sicherheit; 

d) die Schiedsgerichtsbarkeit.

(3) In dieser Verordnung bedeutet der Begriff "Mitgliedstaat" jeden Mitgliedstaat mit Ausnahme des Königreichs Dänemark.

 

KAPITEL II 
ZUSTÄNDIGKEIT

A b s c h n i t t 1
Allgemeine Vorschriften

Artikel 2

(1) Vorbehaltlich der Vorschriften dieser Verordnung sind Personen, die ihren Wohnsitz im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats haben, ohne Rücksicht auf ihre Staatsangehörigkeit vor den Gerichten dieses Mitgliedstaats zu verklagen.

(2) Auf Personen, die nicht dem Mitgliedstaat, in dem sie ihren Wohnsitz haben, angehören, sind die für Inländer maßgebenden Zuständigkeitsvorschriften anzuwenden.

Artikel 3

(1) Personen, die ihren Wohnsitz im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats haben, können vor den Gerichten eines anderen Mitgliedstaats nur gemäß den Vorschriften der Abschnitte 2 bis 7 dieses Kapitels verklagt werden.

(2) Gegen diese Personen können insbesondere nicht die in Anhang I aufgeführten innerstaatlichen Zuständigkeitsvorschriften geltend gemacht werden.

Artikel 4 

(1) Hat der Beklagte keinen Wohnsitz im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats, so bestimmt sich vorbehaltlich der Artikel_ 22 und 23 die Zuständigkeit der Gerichte eines jeden Mitgliedstaats nach dessen eigenen Gesetzen.

(2) Gegenüber einem Beklagten, der keinen Wohnsitz im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats hat, kann sich jede Person, die ihren Wohnsitz im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats hat, in diesem Staat auf die dort geltenden Zuständigkeitsvorschriften, insbesondere auf die in Anhang I aufgeführten Vorschriften, wie ein Inländer berufen, ohne dass es auf ihre Staatsangehörigkeit ankommt.

 

Abschnitt 2 
Besondere Zuständigkeiten

Artikel 5 

Eine Person, die ihren Wohnsitz im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats hat, kann in einem anderen Mitgliedstaat verklagt werden:

1. a) wenn ein Vertrag oder Ansprüche aus einem Vertrag den Gegenstand des Verfahrens bilden, vor dem Gericht des Ortes, an dem die Verpflichtung erfüllt worden ist oder zu erfüllen wäre;

b) im Sinne dieser Vorschrift - und sofern nichts anderes vereinbart worden ist - ist der Erfüllungsort der Verpflichtung

- für den Verkauf beweglicher Sachen der Ort in einem Mitgliedstaat, an dem sie nach dem Vertrag geliefert worden sind oder hätten geliefert werden müssen;

 - für die Erbringung von Dienstleistungen der Ort in einem Mitgliedstaat, an dem sie nach dem Vertrag erbracht worden sind oder hätten erbracht werden müssen;

c) ist Buchstabe b) nicht anwendbar, so gilt Buchstabe a);

2. wenn es sich um eine Unterhaltssache handelt, vor dem Gericht des Ortes, an dem der Unterhaltsberechtigte seinen Wohnsitz oder seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, oder im Falle einer Unterhaltssache, über die im Zusammenhang mit einem Verfahren in Bezug auf den Personenstand zu entscheiden ist, vor dem nach seinem Recht für dieses Verfahren zuständigen Gericht, es sei denn, diese Zuständigkeit beruht lediglich auf der Staatsangehörigkeit einer der Parteien;

3. wenn eine unerlaubte Handlung oder eine Handlung, die einer unerlaubten Handlung gleichgestellt ist, oder wenn Ansprüche aus einer solchen Handlung den Gegenstand des Verfahrens bilden, vor dem Gericht des Ortes, an dem das schädigende Ereignis eingetreten ist oder einzutreten droht;

4. wenn es sich um eine Klage auf Schadensersatz oder auf Wiederherstellung des früheren Zustands handelt, die auf eine mit Strafe bedrohte Handlung gestützt wird, vor dem Strafgericht, bei dem die öffentliche Klage erhoben ist, soweit dieses Gericht nach seinem Recht über zivilrechtliche Ansprüche erkennen kann;

5. wenn es sich um Streitigkeiten aus dem Betrieb einer Zweigniederlassung, einer Agentur oder einer sonstigen Niederlassung handelt, vor dem Gericht des Ortes, an dem sich diese befindet;

6. wenn sie in ihrer Eigenschaft als Begründer, trustee oder Begünstigter eines trust in Anspruch genommen wird, der aufgrund eines Gesetzes oder durch schriftlich vorgenommenes oder schriftlich bestätigtes Rechtsgeschäft errichtet worden ist, vor den Gerichten des Mitgliedstaats, in dessen Hoheitsgebiet der trust seinen Sitz hat;

7. wenn es sich um eine Streitigkeit wegen der Zahlung von Berge- und Hilfslohn handelt, der für Bergungs- oder Hilfeleistungsarbeiten gefordert wird, die zugunsten einer Ladung oder einer Frachtforderung erbracht worden sind, vor dem Gericht, in dessen Zuständigkeitsbereich diese Ladung oder die entsprechende Frachtforderung

a) mit Arrest belegt worden ist, um die Zahlung zu gewährleisten, oder

b) mit Arrest hätte belegt werden können, jedoch dafür eine Bürgschaft oder eine andere Sicherheit geleistet worden ist; diese Vorschrift ist nur anzuwenden, wenn behauptet wird, dass der Beklagte Rechte an der Ladung oder an der Frachtforderung hat oder zur Zeit der Bergungs- oder Hilfeleistungsarbeiten hatte.

Artikel 6 

Eine Person, die ihren Wohnsitz im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats hat, kann auch verklagt werden:

1. wenn mehrere Personen zusammen verklagt werden, vor dem Gericht des Ortes, an dem einer der Beklagten seinen Wohnsitz hat, sofern zwischen den Klagen eine so enge Beziehung gegeben ist, dass eine gemeinsame Verhandlung und Entscheidung geboten erscheint, um zu vermeiden, dass in getrennten Verfahren widersprechende Entscheidungen ergehen könnten;

2. wenn es sich um eine Klage auf Gewährleistung oder um eine Interventionsklage handelt, vor dem Gericht des Hauptprozesses, es sei denn, dass die Klage nur erhoben worden ist, um diese Person dem für sie zuständigen Gericht zu entziehen;

3. wenn es sich um eine Widerklage handelt, die auf denselben Vertrag oder Sachverhalt wie die Klage selbst gestützt wird, vor dem Gericht, bei dem die Klage selbst anhängig ist;

4. wenn ein Vertrag oder Ansprüche aus einem Vertrag den Gegenstand des Verfahrens bilden und die Klage mit einer Klage wegen dinglicher Rechte an unbeweglichen Sachen gegen denselben Beklagten verbunden werden kann, vor dem Gericht des Mitgliedstaats, in dessen Hoheitsgebiet die unbewegliche Sache belegen ist.

Artikel 7 

Ist ein Gericht eines Mitgliedstaats nach dieser Verordnung zur Entscheidung in Verfahren wegen einer Haftpflicht aufgrund der Verwendung oder des Betriebs eines Schiffes zuständig, so entscheidet dieses oder ein anderes an seiner Stelle durch das Recht dieses Mitgliedstaats bestimmtes Gericht auch über Klagen auf Beschränkung dieser Haftung.

 

Abschnitt 3 
Zuständigkeit für Versicherungssachen

Artikel 8 

Für Klagen in Versicherungssachen bestimmt sich die Zuständigkeit unbeschadet des Artikels 4 und des Artikels 5 Nummer 5 nach diesem Abschnitt.

Artikel 9 

(1) Ein Versicherer, der seinen Wohnsitz im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats hat, kann verklagt werden:

a) vor den Gerichten des Mitgliedstaats, in dem er seinen Wohnsitz hat,

b) in einem anderen Mitgliedstaat bei Klagen des Versicherungsnehmers, des Versicherten oder des Begünstigten vor dem Gericht des Ortes, an dem der Kläger seinen Wohnsitz hat, oder

c) falls es sich um einen Mitversicherer handelt, vor dem Gericht eines Mitgliedstaats, bei dem der federführende Versicherer verklagt wird.

(2) Hat der Versicherer im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats keinen Wohnsitz, besitzt er aber in einem Mitgliedstaat eine Zweigniederlassung, Agentur oder sonstige Niederlassung, so wird er für Streitigkeiten aus ihrem Betrieb so behandelt, wie wenn er seinen Wohnsitz im Hoheitsgebiet dieses Mitgliedstaats hätte.

Artikel 10 

Bei der Haftpflichtversicherung oder bei der Versicherung von unbeweglichen Sachen kann der Versicherer außerdem vor dem Gericht des Ortes, an dem das schädigende Ereignis eingetreten ist, verklagt werden. Das Gleiche gilt, wenn sowohl bewegliche als auch unbewegliche Sachen in ein und demselben Versicherungsvertrag versichert und von demselben Schadensfall betroffen sind.

Artikel 11 

(1) Bei der Haftpflichtversicherung kann der Versicherer auch vor das Gericht, bei dem die Klage des Geschädigten gegen den Versicherten anhängig ist, geladen werden, sofern dies nach dem Recht des angerufenen Gerichts zulässig ist.

(2) Auf eine Klage, die der Geschädigte unmittelbar gegen den Versicherer erhebt, sind die Artikel 8, 9 und 10 anzuwenden, sofern eine solche unmittelbare Klage zulässig ist.

(3) Sieht das für die unmittelbare Klage maßgebliche Recht die Streitverkündung gegen den Versicherungsnehmer oder den Versicherten vor, so ist dasselbe Gericht auch für diese Personen zuständig.

Artikel 12 

(1) Vorbehaltlich der Bestimmungen des Artikels 11 Absatz 3 kann der Versicherer nur vor den Gerichten des Mitgliedstaats klagen, in dessen Hoheitsgebiet der Beklagte seinen Wohnsitz hat, ohne Rücksicht darauf, ob dieser Versicherungsnehmer, Versicherter oder Begünstigter ist.

(2) Die Vorschriften dieses Abschnitts lassen das Recht unberührt, eine Widerklage vor dem Gericht zu erheben, bei dem die Klage selbst gemäß den Bestimmungen dieses Abschnitts anhängig ist.

Artikel 13 

Von den Vorschriften dieses Abschnitts kann im Wege der Vereinbarung nur abgewichen werden:

1. wenn die Vereinbarung nach der Entstehung der Streitigkeit getroffen wird,

2. wenn sie dem Versicherungsnehmer, Versicherten oder Begünstigten die Befugnis einräumt, andere als die in diesem Abschnitt angeführten Gerichte anzurufen,

3. wenn sie zwischen einem Versicherungsnehmer und einem Versicherer, die zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt in demselben Mitgliedstaat haben, getroffen ist, um die Zuständigkeit der Gerichte dieses Staates auch für den Fall zu begründen, dass das schädigende Ereignis im Ausland eintritt, es sei denn, dass eine solche Vereinbarung nach dem Recht dieses Staates nicht zulässig ist,

4. wenn sie von einem Versicherungsnehmer geschlossen ist, der seinen Wohnsitz nicht in einem Mitgliedstaat hat, ausgenommen soweit sie eine Versicherung, zu deren Abschluss eine gesetzliche Verpflichtung besteht, oder die Versicherung von unbeweglichen Sachen in einem Mitgliedstaat betrifft, oder

5. wenn sie einen Versicherungsvertrag betrifft, soweit dieser eines oder mehrere der in Artikel_14 aufgeführten Risiken deckt.

Artikel 14 

Die in Artikel_13 Nummer 5 erwähnten Risiken sind die folgenden:

1. sämtliche Schäden

a) an Seeschiffen, Anlagen vor der Küste und auf hoher See oder Luftfahrzeugen aus Gefahren, die mit ihrer Verwendung zu gewerblichen Zwecken verbunden sind,

b) an Transportgütern, ausgenommen Reisegepäck der Passagiere, wenn diese Güter ausschließlich oder zum Teil mit diesen Schiffen oder Luftfahrzeugen befördert werden;

2. Haftpflicht aller Art, mit Ausnahme der Haftung für Personenschäden an Passagieren oder Schäden an deren Reisegepäck,

a) aus der Verwendung oder dem Betrieb von Seeschiffen, Anlagen oder Luftfahrzeugen gemäß Nummer 1 Buchstabe a), es sei denn, dass - was die letztgenannten betrifft - nach den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats, in dem das Luftfahrzeug eingetragen ist, Gerichtsstandsvereinbarungen für die Versicherung solcher Risiken untersagt sind,

b) für Schäden, die durch Transportgüter während einer Beförderung im Sinne von Nummer 1 Buchstabe b) verursacht werden;

3. finanzielle Verluste im Zusammenhang mit der Verwendung oder dem Betrieb von Seeschiffen, Anlagen oder Luftfahrzeugen gemäß Nummer 1 Buchstabe a), insbesondere Fracht- oder Charterverlust;

4. irgendein zusätzliches Risiko, das mit einem der unter den Nummern 1 bis 3 genannten Risiken in Zusammenhang steht;

5. unbeschadet der Nummern 1 bis 4 alle "Großrisiken" entsprechend der Begriffsbestimmung in der Richtlinie 73/239/EWG des Rates (7), geändert durch die Richtlinie 88/357/EWG (8) und die Richtlinie 90/618/EWG (9), in der jeweils geltenden Fassung.

 

Abschnitt 4 
Zuständigkeit bei Verbrauchersachen

Artikel 15 

(1) Bilden ein Vertrag oder Ansprüche aus einem Vertrag, den eine Person, der Verbraucher, zu einem Zweck geschlossen hat, der nicht der beruflichen oder gewerblichen Tätigkeit dieser Person zugerechnet werden kann, den Gegenstand des Verfahrens, so bestimmt sich die Zuständigkeit unbeschadet des Artikels 4 und des Artikels 5 Nummer 5 nach diesem Abschnitt,

a) wenn es sich um den Kauf beweglicher Sachen auf Teilzahlung handelt,

b) wenn es sich um ein in Raten zurückzuzahlendes Darlehen oder ein anderes Kreditgeschäft handelt, das zur Finanzierung eines Kaufs derartiger Sachen bestimmt ist, oder

c) in allen anderen Fällen, wenn der andere Vertragspartner in dem Mitgliedstaat, in dessen Hoheitsgebiet der Verbraucher seinen Wohnsitz hat, eine berufliche oder gewerbliche Tätigkeit ausübt oder eine solche auf irgend einem Wege auf diesen Mitgliedstaat oder auf mehrere Staaten, einschließlich dieses Mitgliedstaats, ausrichtet und der Vertrag in den Bereich dieser Tätigkeit fällt.

(2) Hat der Vertragspartner des Verbrauchers im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats keinen Wohnsitz, besitzt er aber in einem Mitgliedstaat eine Zweigniederlassung, Agentur oder sonstige Niederlassung, so wird er für Streitigkeiten aus ihrem Betrieb so behandelt, wie wenn er seinen Wohnsitz im Hoheitsgebiet dieses Staates hätte.

(3) Dieser Abschnitt ist nicht auf Beförderungsverträge mit Ausnahme von Reiseverträgen, die für einen Pauschalpreis kombinierte Beförderungs- und Unterbringungsleistungen vorsehen, anzuwenden.

Artikel 16 

(1) Die Klage eines Verbrauchers gegen den anderen Vertragspartner kann entweder vor den Gerichten des Mitgliedstaats erhoben werden, in dessen Hoheitsgebiet dieser Vertragspartner seinen Wohnsitz hat, oder vor dem Gericht des Ortes, an dem der Verbraucher seinen Wohnsitz hat.

(2) Die Klage des anderen Vertragspartners gegen den Verbraucher kann nur vor den Gerichten des Mitgliedstaats erhoben werden, in dessen Hoheitsgebiet der Verbraucher seinen Wohnsitz hat.

(3) Die Vorschriften dieses Artikels lassen das Recht unberührt, eine Widerklage vor dem Gericht zu erheben, bei dem die Klage selbst gemäß den Bestimmungen dieses Abschnitts anhängig ist.

Artikel 17 

Von den Vorschriften dieses Abschnitts kann im Wege der Vereinbarung nur abgewichen werden:

1. wenn die Vereinbarung nach der Entstehung der Streitigkeit getroffen wird,

2. wenn sie dem Verbraucher die Befugnis einräumt, andere als die in diesem Abschnitt angeführten Gerichte anzurufen, oder

3. wenn sie zwischen einem Verbraucher und seinem Vertragspartner, die zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt in demselben Mitgliedstaat haben, getroffen ist und die Zuständigkeit der Gerichte dieses Mitgliedstaats begründet, es sei denn, dass eine solche Vereinbarung nach dem Recht dieses Mitgliedstaats nicht zulässig ist.

 

Abschnitt 5 
Zuständigkeit für individuelle Arbeitsverträge

Artikel 18 

(1) Bilden ein individueller Arbeitsvertrag oder Ansprüche aus einem individuellen Arbeitsvertrag den Gegenstand des Verfahrens, so bestimmt sich die Zuständigkeit unbeschadet des Artikels 4 und des Artikels 5 Nummer 5 nach diesem Abschnitt.

(2) Hat der Arbeitgeber, mit dem der Arbeitnehmer einen individuellen Arbeitsvertrag geschlossen hat, im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats keinen Wohnsitz, besitzt er aber in einem Mitgliedstaat eine Zweigniederlassung, Agentur oder sonstige Niederlassung, so wird er für Streitigkeiten aus ihrem Betrieb so behandelt, wie wenn er seinen Wohnsitz im Hoheitsgebiet dieses Mitgliedstaats hätte.

Artikel 19 

Ein Arbeitgeber, der seinen Wohnsitz im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats hat, kann verklagt werden:

1. vor den Gerichten des Mitgliedstaats, in dem er seinen Wohnsitz hat, oder

2. in einem anderen Mitgliedstaat

a) vor dem Gericht des Ortes, an dem der Arbeitnehmer gewöhnlich seine Arbeit verrichtet oder zuletzt gewöhnlich verrichtet hat, oder

b) wenn der Arbeitnehmer seine Arbeit gewöhnlich nicht in ein und demselben Staat verrichtet oder verrichtet hat, vor dem Gericht des Ortes, an dem sich die Niederlassung, die den Arbeitnehmer eingestellt hat, befindet bzw. befand.

Artikel 20 

(1) Die Klage des Arbeitgebers kann nur vor den Gerichten des Mitgliedstaats erhoben werden, in dessen Hoheitsgebiet der Arbeitnehmer seinen Wohnsitz hat.

(2) Die Vorschriften dieses Abschnitts lassen das Recht unberührt, eine Widerklage vor dem Gericht zu erheben, bei dem die Klage selbst gemäß den Bestimmungen dieses Abschnitts anhängig ist.

Artikel 21 

Von den Vorschriften dieses Abschnitts kann im Wege der Vereinbarung nur abgewichen werden,

1. wenn die Vereinbarung nach der Entstehung der Streitigkeit getroffen wird oder

2. wenn sie dem Arbeitnehmer die Befugnis einräumt, andere als die in diesem Abschnitt angeführten Gerichte anzurufen.

 

Abschnitt 6 
Ausschließliche Zuständigkeiten

Artikel 22 

Ohne Rücksicht auf den Wohnsitz sind ausschließlich zuständig:

1. für Klagen, welche dingliche Rechte an unbeweglichen Sachen sowie die Miete oder Pacht von unbeweglichen Sachen zum Gegenstand haben, die Gerichte des Mitgliedstaats, in dem die unbewegliche Sache belegen ist. Jedoch sind für Klagen betreffend die Miete oder Pacht unbeweglicher Sachen zum vorübergehenden privaten Gebrauch für höchstens sechs aufeinander folgende Monate auch die Gerichte des Mitgliedstaats zuständig, in dem der Beklagte seinen Wohnsitz hat, sofern es sich bei dem Mieter oder Pächter um eine natürliche Person handelt und der Eigentümer sowie der Mieter oder Pächter ihren Wohnsitz in demselben Mitgliedstaat haben;

2. für Klagen, welche die Gültigkeit, die Nichtigkeit oder die Auflösung einer Gesellschaft oder juristischen Person oder die Gültigkeit der Beschlüsse ihrer Organe zum Gegenstand haben, die Gerichte des Mitgliedstaats, in dessen Hoheitsgebiet die Gesellschaft oder juristische Person ihren Sitz hat. Bei der Entscheidung darüber, wo der Sitz sich befindet, wendet das Gericht die Vorschriften seines Internationalen Privatrechts an;

3. für Klagen, welche die Gültigkeit von Eintragungen in öffentliche Register zum Gegenstand haben, die Gerichte des Mitgliedstaats, in dessen Hoheitsgebiet die Register geführt werden;

4. für Klagen, welche die Eintragung oder die Gültigkeit von Patenten, Marken, Mustern und Modellen sowie ähnlicher Rechte, die einer Hinterlegung oder Registrierung bedürfen, zum Gegenstand haben, die Gerichte des Mitgliedstaats, in dessen Hoheitsgebiet die Hinterlegung oder Registrierung beantragt oder vorgenommen worden ist oder aufgrund eines Gemeinschaftsrechtsakts oder eines zwischenstaatlichen Übereinkommens als vorgenommen gilt. Unbeschadet der Zuständigkeit des Europäischen Patentamts nach dem am 5. Oktober 1973 in München unterzeichneten Übereinkommen über die Erteilung europäischer Patente sind die Gerichte eines jeden Mitgliedstaats ohne Rücksicht auf den Wohnsitz der Parteien für alle Verfahren ausschließlich zuständig, welche die Erteilung oder die Gültigkeit eines europäischen Patents zum Gegenstand haben, das für diesen Staat erteilt wurde;

5. für Verfahren, welche die Zwangsvollstreckung aus Entscheidungen zum Gegenstand haben, die Gerichte des Mitgliedstaats, in dessen Hoheitsgebiet die Zwangsvollstreckung durchgeführt werden soll oder durchgeführt worden ist.

 

Abschnitt 7
Vereinbarung über die Zuständigkeit

Artikel 23 

(1) Haben die Parteien, von denen mindestens eine ihren Wohnsitz im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats hat, vereinbart, dass ein Gericht oder die Gerichte eines Mitgliedstaats über eine bereits entstandene Rechtsstreitigkeit oder über eine künftige aus einem bestimmten Rechtsverhältnis entspringende Rechtsstreitigkeit entscheiden sollen, so sind dieses Gericht oder die Gerichte dieses Mitgliedstaats zuständig. Dieses Gericht oder die Gerichte dieses Mitgliedstaats sind ausschließlich zuständig, sofern die Parteien nichts anderes vereinbart haben. Eine solche Gerichtsstandsvereinbarung muss geschlossen werden

a) schriftlich oder mündlich mit schriftlicher Bestätigung,

b) in einer Form, welche den Gepflogenheiten entspricht, die zwischen den Parteien entstanden sind, oder

c) im internationalen Handel in einer Form, die einem Handelsbrauch entspricht, den die Parteien kannten oder kennen mussten und den Parteien von Verträgen dieser Art in dem betreffenden Geschäftszweig allgemein kennen und regelmäßig beachten.

(2) Elektronische Übermittlungen, die eine dauerhafte Aufzeichnung der Vereinbarung ermöglichen, sind der Schriftform gleichgestellt.

(3) Wenn eine solche Vereinbarung von Parteien geschlossen wurde, die beide ihren Wohnsitz nicht im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats haben, so können die Gerichte der anderen Mitgliedstaaten nicht entscheiden, es sei denn, das vereinbarte Gericht oder die vereinbarten Gerichte haben sich rechtskräftig für unzuständig erklärt.

(4) Ist in schriftlich niedergelegten trust-Bedingungen bestimmt, dass über Klagen gegen einen Begründer, trustee oder Begünstigten eines trust ein Gericht oder die Gerichte eines Mitgliedstaats entscheiden sollen, so ist dieses Gericht oder sind diese Gerichte ausschließlich zuständig, wenn es sich um Beziehungen zwischen diesen Personen oder ihre Rechte oder Pflichten im Rahmen des trust handelt.

(5) Gerichtsstandsvereinbarungen und entsprechende Bestimmungen in trust-Bedingungen haben keine rechtliche Wirkung, wenn sie den Vorschriften der Artikel 13, 17 und 21 zuwiderlaufen oder wenn die Gerichte, deren Zuständigkeit abbedungen wird, aufgrund des Artikels 22 ausschließlich zuständig sind.

Artikel 24 

Sofern das Gericht eines Mitgliedstaats nicht bereits nach anderen Vorschriften dieser Verordnung zuständig ist, wird es zuständig, wenn sich der Beklagte vor ihm auf das Verfahren einlässt. Dies gilt nicht, wenn der Beklagte sich einlässt, um den Mangel der Zuständigkeit geltend zu machen oder wenn ein anderes Gericht aufgrund des Artikels 22 ausschließlich zuständig ist.

 

Abschnitt 8 
Prüfung der Zuständigkeit und der Zulässigkeit des Verfahrens

Artikel 25 

Das Gericht eines Mitgliedstaats hat sich von Amts wegen für unzuständig zu erklären, wenn es wegen einer Streitigkeit angerufen wird, für die das Gericht eines anderen Mitgliedstaats aufgrund des Artikels 22 ausschließlich zuständig ist.

Artikel 26 

(1) Lässt sich der Beklagte, der seinen Wohnsitz im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats hat und der vor den Gerichten eines anderen Mitgliedstaats verklagt wird, auf das Verfahren nicht ein, so hat sich das Gericht von Amts wegen für unzuständig zu erklären, wenn seine Zuständigkeit nicht nach dieser Verordnung begründet ist.

(2) Das Gericht hat das Verfahren so lange auszusetzen, bis festgestellt ist, dass es dem Beklagten möglich war, das verfahrenseinleitende Schriftstück oder ein gleichwertiges Schriftstück so rechtzeitig zu empfangen, dass er sich verteidigen konnte oder dass alle hierzu erforderlichen Maßnahmen getroffen worden sind.

(3) An die Stelle von Absatz 2 tritt Artikel_19 der Verordnung (EG) Nr. 1348/2000 des Rates vom 29. Mai 2000 über die Zustellung gerichtlicher und außergerichtlicher Schriftstücke in Zivil- oder Handelssachen in den Mitgliedstaaten (10), wenn das verfahrenseinleitende Schriftstück oder ein gleichwertiges Schriftstück nach der genannten Verordnung von einem Mitgliedstaat in einen anderen zu übermitteln war.

(4) Sind die Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 1348/2000 nicht anwendbar, so gilt Artikel_15 des Haager Übereinkommens vom 15. November 1965 über die Zustellung gerichtlicher und außergerichtlicher Schriftstücke im Ausland in Zivil- und Handelssachen, wenn das verfahrenseinleitende Schriftstück oder ein gleichwertiges Schriftstück nach dem genannten Übereinkommen zu übermitteln war.

 

Abschnitt 9 
Rechtshängigkeit und im Zusammenhang stehende Verfahren

Artikel 27 

(1) Werden bei Gerichten verschiedener Mitgliedstaaten Klagen wegen desselben Anspruchs zwischen denselben Parteien anhängig gemacht, so setzt das später angerufene Gericht das Verfahren von Amts wegen aus, bis die Zuständigkeit des zuerst angerufenen Gerichts feststeht.

(2) Sobald die Zuständigkeit des zuerst angerufenen Gerichts feststeht, erklärt sich das später angerufene Gericht zugunsten dieses Gerichts für unzuständig.

Artikel 28 

(1) Sind bei Gerichten verschiedener Mitgliedstaaten Klagen, die im Zusammenhang stehen, anhängig, so kann jedes später angerufene Gericht das Verfahren aussetzen.

(2) Sind diese Klagen in erster Instanz anhängig, so kann sich jedes später angerufene Gericht auf Antrag einer Partei auch für unzuständig erklären, wenn das zuerst angerufene Gericht für die betreffenden Klagen zuständig ist und die Verbindung der Klagen nach seinem Recht zulässig ist.

(3) Klagen stehen im Sinne dieses Artikels im Zusammenhang, wenn zwischen ihnen eine so enge Beziehung gegeben ist, dass eine gemeinsame Verhandlung und Entscheidung geboten erscheint, um zu vermeiden, dass in getrennten Verfahren widersprechende Entscheidungen ergehen könnten.

Artikel 29 

Ist für die Klagen die ausschließliche Zuständigkeit mehrerer Gerichte gegeben, so hat sich das zuletzt angerufene Gericht zugunsten des zuerst angerufenen Gerichts für unzuständig zu erklären.

Artikel 30 

Für die Zwecke dieses Abschnitts gilt ein Gericht als angerufen:

1. zu dem Zeitpunkt, zu dem das verfahrenseinleitende Schriftstück oder ein gleichwertiges Schriftstück bei Gericht eingereicht worden ist, vorausgesetzt, dass der Kläger es in der Folge nicht versäumt hat, die ihm obliegenden Maßnahmen zu treffen, um die Zustellung des Schriftstücks an den Beklagten zu bewirken, oder

2. falls die Zustellung an den Beklagten vor Einreichung des Schriftstücks bei Gericht zu bewirken ist, zu dem Zeitpunkt, zu dem die für die Zustellung verantwortliche Stelle das Schriftstück erhalten hat, vorausgesetzt, dass der Kläger es in der Folge nicht versäumt hat, die ihm obliegenden Maßnahmen zu treffen, um das Schriftstück bei Gericht einzureichen. 

 

Abschnitt 10 
Einstweilige Maßnahmen einschließlich solcher, die auf eine Sicherung gerichtet sind

Artikel 31 

Die im Recht eines Mitgliedstaats vorgesehenen einstweiligen Maßnahmen einschließlich solcher, die auf eine Sicherung gerichtet sind, können bei den Gerichten dieses Staates auch dann beantragt werden, wenn für die Entscheidung in der Hauptsache das Gericht eines anderen Mitgliedstaats aufgrund dieser Verordnung zuständig ist.

 

KAPITEL III 
ANERKENNUNG UND VOLLSTRECKUNG

Artikel 32 

Unter "Entscheidung" im Sinne dieser Verordnung ist jede von einem Gericht eines Mitgliedstaats erlassene Entscheidung zu verstehen, ohne Rücksicht auf ihre Bezeichnung wie Urteil, Beschluss, Zahlungsbefehl oder Vollstreckungsbescheid, einschließlich des Kostenfestsetzungsbeschlusses eines Gerichtsbediensteten.

 

Abschnitt 1 
Anerkennung

Artikel 33 

(1) Die in einem Mitgliedstaat ergangenen Entscheidungen werden in den anderen Mitgliedstaaten anerkannt, ohne dass es hierfür eines besonderen Verfahrens bedarf.

(2) Bildet die Frage, ob eine Entscheidung anzuerkennen ist, als solche den Gegenstand eines Streites, so kann jede Partei, welche die Anerkennung geltend macht, in dem Verfahren nach den Abschnitten 2 und 3 dieses Kapitels die Feststellung beantragen, dass die Entscheidung anzuerkennen ist.

(3) Wird die Anerkennung in einem Rechtsstreit vor dem Gericht eines Mitgliedstaats, dessen Entscheidung von der Anerkennung abhängt, verlangt, so kann dieses Gericht über die Anerkennung entscheiden.

Artikel 34 

Eine Entscheidung wird nicht anerkannt, wenn

1. die Anerkennung der öffentlichen Ordnung (ordre public) des Mitgliedstaats, in dem sie geltend gemacht wird, offensichtlich widersprechen würde;

2. dem Beklagten, der sich auf das Verfahren nicht eingelassen hat, das verfahrenseinleitende Schriftstück oder ein gleichwertiges Schriftstück nicht so rechtzeitig und in einer Weise zugestellt worden ist, dass er sich verteidigen konnte, es sei denn, der Beklagte hat gegen die Entscheidung keinen Rechtsbehelf eingelegt, obwohl er die Möglichkeit dazu hatte;

3. sie mit einer Entscheidung unvereinbar ist, die zwischen denselben Parteien in dem Mitgliedstaat, in dem die Anerkennung geltend gemacht wird, ergangen ist;

4. sie mit einer früheren Entscheidung unvereinbar ist, die in einem anderen Mitgliedstaat oder in einem Drittstaat zwischen denselben Parteien in einem Rechtsstreit wegen desselben Anspruchs ergangen ist, sofern die frühere Entscheidung die notwendigen Voraussetzungen für ihre Anerkennung in dem Mitgliedstaat erfüllt, in dem die Anerkennung geltend gemacht wird.

Artikel 35 

(1) Eine Entscheidung wird ferner nicht anerkannt, wenn die Vorschriften der Abschnitte 3, 4 und 6 des Kapitels II verletzt worden sind oder wenn ein Fall des Artikels 72 vorliegt.

(2) Das Gericht oder die sonst befugte Stelle des Mitgliedstaats, in dem die Anerkennung geltend gemacht wird, ist bei der Prüfung, ob eine der in Absatz 1 angeführten Zuständigkeiten gegeben ist, an die tatsächlichen Feststellungen gebunden, aufgrund deren das Gericht des Ursprungsmitgliedstaats seine Zuständigkeit angenommen hat.

(3) Die Zuständigkeit der Gerichte des Ursprungsmitgliedstaats darf, unbeschadet der Bestimmungen des Absatzes 1, nicht nachgeprüft werden. Die Vorschriften über die Zuständigkeit gehören nicht zur öffentlichen Ordnung (ordre public) im Sinne des Artikels 34 Nummer 1.

Artikel 36 

Die ausländische Entscheidung darf keinesfalls in der Sache selbst nachgeprüft werden.

Artikel 37 

(1) Das Gericht eines Mitgliedstaats, vor dem die Anerkennung einer in einem anderen Mitgliedstaat ergangenen Entscheidung geltend gemacht wird, kann das Verfahren aussetzen, wenn gegen die Entscheidung ein ordentlicher Rechtsbehelf eingelegt worden ist.

(2) Das Gericht eines Mitgliedstaats, vor dem die Anerkennung einer in Irland oder im Vereinigten Königreich ergangenen Entscheidung geltend gemacht wird, kann das Verfahren aussetzen, wenn die Vollstreckung der Entscheidung im Ursprungsmitgliedstaat wegen der Einlegung eines Rechtsbehelfs einstweilen eingestellt ist.

 

Abschnitt 2 
Vollstreckung

Artikel 38 

(1) Die in einem Mitgliedstaat ergangenen Entscheidungen, die in diesem Staat vollstreckbar sind, werden in einem anderen Mitgliedstaat vollstreckt, wenn sie dort auf Antrag eines Berechtigten für vollstreckbar erklärt worden sind.

(2) Im Vereinigten Königreich jedoch wird eine derartige Entscheidung in England und Wales, in Schottland oder in Nordirland vollstreckt, wenn sie auf Antrag eines Berechtigten zur Vollstreckung in dem betreffenden Teil des Vereinigten Königreichs registriert worden ist.

Artikel 39 

(1) Der Antrag ist an das Gericht oder die sonst befugte Stelle zu richten, die in Anhang II aufgeführt ist.

(2) Die örtliche Zuständigkeit wird durch den Wohnsitz des Schuldners oder durch den Ort, an dem die Zwangsvollstreckung durchgeführt werden soll, bestimmt.

Artikel 40 

(1) Für die Stellung des Antrags ist das Recht des Vollstreckungsmitgliedstaats maßgebend.

(2) Der Antragsteller hat im Bezirk des angerufenen Gerichts ein Wahldomizil zu begründen. Ist das Wahldomizil im Recht des Vollstreckungsmitgliedstaats nicht vorgesehen, so hat der Antragsteller einen Zustellungsbevollmächtigten zu benennen.

(3) Dem Antrag sind die in Artikel 53 angeführten Urkunden beizufügen.

Artikel 41 

Sobald die in Artikel 53 vorgesehenen Förmlichkeiten erfüllt sind, wird die Entscheidung unverzüglich für vollstreckbar erklärt, ohne dass eine Prüfung nach den Artikeln 34 und 35 erfolgt. Der Schuldner erhält in diesem Abschnitt des Verfahrens keine Gelegenheit, eine Erklärung abzugeben.

Artikel 42 

(1) Die Entscheidung über den Antrag auf Vollstreckbarerklärung wird dem Antragsteller unverzüglich in der Form mitgeteilt, die das Recht des Vollstreckungsmitgliedstaats vorsieht.

(2) Die Vollstreckbarerklärung und, soweit dies noch nicht geschehen ist, die Entscheidung werden dem Schuldner zugestellt.

Artikel 43 

(1) Gegen die Entscheidung über den Antrag auf Vollstreckbarerklärung kann jede Partei einen Rechtsbehelf einlegen.

(2) Der Rechtsbehelf wird bei dem in Anhang III aufgeführten Gericht eingelegt.

(3) Über den Rechtsbehelf wird nach den Vorschriften entschieden, die für Verfahren mit beiderseitigem rechtlichen Gehör maßgebend sind.

(4) Lässt sich der Schuldner auf das Verfahren vor dem mit dem Rechtsbehelf des Antragstellers befassten Gericht nicht ein, so ist Artikel 26 Absätze 2 bis 4 auch dann anzuwenden, wenn der Schuldner seinen Wohnsitz nicht im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats hat.

(5) Der Rechtsbehelf gegen die Vollstreckbarerklärung ist innerhalb eines Monats nach ihrer Zustellung einzulegen. Hat der Schuldner seinen Wohnsitz im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats als dem, in dem die Vollstreckbarerklärung ergangen ist, so beträgt die Frist für den Rechtsbehelf zwei Monate und beginnt von dem Tage an zu laufen, an dem die Vollstreckbarerklärung ihm entweder in Person oder in seiner Wohnung zugestellt worden ist. Eine Verlängerung dieser Frist wegen weiter Entfernung ist ausgeschlossen.

Artikel 44 

Gegen die Entscheidung, die über den Rechtsbehelf ergangen ist, kann nur ein Rechtsbehelf nach Anhang IV eingelegt werden.

Artikel 45 

(1) Die Vollstreckbarerklärung darf von dem mit einem Rechtsbehelf nach Artikel 43 oder Artikel 44 befassten Gericht nur aus einem der in den Artikeln 34 und 35 aufgeführten Gründe versagt oder aufgehoben werden. Das Gericht erlässt seine Entscheidung unverzüglich.

(2) Die ausländische Entscheidung darf keinesfalls in der Sache selbst nachgeprüft werden.

Artikel 46 

(1) Das nach Artikel 43 oder Artikel_44 mit dem Rechtsbehelf befasste Gericht kann auf Antrag des Schuldners das Verfahren aussetzen, wenn gegen die Entscheidung im Ursprungsmitgliedstaat ein ordentlicher Rechtsbehelf eingelegt oder die Frist für einen solchen Rechtsbehelf noch nicht verstrichen ist; in letzterem Fall kann das Gericht eine Frist bestimmen, innerhalb deren der Rechtsbehelf einzulegen ist.

(2) Ist die Entscheidung in Irland oder im Vereinigten Königreich ergangen, so gilt jeder im Ursprungsmitgliedstaat statthafte Rechtsbehelf als ordentlicher Rechtsbehelf im Sinne von Absatz 1.

(3) Das Gericht kann auch die Zwangsvollstreckung von der Leistung einer Sicherheit, die es bestimmt, abhängig machen.

Artikel_47 

(1) Ist eine Entscheidung nach dieser Verordnung anzuerkennen, so ist der Antragsteller nicht daran gehindert, einstweilige Maßnahmen einschließlich solcher, die auf eine Sicherung gerichtet sind, nach dem Recht des Vollstreckungsmitgliedstaats in Anspruch zu nehmen, ohne dass es einer Vollstreckbarerklärung nach Artikel 41 bedarf.

(2) Die Vollstreckbarerklärung gibt die Befugnis, solche Maßnahmen zu veranlassen.

(3) Solange die in Artikel 43 Absatz 5 vorgesehene Frist für den Rechtsbehelf gegen die Vollstreckbarerklärung läuft und solange über den Rechtsbehelf nicht entschieden ist, darf die Zwangsvollstreckung in das Vermögen des Schuldners nicht über Maßnahmen zur Sicherung hinausgehen.

Artikel 48 

(1) Ist durch die ausländische Entscheidung über mehrere mit der Klage geltend gemachte Ansprüche erkannt und kann die Vollstreckbarerklärung nicht für alle Ansprüche erteilt werden, so erteilt das Gericht oder die sonst befugte Stelle sie für einen oder mehrere dieser Ansprüche.

(2) Der Antragsteller kann beantragen, dass die Vollstreckbarerklärung nur für einen Teil des Gegenstands der Verurteilung erteilt wird.

Artikel 49 

Ausländische Entscheidungen, die auf Zahlung eines Zwangsgelds lauten, sind im Vollstreckungsmitgliedstaat nur vollstreckbar, wenn die Höhe des Zwangsgelds durch die Gerichte des Ursprungsmitgliedstaats endgültig festgesetzt ist.

Artikel 50 

Ist dem Antragsteller im Ursprungsmitgliedstaat ganz oder teilweise Prozesskostenhilfe oder Kosten- und Gebührenbefreiung gewährt worden, so genießt er in dem Verfahren nach diesem Abschnitt hinsichtlich der Prozesskostenhilfe oder der Kosten- und Gebührenbefreiung die günstigste Behandlung, die das Recht des Vollstreckungsmitgliedstaats vorsieht.

Artikel 51 

Der Partei, die in einem Mitgliedstaat eine in einem anderen Mitgliedstaat ergangene Entscheidung vollstrecken will, darf wegen ihrer Eigenschaft als Ausländer oder wegen Fehlens eines inländischen Wohnsitzes oder Aufenthalts eine Sicherheitsleistung oder Hinterlegung, unter welcher Bezeichnung es auch sei, nicht auferlegt werden.

Artikel 52 

Im Vollstreckungsmitgliedstaat dürfen im Vollstreckbarerklärungsverfahren keine nach dem Streitwert abgestuften Stempelabgaben oder Gebühren erhoben werden.

 

Abschnitt 3 
Gemeinsame Vorschriften

Artikel 53 

(1) Die Partei, die die Anerkennung einer Entscheidung geltend macht oder eine Vollstreckbarerklärung beantragt, hat eine Ausfertigung der Entscheidung vorzulegen, die die für ihre Beweiskraft erforderlichen Voraussetzungen erfüllt.

(2) Unbeschadet des Artikels 55 hat die Partei, die eine Vollstreckbarerklärung beantragt, ferner die Bescheinigung nach Artikel_54 vorzulegen.

Artikel 54 

Das Gericht oder die sonst befugte Stelle des Mitgliedstaats, in dem die Entscheidung ergangen ist, stellt auf Antrag die Bescheinigung unter Verwendung des Formblatts in Anhang V dieser Verordnung aus.

Artikel 55 

(1) Wird die Bescheinigung nach Artikel_54 nicht vorgelegt, so kann das Gericht oder die sonst befugte Stelle eine Frist bestimmen, innerhalb deren die Bescheinigung vorzulegen ist, oder sich mit einer gleichwertigen Urkunde begnügen oder von der Vorlage der Bescheinigung befreien, wenn es oder sie eine weitere Klärung nicht für erforderlich hält.

(2) Auf Verlangen des Gerichts oder der sonst befugten Stelle ist eine Übersetzung der Urkunden vorzulegen. Die Übersetzung ist von einer hierzu in einem der Mitgliedstaaten befugten Person zu beglaubigen.

Artikel 56 

Die in Artikel 53 und in Artikel_55 Absatz 2 angeführten Urkunden sowie die Urkunde über die Prozessvollmacht, falls eine solche erteilt wird, bedürfen weder der Legalisation noch einer ähnlichen Förmlichkeit.

 

KAPITEL IV 
ÖFFENTLICHE URKUNDEN UND PROZESSVERGLEICHE

Artikel 57 

(1) Öffentliche Urkunden, die in einem Mitgliedstaat aufgenommen und vollstreckbar sind, werden in einem anderen Mitgliedstaat auf Antrag in dem Verfahren nach den Artikeln 38 ff. für vollstreckbar erklärt. Die Vollstreckbarerklärung ist von dem mit einem Rechtsbehelf nach Artikel 43 oder Artikel 44 befassten Gericht nur zu versagen oder aufzuheben, wenn die Zwangsvollstreckung aus der Urkunde der öffentlichen Ordnung (ordre public) des Vollstreckungsmitgliedstaats offensichtlich widersprechen würde.

(2) Als öffentliche Urkunden im Sinne von Absatz 1 werden auch vor Verwaltungsbehörden geschlossene oder von ihnen beurkundete Unterhaltsvereinbarungen oder -verpflichtungen angesehen.

(3) Die vorgelegte Urkunde muss die Voraussetzungen für ihre Beweiskraft erfüllen, die in dem Mitgliedstaat, in dem sie aufgenommen wurde, erforderlich sind.

(4) Die Vorschriften des Abschnitts 3 des Kapitels III sind sinngemäß anzuwenden. Die befugte Stelle des Mitgliedstaats, in dem eine öffentliche Urkunde aufgenommen worden ist, stellt auf Antrag die Bescheinigung unter Verwendung des Formblatts in Anhang VI dieser Verordnung aus.

Artikel 58 

Vergleiche, die vor einem Gericht im Laufe eines Verfahrens geschlossen und in dem Mitgliedstaat, in dem sie errichtet wurden, vollstreckbar sind, werden in dem Vollstreckungsmitgliedstaat unter denselben Bedingungen wie öffentliche Urkunden vollstreckt. Das Gericht oder die sonst befugte Stelle des Mitgliedstaats, in dem ein Prozessvergleich geschlossen worden ist, stellt auf Antrag die Bescheinigung unter Verwendung des Formblatts in Anhang V dieser Verordnung aus.

 

KAPITEL V 
ALLGEMEINE VORSCHRIFTEN

Artikel 59 

(1) Ist zu entscheiden, ob eine Partei im Hoheitsgebiet des Mitgliedstaats, dessen Gerichte angerufen sind, einen Wohnsitz hat, so wendet das Gericht sein Recht an.

(2) Hat eine Partei keinen Wohnsitz in dem Mitgliedstaat, dessen Gerichte angerufen sind, so wendet das Gericht, wenn es zu entscheiden hat, ob die Partei einen Wohnsitz in einem anderen Mitgliedstaat hat, das Recht dieses Mitgliedstaats an.

Artikel 60 

(1) Gesellschaften und juristische Personen haben für die Anwendung dieser Verordnung ihren Wohnsitz an dem Ort, an dem sich

a) ihr satzungsmäßiger Sitz,

b) ihre Hauptverwaltung oder

c) ihre Hauptniederlassung befindet.

(2) Im Falle des Vereinigten Königreichs und Irlands ist unter dem Ausdruck "satzungsmäßiger Sitz" das registered office oder, wenn ein solches nirgendwo besteht, der place of incorporation (Ort der Erlangung der Rechtsfähigkeit) oder, wenn ein solcher nirgendwo besteht, der Ort, nach dessen Recht die formation (Gründung) erfolgt ist, zu verstehen.

(3) Um zu bestimmen, ob ein trust seinen Sitz in dem Vertragsstaat hat, bei dessen Gerichten die Klage anhängig ist, wendet das Gericht sein Internationales Privatrecht an.

Artikel 61 

Unbeschadet günstigerer innerstaatlicher Vorschriften können Personen, die ihren Wohnsitz im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats haben und die vor den Strafgerichten eines anderen Mitgliedstaats, dessen Staatsangehörigkeit sie nicht besitzen, wegen einer fahrlässig begangenen Straftat verfolgt werden, sich von hierzu befugten Personen vertreten lassen, selbst wenn sie persönlich nicht erscheinen. Das Gericht kann jedoch das persönliche Erscheinen anordnen; wird diese Anordnung nicht befolgt, so braucht die Entscheidung, die über den Anspruch aus einem Rechtsverhältnis des Zivilrechts ergangen ist, ohne dass sich der Angeklagte verteidigen konnte, in den anderen Mitgliedstaaten weder anerkannt noch vollstreckt zu werden.

Artikel 62 

Bei den summarischen Verfahren betalningsföreläggande (Mahnverfahren) und handräckning (Beistandsverfahren) in Schweden umfasst der Begriff "Gericht" auch die schwedische kronofogdemyndighet (Amt für Beitreibung).

Artikel 63 

(1) Eine Person, die ihren Wohnsitz im Hoheitsgebiet Luxemburgs hat und vor dem Gericht eines anderen Mitgliedstaats aufgrund des Artikels 5 Nummer 1 verklagt wird, hat die Möglichkeit, die Unzuständigkeit dieses Gerichts geltend zu machen, wenn sich der Bestimmungsort für die Lieferung beweglicher Sachen oder die Erbringung von Dienstleistungen in Luxemburg befindet.

(2) Befindet sich der Bestimmungsort für die Lieferung beweglicher Sachen oder die Erbringung von Dienstleistungen nach Absatz 1 in Luxemburg, so ist eine Gerichtsstandsvereinbarung nur rechtswirksam, wenn sie schriftlich oder mündlich mit schriftlicher Bestätigung im Sinne von Artikel 23 Absatz 1 Buchstabe a) angenommen wurde.

(3) Der vorliegende Artikel_ist nicht anwendbar auf Verträge über Finanzdienstleistungen.

(4) Dieser Artikel_gilt für die Dauer von sechs Jahren ab Inkrafttreten dieser Verordnung.

Artikel 64 

(1) Bei Streitigkeiten zwischen dem Kapitän und einem Mitglied der Mannschaft eines in Griechenland oder in Portugal eingetragenen Seeschiffs über die Heuer oder sonstige Bedingungen des Dienstverhältnisses haben die Gerichte eines Mitgliedstaats zu überprüfen, ob der für das Schiff zuständige diplomatische oder konsularische Vertreter von der Streitigkeit unterrichtet worden ist. Sie können entscheiden, sobald dieser Vertreter unterrichtet ist.

(2) Dieser Artikel_gilt für die Dauer von sechs Jahren ab Inkrafttreten dieser Verordnung.

Artikel 65 

(1) Die in Artikel 6 Nummer 2 und Artikel 11 für eine Gewährleistungs- oder Interventionsklage vorgesehene Zuständigkeit kann weder in Deutschland noch in Österreich geltend gemacht werden. Jede Person, die ihren Wohnsitz in einem anderen Mitgliedstaat hat, kann vor Gericht geladen werden

a) in Deutschland nach den §§ 68 und 72 bis 74 der Zivilprozessordnung, die für die Streitverkündung gelten,

b) in Österreich nach § 21 der Zivilprozessordnung, der für die Streitverkündung gilt.

(2) Entscheidungen, die in den anderen Mitgliedstaaten aufgrund des Artikel 6 Nummer 2 und des Artikel 11 ergangen sind, werden in Deutschland und in Österreich nach Kapitel III anerkannt und vollstreckt. Die Wirkungen, welche die in diesen Staaten ergangenen Entscheidungen nach Absatz 1 gegenüber Dritten haben, werden auch in den anderen Mitgliedstaaten anerkannt.

 

KAPITEL VI 
ÜBERGANGSVORSCHRIFTEN

Artikel 66 

(1) Die Vorschriften dieser Verordnung sind nur auf solche Klagen und öffentliche Urkunden anzuwenden, die erhoben bzw. aufgenommen worden sind, nachdem diese Verordnung in Kraft getreten ist.

(2) Ist die Klage im Ursprungsmitgliedstaat vor dem Inkrafttreten dieser Verordnung erhoben worden, so werden nach diesem Zeitpunkt erlassene Entscheidungen nach Maßgabe des Kapitels III anerkannt und zur Vollstreckung zugelassen,

a) wenn die Klage im Ursprungsmitgliedstaat erhoben wurde, nachdem das Brüsseler Übereinkommen oder das Übereinkommen von Lugano sowohl im Ursprungsmitgliedstaat als auch in dem Mitgliedstaat, in dem die Entscheidung geltend gemacht wird, in Kraft getreten war;

b) in allen anderen Fällen, wenn das Gericht aufgrund von Vorschriften zuständig war, die mit den Zuständigkeitsvorschriften des Kapitels II oder eines Abkommens übereinstimmen, das im Zeitpunkt der Klageerhebung zwischen dem Ursprungsmitgliedstaat und dem Mitgliedstaat, in dem die Entscheidung geltend gemacht wird, in Kraft war.

 

KAPITEL VII 
VERHÄLTNIS ZU ANDEREN RECHTSINSTRUMENTEN

Artikel 67 

Diese Verordnung berührt nicht die Anwendung der Bestimmungen, die für besondere Rechtsgebiete die gerichtliche Zuständigkeit oder die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen regeln und in gemeinschaftlichen Rechtsakten oder in dem in Ausführung dieser Akte harmonisierten einzelstaatlichen Recht enthalten sind.

Artikel 68 

(1) Diese Verordnung tritt im Verhältnis zwischen den Mitgliedstaaten an die Stelle des Brüsseler Übereinkommens, außer hinsichtlich der Hoheitsgebiete der Mitgliedstaaten, die in den territorialen Anwendungsbereich dieses Übereinkommens fallen und aufgrund der Anwendung von Artikel_299 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft von der vorliegenden Verordnung ausgeschlossen sind.

(2) Soweit diese Verordnung die Bestimmungen des Brüsseler Übereinkommens zwischen den Mitgliedstaaten ersetzt, gelten Verweise auf dieses Übereinkommen als Verweise auf die vorliegende Verordnung.

Artikel 69 

Diese Verordnung ersetzt unbeschadet des Artikels 66 Absatz 2 und des Artikels 70 im Verhältnis zwischen den Mitgliedstaaten die nachstehenden Abkommen und Verträge:

- das am 8. Juli 1899 in Paris unterzeichnete belgisch-französische Abkommen über die gerichtliche Zuständigkeit, die Anerkennung und die Vollstreckung von gerichtlichen Entscheidungen, Schiedssprüchen und öffentlichen Urkunden;

- das am 28. März 1925 in Brüssel unterzeichnete belgischniederländische Abkommen über die Zuständigkeit der Gerichte, den Konkurs sowie die Anerkennung und die Vollstreckung von gerichtlichen Entscheidungen, Schiedssprüchen und öffentlichen Urkunden;

- das am 3. Juni 1930 in Rom unterzeichnete französischitalienische Abkommen über die Vollstreckung gerichtlicher Urteile in Zivil- und Handelssachen;

- das am 9. März 1936 in Rom unterzeichnete deutsch-italienische Abkommen über die Anerkennung und Vollsteckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen;

- das am 25. Oktober 1957 in Wien unterzeichnete belgisch- österreichische Abkommen über die gegenseitige Anerkennung und Vollstreckung von gerichtlichen Entscheidungen und öffentlichen Urkunden betreffend Unterhaltsverpflichtungen;

- das am 30. Juni 1958 in Bonn unterzeichnete deutsch-belgische Abkommen über die gegenseitige Anerkennung und Vollstreckung von gerichtlichen Entscheidungen, Schiedssprüchen und öffentlichen Urkunden in Zivil- und Handelssachen;

- das am 17. April 1959 in Rom unterzeichnete niederländisch- italienische Abkommen über die Anerkennung und Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen;

- den am 6. Juni 1959 in Wien unterzeichneten deutsch-österreichischen Vertrag über die gegenseitige Anerkennung und Vollstreckung von gerichtlichen Entscheidungen, Vergleichen und öffentlichen Urkunden in Zivil- und Handelssachen;

- das am 16. Juni 1959 in Wien unterzeichnete belgisch-österreichische Abkommen über die gegenseitige Anerkennung und Vollstreckung von gerichtlichen Entscheidungen, Schiedssprüchen und öffentlichen Urkunden auf dem Gebiet des Zivil- und Handelsrechts;

- den am 4. November 1961 in Athen unterzeichneten Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Königreich Griechenland über die gegenseitige Anerkennung und Vollstreckung von gerichtlichen Entscheidungen, Vergleichen und öffentlichen Urkunden in Zivil- und Handelssachen;

- das am 6. April 1962 in Rom unterzeichnete belgisch-italienische Abkommen über die Anerkennung und Vollstreckung von gerichtlichen Entscheidungen und anderen vollstreckbaren Titeln in Zivil- und Handelssachen;

- den am 30. August 1962 in Den Haag unterzeichneten deutsch-niederländischen Vertrag über gegenseitige Anerkennung und Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen und anderer Schuldtitel in Zivil- und Handelssachen;

- das am 6. Februar 1963 in Den Haag unterzeichnete niederländisch-österreichische Abkommen über die gegenseitige Anerkennung und Vollstreckung von gerichtlichen Entscheidungen und öffentlichen Urkunden auf dem Gebiet des Zivil- und Handelsrechts;

- das am 15. Juli 1966 in Wien unterzeichnete französisch- österreichische Abkommen über die Anerkennung und die Vollstreckung von gerichtlichen Entscheidungen und öffentlichen Urkunden auf dem Gebiet des Zivil- und Handelsrechts;

- das am 28. Mai 1969 in Paris unterzeichnete französischspanische Abkommen über die Anerkennung und Vollstreckung von gerichtlichen Entscheidungen und Schiedssprüchen in Zivil- und Handelssachen;

- das am 29. Juli 1971 in Luxemburg unterzeichnete luxemburgisch- österreichische Abkommen über die Anerkennung und die Vollstreckung von gerichtlichen Entscheidungen und öffentlichen Urkunden auf dem Gebiet des Zivil- und Handelsrechts;

- das am 16. November 1971 in Rom unterzeichnete italienisch- österreichische Abkommen über die Anerkennung und Vollstreckung von gerichtlichen Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen, von gerichtlichen Vergleichen und von Notariatsakten;

- das am 22. Mai 1973 in Madrid unterzeichnete italienischspanische Abkommen über die Rechtshilfe und die Anerkennung und Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen;

- das am 11. Oktober 1977 in Kopenhagen unterzeichnete Übereinkommen zwischen Dänemark, Finnland, Island, Norwegen und Schweden über die Anerkennung und Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivilsachen;

- das am 16. September 1982 in Stockholm unterzeichnete österreichisch-schwedische Abkommen über die Anerkennung und die Vollstreckung von Entscheidungen in Zivilsachen;

- den am 14. November 1983 in Bonn unterzeichneten deutsch-spanischen Vertrag über die Anerkennung und Vollstreckung von gerichtlichen Entscheidungen und Vergleichen sowie vollstreckbaren öffentlichen Urkunden in Zivil- und Handelssachen;

- das am 17. Februar 1984 in Wien unterzeichnete österreichisch- spanische Abkommen über die Anerkennung und die Vollstreckung von gerichtlichen Entscheidungen, Vergleichen und vollstreckbaren öffentlichen Urkunden in Zivil- und Handelssachen;

- das am 17. November 1986 in Wien unterzeichnete finnisch- österreichische Abkommen über die Anerkennung und die Vollstreckung von Entscheidungen in Zivilsachen; und, insoweit als er in Kraft ist,

- den am 24. November 1961 in Brüssel unterzeichneten belgisch-niederländisch-luxemburgischen Vertrag über die gerichtliche Zuständigkeit, den Konkurs, die Anerkennung und die Vollstreckung von gerichtlichen Entscheidungen, Schiedssprüchen und öffentlichen Urkunden.

Artikel 70 

(1) Die in Artikel 69 angeführten Abkommen und Verträge behalten ihre Wirksamkeit für die Rechtsgebiete, auf die diese Verordnung nicht anzuwenden ist.

(2) Sie bleiben auch weiterhin für die Entscheidungen und die öffentlichen Urkunden wirksam, die vor Inkrafttreten dieser Verordnung ergangen oder aufgenommen sind.

Artikel 71 

(1) Diese Verordnung lässt Übereinkommen unberührt, denen die Mitgliedstaaten angehören und die für besondere Rechtsgebiete die gerichtliche Zuständigkeit, die Anerkennung oder die Vollstreckung von Entscheidungen regeln.

(2) Um eine einheitliche Auslegung des Absatzes 1 zu sichern, wird dieser Absatz in folgender Weise angewandt:

a) Diese Verordnung schließt nicht aus, dass ein Gericht eines Mitgliedstaats, der Vertragspartei eines Übereinkommens über ein besonderes Rechtsgebiet ist, seine Zuständigkeit auf ein solches Übereinkommen stützt, und zwar auch dann, wenn der Beklagte seinen Wohnsitz im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats hat, der nicht Vertragspartei eines solchen Übereinkommens ist. In jedem Fall wendet dieses Gericht Artikel_26 dieser Verordnung an.

b) Entscheidungen, die in einem Mitgliedstaat von einem Gericht erlassen worden sind, das seine Zuständigkeit auf ein Übereinkommen über ein besonderes Rechtsgebiet gestützt hat, werden in den anderen Mitgliedstaaten nach dieser Verordnung anerkannt und vollstreckt. Sind der Ursprungsmitgliedstaat und der ersuchte Mitgliedstaat Vertragsparteien eines Übereinkommens über ein besonderes Rechtsgebiet, welches die Voraussetzungen für die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen regelt, so gelten diese Voraussetzungen. In jedem Fall können die Bestimmungen dieser Verordnung über das Verfahren zur Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen angewandt werden.

Artikel 72 

Diese Verordnung lässt Vereinbarungen unberührt, durch die sich die Mitgliedstaaten vor Inkrafttreten dieser Verordnung nach Artikel_59 des Brüsseler Übereinkommens verpflichtet haben, Entscheidungen der Gerichte eines anderen Vertragsstaats des genannten Übereinkommens gegen Beklagte, die ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Hoheitsgebiet eines dritten Staates haben, nicht anzuerkennen, wenn die Entscheidungen in den Fällen des Artikels 4 des genannten Übereinkommens nur in einem der in Artikel_3 Absatz 2 des genannten Übereinkommens angeführten Gerichtsstände ergehen können.

 

KAPITEL VIII 
SCHLUSSVORSCHRIFTEN

Artikel 73 

Die Kommission legt dem Europäischen Parlament, dem Rat und dem Wirtschafts- und Sozialausschuss spätestens fünf Jahre nach Inkrafttreten dieser Verordnung einen Bericht über deren Anwendung vor. Diesem Bericht sind gegebenenfalls Vorschläge zur Anpassung der Verordnung beizufügen.

Artikel 74 

(1) Die Mitgliedstaaten notifizieren der Kommission die Texte, durch welche die Listen in den Anhängen I bis IV geändert werden. Die Kommission passt die betreffenden Anhänge entsprechend an.

(2) Aktualisierungen oder technische Anpassungen der in den Anhängen V und VI wiedergegebenen Formblätter werden nach dem in Artikel_75 Absatz 2 genannten Beratungsverfahren beschlossen.

Artikel 75 

(1) Die Kommission wird von einem Ausschuss unterstützt.

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die Artikel_3 und 7 des Beschlusses 1999/468/EG.

(3) Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung.

Artikel 76 

Diese Verordnung tritt am 1. März 2002 in Kraft. Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt gemäß dem Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft unmittelbar in den Mitgliedstaaten.

Geschehen zu Brüssel am 22. Dezember 2000.

Im Namen des Rates
Der Präsident C. PIERRET



(1) ABl. C 376 vom 28.12.1999, S. 1.

(2) Stellungnahme vom 21.9.2000 (noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht).

(3) ABl. C 117 vom 26.4.2000, S. 6.

(4) ABl. L 299 vom 31.12.1972, S. 32. ABl. L 304 vom 30.10.1978, S. 1. ABl. L 388 vom 31.12.1982, S. 1. ABl. L 285 vom 3.10.1989, S. 1. ABl. C 15 vom 15.1.1997, S. 1. Siehe konsolidierte Fassung in ABl. C 27 vom 26.1.1998, S. 1.

(5) ABl. L 204 vom 2.8.1975, S. 28. ABl. L 304 vom 30.10.1978, S. 1. ABl. L 388 vom 31.12.1982, S. 1. ABl. L 285 vom 3.10.1989, S. 1. ABl. C 15 vom 15.1.1997, S. 1. Siehe konsolidierte Fassung in ABl. C 27 vom 26.1.1998, S. 28.

(6) ABl. L 184 vom 17.7.1999, S. 23.

(7) ABl. L 228 vom 16.8.1973, S. 3. Richtlinie zuletzt geändert durch die Richtlinie 2000/26/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 181 vom 20.7.2000, S. 65).

(8) ABl. L 172 vom 4.7.1988, S. 1. Richtlinie zuletzt geändert durch die Richtlinie 2000/26/EG.

(9) ABl. L 330 vom 29.11.1990, S. 44.

(10) ABl. L 160 vom 30.6.2000, S. 37.

 

Anhang 2 UN Kaufrecht 

CISG2007 CISG
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Übereinkommen der Vereinten Nationen über Verträge über den internationalen Warenkauf


Vom 11. April 1980 (BGBI. 1989 II S. 588)
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Hinweis: Die deutsche Fassung des Übereinkommens ist gemäß der Unterzeichnungsklausel für die Anwendung des CISG nicht verbindlich. Die deutschsprachigen Staaten (Bundesrepublik, ehem. DDR, Österreich, Schweiz) haben auf einer Konferenz im Jahr 1982 eine gemeinsame Übersetzung erarbeitet, so daß in diesen Länderen ein bis auf geringfügige Abweichungen übereinstimmender Text gilt. Nachfolgend ist der amtliche Text für die Bundesrepublik Deutschland abgedruckt. 
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Präambel 
Die Vertragsstaaten dieses Übereinkommens 

im Hinblick auf die allgemeinen Ziele der Entschließungen, die von der Sechsten Außerordentlichen Tagung der Generalversammlung der Vereinten Nationen über die Errichtung einer neuen Weltwirtschaftsordnung angenommen worden sind, 

in der Erwägung, daß die Entwicklung des internationalen Handels auf der Grundlage der Gleichberechtigung und des gegenseitigen Nutzens ein wichtiges Element zur Förderung freundschaftlicher Beziehungen zwischen den Staaten ist, 

in der Meinung, daß die Annahme einheitlicher Bestimmungen, die auf Verträge über den internationalen Warenkauf Anwendung finden und die verschiedenen Gesellschafts-, Wirtschafts- und Rechtsordnungen berücksichtigen, dazu beitragen würde, die rechtlichen Hindernisse im internationalen Handel zu beseitigen und seine Entwicklung zu fördern - 

haben folgendes vereinbart: 



TEIL I
Anwendungsbereich und allgemeine Bestimmungen


Kapitel I. Anwendungsbereich 
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Artikel 1 [Anwendungsbereich] 
(1) Dieses Übereinkommen ist auf Kaufverträge über Waren zwischen Parteien anzuwenden, die ihre Niederlassung in verschiedenen Staaten haben, 
a) wenn diese Staaten Vertragsstaaten sind oder 
b) wenn die Regeln des internationalen Privatrechts zur Anwendung des Rechts eines Vertragsstaats führen. 
(2) Die Tatsache, daß die Parteien ihre Niederlassung in verschiedenen Staaten haben, wird nicht berücksichtigt, wenn sie sich nicht aus dem Vertrag, aus früheren Geschäftsbeziehungen oder aus Verhandlungen oder Auskünften ergibt, die vor oder bei Vertragsabschluß zwischen den Parteien geführt oder von ihnen erteilt worden sind. 
(3) Bei Anwendung dieses Übereinkommens wird weder berücksichtigt, welche Staatsangehörigkeit die Parteien haben, noch ob sie Kaufleute oder Nichtkaufleute sind oder ob der Vertrag handelsrechtlicher oder bürgerlich-rechtlicher Art ist. 
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Artikel 2 [Anwendungsausschlüsse] 
Dieses Übereinkommen findet keine Anwendung auf den Kauf 
a) von Ware für den persönlichen Gebrauch oder den Gebrauch in der Familie oder im Haushalt, es sei denn, daß der Verkäufer vor oder bei Vertragsabschluß weder wußte noch wissen mußte, daß die Ware für einen solchen Gebrauch gekauft wurde,
b) bei Versteigerungen, 
c) aufgrund von Zwangsvollstreckungs- oder anderen gerichtlichen Maßnahmen, 
d) von Wertpapieren oder Zahlungsmitteln, 
e) von Seeschiffen, Binnenschiffen, Luftkissenfahrzeugen oder Luftfahrzeugen, 
f) von elektrischer Energie. 
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Artikel 3 [Verträge über herzustellende Waren oder Dienstleistungen] 
(1) Den Kaufverträgen stehen Verträge über die Lieferung herzustellender oder zu erzeugender Ware gleich, es sei denn, daß der Besteller einen wesentlichen Teil der für die Herstellung oder Erzeugung notwendigen Stoffe selbst zur Verfugung zu stellen hat. 
(2) Dieses Übereinkommen ist auf Verträge nicht anzuwenden, bei denen der überwiegende Teil der Pflichten der Partei, welche die Ware liefert, in der Ausführung von Arbeiten oder anderen Dienstleistungen besteht. 
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Artikel 4 [Sachlicher Geltungsbereich] 
Dieses Übereinkommen regelt ausschließlich den Abschluß des Kaufvertrages und die aus ihm erwachsenden Rechte und Pflichten des Verkäufers und des Käufers. Soweit in diesem Übereinkommen nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist, betrifft es insbesondere nicht 
a) die Gültigkeit des Vertrages oder einzelner Vertragsbestimmungen oder die Gültigkeit von Gebräuchen, 
b) die Wirkungen, die der Vertrag auf das Eigentum an der verkauften Ware haben kann. 
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Artikel 5 [Ausschluß der Haftung für Tod oder Körperverletzung] 
Dieses Übereinkommen findet keine Anwendung auf die Haftung des Verkäufers für den durch die Ware verursachten Tod oder die Körperverletzung einer Person. 
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Artikel 6 [Ausschluß, Abweichung oder Änderung durch Parteiabrede] 
Die Parteien können die Anwendung dieses Übereinkommens ausschließen oder, vorbehaltlich des Artikels 12, von seinen Bestimmungen abweichen oder deren Wirkung ändern. 



Kapitel II. Allgemeine Bestimmungen 
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Artikel 7 [Auslegung des Übereinkommens und Lückenfüllung] 
(1) Bei der Auslegung dieses Übereinkommens sind sein internationaler Charakter und die Notwendigkeit zu berücksichtigen, seine einheitliche Anwendung und die Wahrung des guten Glaubens im internationalen Handel zu fordern. 
(2) Fragen, die in diesem Übereinkommen geregelte Gegenstände betreffen, aber in diesem Übereinkommen nicht ausdrücklich entschieden werden, sind nach den allgemeinen Grundsätzen, die diesem Übereinkommen zugrunde liegen, oder mangels solcher Grundsätze nach dem Recht zu entscheiden, das nach den Regeln des internationalen Privatrechts anzuwenden ist. 
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Artikel 8 [Auslegung von Erklärungen und Verhalten] 
(1) Für die Zwecke dieses Übereinkommens sind Erklärungen und das sonstige Verhalten einer Partei nach deren Willen auszulegen, wenn die andere Partei diesen Willen kannte oder darüber nicht in Unkenntnis sein konnte. 
(2) Ist Absatz 1 nicht anwendbar, so sind Erklärungen und das sonstige Verhalten einer Partei so auszulegen, wie eine vernünftige Person der gleichen Art wie die andere Partei sie unter den gleichen Umständen aufgefaßt hätte. 
(3) Um den Willen einer Partei oder die Auffassung festzustellen, die eine vernünftige Person gehabt hätte, sind alle erheblichen Umstände zu berücksichtigen, insbesondere die Verhandlungen zwischen den Parteien, die zwischen ihnen entstandenen Gepflogenheiten, die Gebräche und das spätere Verhalten der Parteien. 
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Artikel 9 [Handelsbräuche und Gepflogenheiten] 
(1) Die Parteien sind an die Gebräuche, mit denen sie sich einverstanden erklärt haben, und an die Gepflogenheiten gebunden, die zwischen ihnen entstanden sind. 
(2) Haben die Parteien nichts anderes vereinbart, so wird angenommen, daß sie sich in ihrem Vertrag oder bei seinem Abschluß stillschweigend auf Gebräuche bezogen haben, die sie kannten oder kennen mußten und die im internationalen Handel den Parteien von Verträgen dieser Art in dem betreffenden Geschäftszweig weithin bekannt sind und von ihnen regelmäßig beachtet werden. 
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Artikel 10 [Niederlassung] 
Für die Zwecke dieses Übereinkommens ist, 
a) falls eine Partei mehr als eine Niederlassung hat, die Niederlassung maßgebend, die unter Berücksichtigung der vor oder bei Vertragsabschluß den Parteien bekannten oder von ihnen in Betracht gezogenen Umstände die engste Beziehung zu dem Vertrag und zu seiner Erfüllung hat; 
b) falls eine Partei keine Niederlassung hat, ihr gewöhnlicher Aufenthalt maßgebend. 
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Artikel 11 [Formfreiheit] 
Der Kaufvertrag braucht nicht schriftlich geschlossen oder nachgewiesen zu werden und unterliegt auch sonst keinen Formvorschriften. Er kann auf jede Weise bewiesen werden, auch durch Zeugen. 
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Artikel 12 [Wirkungen eines Vorbehaltes hinsichtlich der Formfreiheit] 
Die Bestimmungen der Artikel 11 und 29 oder des Teils 11 dieses Übereinkommens, die für den Abschluß eines Kaufvertrages, seine Änderung oder Aufhebung durch Vereinbarung oder für ein Angebot, eine Annahme oder eine sonstige Willenserklärung eine andere als die schriftliche Form gestatten, gelten nicht, wenn eine Partei ihre Niederlassung in einem Vertragsstaat hat, der eine Erklärung nach Artikel 96 abgegeben hat. Die Parteien dürfen von dem vorliegenden Artikel weder abweichen noch seine Wirkung ändern. 
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Artikel 13 [Schriftlichkeit] 
Für die Zwecke dieses Übereinkommens umfaßt der Ausdruck "schriftlich" auch Mitteilungen durch Telegramm oder Fernschreiben. 



Teil II
Abschluß des Vertrages 
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Artikel 14 [Begriff des Angebots] 
(1) Der an eine oder mehrere bestimmte Personen gerichtete Vorschlag zum Abschluß eines Vertrages stellt ein Angebot dar, wenn er bestimmt genug ist und den Willen des Anbietenden zum Ausdruck bringt, im Falle der Annahme gebunden zu sein. Ein Vorschlag ist bestimmt genug, wenn er die Ware bezeichnet und ausdrücklich oder stillschweigend die Menge und den Preis festsetzt oder deren Festsetzung ermöglicht. 
(2) Ein Vorschlag, der nicht an eine oder mehrere bestimmte Personen gerichtet ist, gilt nur als Aufforderung, ein Angebot abzugeben, wenn nicht die Person, die den Vorschlag macht, das Gegenteil deutlich zum Ausdruck bringt. 
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Artikel 15 [Wirksamwerden des Angebots, Rücknahme] 
(1) Ein Angebot wird wirksam, sobald es dem Empfänger zugeht. 
(2) Ein Angebot kann, selbst wenn es unwiderruflich ist, zurückgenommen werden, wenn die Rücknahmeerklärung dem Empfänger vor oder gleichzeitig mit dem Angebot zugeht. 
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Artikel 16 [Widerruf des Angebots] 
(1) Bis zum Abschluß des Vertrages kann ein Angebot widerrufen werden, wenn der Widerruf dem Empfänger zugeht, bevor dieser eine Annahmeerklärung abgesandt hat. 
(2) Ein Angebot kann jedoch nicht widerrufen werden, 
a) wenn es durch Bestimmung einer festen Frist zur Annahme oder auf andere Weise zum Ausdruck bringt, daß es unwiderruflich ist, oder 
b) wenn der Empfänger vernünftigerweise darauf vertrauen konnte, daß das Angebot unwiderruflich ist, und er im Vertrauen auf das Angebot gehandelt hat. 
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Artikel 17 [Erlöschen des Angebots] 
Ein Angebot erlischt, selbst wenn es unwiderruflich ist, sobald dem Anbietenden eine Ablehnung zugeht. 
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Artikel 18 [Begriff der Annahme] 
(1) Eine Erklärung oder ein sonstiges Verhalten des Empfängers, das eine Zustimmung zum Angebot ausdrückt, stellt eine Annahme dar. Schweigen oder Untätigkeit allein stellen keine Annahme dar. 
(2) Die Annahme eines Angebots wird wirksam, sobald die Äußerung der Zustimmung dem Anbietenden zugeht. Sie wird nicht wirksam, wenn die Äußerung der Zustimmung dem Anbietenden nicht innerhalb der von ihm gesetzten Frist oder, bei Fehlen einer solchen Frist, innerhalb einer angemessenen Frist zugeht; dabei sind die Umstände des Geschäfts einschließlich der Schnelligkeit der vom Anbietenden gewählten Übermittlungsart zu berücksichtigen. Ein mündliches Angebot muß sofort angenommen werden, wenn sich aus den Umständen nichts anderes ergibt. 
(3) Äußert jedoch der Empfänger aufgrund des Angebots, der zwischen den Parteien entstandenen Gepflogenheiten oder der Gebräuche seine Zustimmung dadurch, daß er eine Handlung vornimmt, die sich zum Beispiel auf die Absendung der Ware oder die Zahlung des Preises bezieht, ohne den Anbietenden davon zu unterrichten, so ist die Annahme zum Zeitpunkt der Handlung wirksam, sofern diese innerhalb der in Absatz 2 vorgeschriebenen Frist vorgenommen wird. 
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Artikel 19 [Ergänzungen, Einschränkungen und sonstige Änderungen zum Angebot] 
(1) Eine Antwort auf ein Angebot, die eine Annahme darstellen soll, aber Ergänzungen, Einschränkungen oder sonstige Änderungen enthält, ist eine Ablehnung des Angebots und stellt ein Gegenangebot dar. 
(2) Eine Antwort auf ein Angebot, die eine Annahme darstellen soll, aber Ergänzungen oder Abweichungen enthält, welche die Bedingungen des Angebots nicht wesentlich ändern, stellt jedoch eine Annahme dar, wenn der Anbietende das Fehlen der Übereinstimmung nicht unverzüglich mündlich beanstandet oder eine entsprechende Mitteilung absendet. Unterläßt er dies, so bilden die Bedingungen des Angebots mit den in der Annahme enthaltenen Änderungen den Vertragsinhalt. 
(3) Ergänzungen oder Abweichungen, die sich insbesondere auf Preis, Bezahlung, Qualität und Menge der Ware, auf Ort und Zeit der Lieferung, auf den Umfang der Haftung der einen Partei gegenüber der anderen oder auf die Beilegung von Streitigkeiten beziehen, werden so angesehen, als änderten sie die Bedingungen des Angebots wesentlich. 
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Artikel 20 [Annahmefrist] 
(1) Eine vom Anbietenden in einem Telegramm oder einem Brief gesetzte Frist beginnt mit Aufgabe des Telegramms oder mit dem im Brief angegebenen Datum oder, wenn kein Datum angegeben ist, mit dem auf dem Umschlag angegebenen Datum zu laufen. Eine vom Anbietenden telefonisch, durch Fernschreiben oder eine andere sofortige Übermittlungsart gesetzte Annahmefrist beginnt zu laufen, sobald das Angebot dem Empfänger zugeht. 
(2) Gesetzliche Feiertage oder arbeitsfreie Tage, die in die Laufzeit der Annahmefrist fallen, werden bei der Fristberechnung mitgezählt. Kann jedoch die Mitteilung der Annahme am letzten Tag der Frist nicht an die Anschrift des Anbietenden zugestellt werden, weil dieser Tag am Ort der Niederlassung des Anbietenden auf einen gesetzlichen Feiertag oder arbeitsfreien Tag fällt, so verlängert sich die Frist bis zum ersten darauf folgenden Arbeitstag. 
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Artikel 21 [Verspätete Annahme] 
(1) Eine verspätete Annahme ist dennoch als Annahme wirksam, wenn der Anbietende unverzüglich den Annehmenden in diesem Sinne mündlich unterrichtet oder eine entsprechende schriftliche Mitteilung absendet. 
(2) Ergibt sich aus dem eine verspätete Annahme enthaltenden Brief oder anderen Schriftstück, daß die Mitteilung nach den Umständen, unter denen sie abgesandt worden ist, bei normaler Beförderung dem Anbietenden rechtzeitig zugegangen wäre, so ist die verspätete Annahme als Annahme wirksam, wenn der Anbietende nicht unverzüglich den Annehmenden mündlich davon unterrichtet, daß er sein Angebot als erloschen betrachtet, oder eine entsprechende schriftliche Mitteilung absendet. 
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Artikel 22 [Rücknahme der Annahme] 
Eine Annahme kann zurückgenommen werden, wenn die Rücknahmeerklärung dem Anbietenden vor oder in dem Zeitpunkt zugeht, in dem die Annahme wirksam geworden wäre. 
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Artikel 23 [Zeitpunkt des Vertragsschlusses] 
Ein Vertrag ist in dem Zeitpunkt geschlossen, in dem die Annahme eines Angebots nach diesem Übereinkommen wirksam wird. 
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Artikel 24 [Begriff des Zugangs] 
Für die Zwecke dieses Teils des Übereinkommens "geht" ein Angebot, eine Annahmeerklärung oder sonstige Willenserklärung dem Empfanger "zu", wenn sie ihm mündlich gemacht wird oder wenn sie auf anderem Weg ihm persönlich, an seiner Niederlassung oder Postanschrift oder, wenn diese fehlen, an seinem gewöhnlichen Aufenthaltsort zugestellt wird. 



Teil III
Warenkauf 



Kapitel I. Allgemeine Bestimmungen 
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Artikel 25 [Wesentliche Vertragsverletzung] 
Eine von einer Partei begangene Vertragsverletzung ist wesentlich, wenn sie für die andere Partei solchen Nachteil zur Folge hat, daß ihr im wesentlichen entgeht, was sie nach dem Vertrag hätte erwarten dürfen, es sei denn, daß die vertragsbrüchige Partei diese Folge nicht vorausgesehen hat und eine vernünftige Person der gleichen Art diese Folge unter den gleichen Umständen auch nicht vorausgesehen hätte. 
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Artikel 26 [Aufhebungserklärung] 
Eine Erklärung, daß der Vertrag aufgehoben wird, ist nur wirksam, wenn sie der anderen Partei mitgeteilt wird. 
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Artikel 27 [Absendetheorie] 
Soweit in diesem Teil des Übereinkommens nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt wird, nimmt bei einer Anzeige, Aufforderung oder sonstigen Mitteilung, die eine Partei gemäß diesem Teil mit den nach den Umständen geeigneten Mitteln macht, eine Verzögerung oder ein Irrtum bei der Übermittlung der Mitteilung oder deren Nichteintreffen dieser Partei nicht das Recht, sich auf die Mitteilung zu berufen. 
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Artikel 28 [Erfüllungsanspruch] 
Ist eine Partei nach diesem Übereinkommen berechtigt, von der anderen Partei die Erfüllung einer Verpflichtung zu verlangen, so braucht ein Gericht eine Entscheidung auf Erfüllung in Natur nur zu fällen, wenn es dies auch nach seinem eigenen Recht bei gleichartigen Kaufverträgen täte, die nicht unter dieses Übereinkommen fallen. 
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Artikel 29 [Vertragsänderung oder -aufhebung] 
(1) Ein Vertrag kann durch bloße Vereinbarung der Parteien geändert oder aufgehoben werden. 
(2) Enthält ein schriftlicher Vertrag eine Bestimmung, wonach jede Änderung oder Aufhebung durch Vereinbarung schriftlich zu erfolgen hat, so darf er nicht auf andere Weise geändert oder aufgehoben werden. Eine Partei kann jedoch aufgrund ihres Verhaltens davon ausgeschlossen sein, sich auf eine solche Bestimmung zu berufen, soweit die andere Partei sich auf dieses Verhalten verlassen hat. 



Kapitel II. Pflichten des Verkäufers 
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Artikel 30 [Pflichten des Verkäufers] 
Der Verkäufer ist nach Maßgabe des Vertrages und dieses Übereinkommens verpflichtet, die Ware zu liefern, die sie betreffenden Dokumente zu übergeben und das Eigentum an der Ware zu übertragen. 

Abschnitt I. Lieferung der Ware und Übergabe der Dokumente 
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Artikel 31 [Inhalt der Lieferpflicht und Ort der Lieferung] 
Hat der Verkäufer die Ware nicht an einem anderen bestimmten Ort zu liefern, so besteht seine Lieferpflicht in folgendem: 
a) Erfordert der Kaufvertrag eine Beförderung der Ware, so hat sie der Verkäufer dem ersten Beförderer zur Übermittlung an den Käufer zu übergeben; 
b) bezieht sich der Vertrag in Fällen, die nicht unter Buchstabe a fallen, auf bestimmte Ware oder auf gattungsmäßig bezeichnete Ware, die aus einem bestimmten Bestand zu entnehmen ist, oder auf herzustellende oder zu erzeugende Ware und wußten die Parteien bei Vertragsabschluß, daß die Ware sich an einem bestimmten Ort befand oder dort herzustellen oder zu erzeugen war, so hat der Verkäufer die Ware dem Käufer an diesem Ort zur Verfügung zu stellen; 
c) in den anderen Fällen hat der Verkäufer die Ware dem Käufer an dem Ort zur Verfügung zu stellen. an dem der Verkäufer bei Vertragsabschluß seine Niederlassung hatte. 
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Artikel 32 [Verpflichtungen hinsichtlich der Beförderung der Ware] 
(1) Übergibt der Verkäufer nach dem Vertrag oder diesem Übereinkommen die Ware einem Beförderer und ist die Ware nicht deutlich durch daran angebrachte Kennzeichen oder durch Beförderungsdokumente oder auf andere Weise dem Vertrag zugeordnet, so hat der Verkäufer dem Käufer die Versendung anzuzeigen und dabei die Ware im einzelnen zu bezeichnen. 
(2) Hat der Verkäufer für die Beförderung der Ware zu sorgen, so hat er die Verträge zu schließen, die zur Beförderung an den festgesetzten Ort mit den nach den Umständen angemessenen Beförderungsmitteln und zu den für solche Beförderungen üblichen Bedingungen erforderlich sind. 
(3) Ist der Verkäufer nicht zum Abschluß einer Transportversicherung verpflichtet, so hat er dem Käufer auf dessen Verlangen alle ihm verfügbaren, zum Abschluß einer solchen Versicherung erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 
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Artikel 33 [Zeit der Lieferung] 
Der Verkäufer hat die Ware zu liefern, 
a) wenn ein Zeitpunkt im Vertrag bestimmt ist oder aufgrund des Vertrages bestimmt werden kann, zu diesem Zeitpunkt, 
b) wenn ein Zeitraum im Vertrag bestimmt ist oder aufgrund des Vertrages bestimmt werden kann, jederzeit innerhalb dieses Zeitraums, sofern sich nicht aus den Umständen ergibt, daß der Käufer den Zeitpunkt zu wählen hat, oder 
c) in allen anderen Fällen innerhalb einer angemessenen Frist nach Vertragsabschluß. 
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Artikel 34 [Übergabe von Dokumenten] 
Hat der Verkäufer Dokumente zu übergeben, die sich auf die Ware beziehen, so hat er sie zu dem Zeitpunkt, an dem Ort und in der Form zu übergeben, die im Vertrag vorgesehen sind. Hat der Verkäufer die Dokumente bereits vorher übergeben, so kann er bis zu dem für die Übergabe vorgesehenen Zeitpunkt jede Vertragswidrigkeit der Dokumente beheben, wenn die Ausübung dieses Rechts dem Käufer nicht unzumutbare Unannehmlichkeiten oder unverhältnismäßige Kosten verursacht. Der Käufer behält jedoch das Recht, Schadenersatz nach diesem Übereinkommen zu verlangen. 

Abschnitt II. Vertragsmäßigkeit der Ware sowie Rechte oder Ansprüche Dritter 
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Artikel 35 [Vertragsmäßigkeit der Ware] 
(1) Der Verkäufer hat Ware zu liefern, die in Menge, Qualität und Art sowie hinsichtlich Verpackung oder Behältnis den Anforderungen des Vertrages entspricht. 
(2) Haben die Parteien nichts anderes vereinbart, so entspricht die Ware dem Vertrag nur, 
a) wenn sie sich für die Zwecke eignet, für die Ware der gleichen Art gewöhnlich gebraucht wird; b) wenn sie sich für einen bestimmten Zweck eignet, der dem Verkäufer bei Vertragsabschluß ausdrücklich oder auf andere Weise zur Kenntnis gebracht wurde, sofern sich nicht aus den Umständen ergibt, daß der Käufer auf die Sachkenntnis und das Urteilsvermögen des Verkäufers nicht vertraute oder vernünftigerweise nicht vertrauen konnte; 
c) wenn sie die Eigenschaften einer Ware besitzt, die der Verkäufer dem Käufer als Probe oder Muster vorgelegt hat; 
d) wenn sie in der für Ware dieser Art üblichen Weise oder, falls es eine solche Weise nicht gibt, in einer für die Erhaltung und den Schutz der Ware angemessenen Weise verpackt ist. 
(3) Der Verkäufer haftet nach Absatz 2 Buchstaben a bis d nicht für eine Vertragswidrigkeit der Ware, wenn der Käufer bei Vertragsabschluß diese Vertragswidrigkeit kannte oder darüber nicht in Unkenntnis sein konnte. 
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Artikel 36 [Maßgeblicher Zeitpunkt für die Vertragsmäßigkeit ] 
(1) Der Verkäufer haftet nach dem Vertrag und diesem Übereinkommen für eine Vertragswidrigkeit, die im Zeitpunkt des Übergangs der Gefahr auf den Käufer besteht, auch wenn die Vertragswidrigkeit erst nach diesem Zeitpunkt offenbar wird. 
(2) Der Verkäufer haftet auch für eine Vertragswidrigkeit, die nach dem in Absatz I angegebenen Zeitpunkt eintritt und auf die Verletzung einer seiner Pflichten zurückzuführen ist, einschließlich der Verletzung einer Garantie dafür, daß die Ware für eine bestimmte Zeit für den üblichen Zweck oder für einen bestimmten Zweck geeignet bleiben oder besondere Eigenschaften oder Merkmale behalten wird. 
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Artikel 37 [Nacherfüllung bei vorzeitiger Lieferung] 
Bei vorzeitiger Lieferung der Ware behält der Verkäufer bis zu dem für die Lieferung festgesetzten Zeitpunkt das Recht, fehlende Teile nachzuliefern, eine fehlende Menge auszugleichen, für nicht vertragsgemäße Ware Ersatz zu liefern oder die Vertragswidrigkeit der gelieferten Ware zu beheben, wenn die Ausübung dieses Rechts dem Käufer nicht unzumutbare Unannehmlichkeiten oder unverhältnismäßige Kosten verursacht. Der Käufer behält jedoch das Recht, Schadenersatz nach diesem Übereinkommen zu verlangen. 
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Artikel 38 [Untersuchung der Ware] 
(1) Der Käufer hat die Ware innerhalb einer so kurzen Frist zu untersuchen oder untersuchen zu lassen, wie es die Umstände erlauben. 
(2) Erfordert der Vertrag eine Beförderung der Ware, so kann die Untersuchung bis nach dem Eintreffen der Ware am Bestimmungsort aufgeschoben werden. 
(3) Wird die Ware vom Käufer umgeleitet oder von ihm weiterversandt, ohne daß er ausreichend Gelegenheit hatte, sie zu untersuchen, und kannte der Verkäufer bei Vertragsabschluß die Möglichkeit einer solchen Umleitung oder Weiterversendung oder mußte er sie kennen, so kann die Untersuchung bis nach dem Eintreffen der Ware an ihrem neuen Bestimmungsort aufgeschoben werden. 
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Artikel 39 [Mängelrüge] 
(1) Der Käufer verliert das Recht, sich auf eine Vertragswidrigkeit der Ware zu berufen, wenn er sie dem Verkäufer nicht innerhalb einer angemessenen Frist nach dem Zeitpunkt, in dem er sie festgestellt hat oder hätte feststellen müssen, anzeigt und dabei die Art der Vertragswidrigkeit genau bezeichnet. 
(2) Der Käufer verliert in jedem Fall das Recht, sich auf die Vertragswidrigkeit der Ware zu berufen, wenn er sie nicht spätestens innerhalb von zwei Jahren, nachdem ihm die Ware tatsächlich übergeben worden ist, dem Verkäufer anzeigt, es sei denn, daß diese Frist mit einer vertraglichen Garantiefrist unvereinbar ist. 
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Artikel 40 [Bösgläubigkeit des Verkäufers] 
Der Verkäufer kann sich auf die Artikel 38 und 39 nicht berufen, wenn die Vertragswidrigkeit auf Tatsachen beruht, die er kannte oder über die er nicht in Unkenntnis sein konnte und die er dem Käufer nicht offenbart hat. 
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Artikel 41 [Rechtsmängel] 
Der Verkäufer hat Ware zu liefern, die frei von Rechten oder Ansprüchen Dritter ist, es sei denn, daß der Käufer eingewilligt hat, die mit einem solchen Recht oder Anspruch behaftete Ware zu nehmen. Beruhen jedoch solche Rechte oder Ansprüche auf gewerblichem oder anderem geistigen Eigentum, so regelt Artikel 42 die Verpflichtung des Verkäufers. 
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Artikel 42 [Belastung mit Schutzrechten Dritter] 
(1) Der Verkäufer hat Ware zu liefern, die frei von Rechten oder Ansprüchen Dritter ist die auf gewerblichem oder anderem geistigen Eigentum beruhen und die der Verkäufer bei Vertragsabschluß kannte oder über die er nicht in Unkenntnis sein konnte, vorausgesetzt, das Recht oder der Anspruch beruht auf gewerblichem oder anderem geistigen Eigentum 
a) nach dem Recht des Staates, in dem die Ware weiterverkauft oder in dem sie in anderer Weise verwendet wird, wenn die Parteien bei Vertragsabschluß in Betracht gezogen haben, daß die Ware dort weiterverkauft oder verwendet werden wird, oder 
b) in jedem anderen Falle nach dem Recht des Staates, in dem der Käufer seine Niederlassung hat. 
(2) Die Verpflichtung des Verkäufers nach Absatz 1 erstreckt sich nicht auf Fälle, 
a) in denen der Käufer im Zeitpunkt des Vertragsabschlusses das Recht oder den Anspruch kannte oder darüber nicht in Unkenntnis sein konnte, oder 
b) in denen das Recht oder der Anspruch sich daraus ergibt, daß der Verkäufer sich nach technischen Zeichnungen, Entwürfen, Formeln oder sonstigen Angaben gerichtet hat, die der Käufer zur Verfügung gestellt hat. 
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Artikel 43 [Rügepflicht] 
(1) Der Käufer kann sich auf Artikel 41 oder 42 nicht berufen, wenn er dem Verkäufer das Recht oder den Anspruch des Dritten nicht innerhalb einer angemessenen Frist nach dem Zeitpunkt, in dem er davon Kenntnis erlangt hat oder hätte erlangen müssen, anzeigt und dabei genau bezeichnet, welcher Art das Recht oder der Anspruch des Dritten ist. 
(2) Der Verkäufer kann sich nicht auf Absatz 1 berufen, wenn er das Recht oder den Anspruch des Dritten und seine Art kannte. 

[image: image47.png]


Artikel 44 [Entschuldigung für unterlassene Anzeige] 
Ungeachtet des Artikels 39 Absatz 1 und des Artikels 43 Absatz l kann der Käufer den Preis nach Artikel 50 herabsetzen oder Schadenersatz, außer für entgangenen Gewinn, verlangen, wenn er eine vernünftige Entschuldigung dafur hat, daß er die erforderliche Anzeige unterlassen hat. 

Abschnitt III. Rechtsbehelfe des Käufers wegen Vertragsverletzung durch den Verkäufer 
[image: image48.png]


Artikel 45 [Rechtsbehelfe des Käufers; keine zusätzliche Frist] 
(1) Erfüllt der Verkäufer eine seiner Pflichten nach dem Vertrag oder diesem Übereinkommen nicht, so kann der Käufer 
a) die in Artikel 46 bis 52 vorgesehenen Rechte ausüben; 
b) Schadenersatz nach Artikel 74 bis 77 verlangen. 
(2) Der Käufer verliert das Recht, Schadenersatz zu verlangen, nicht dadurch, daß er andere Rechtsbehelfe ausübt. 
(3) Übt der Käufer einen Rechtsbehelf wegen Vertragsverletzung aus, so darf ein Gericht oder Schiedsgericht dem Verkäufer keine zusätzliche Frist gewähren. 
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Artikel 46 [Recht des Käufers auf Erfüllung oder Nacherfüllung] 
(1) Der Käufer kann vom Verkäufer Erf&uumlllung seiner Pflichten verlangen, es sei denn, daß der Käufer einen Rechtsbehelf ausgeübt hat, der mit diesem Verlangen unvereinbar ist. 
(2) Ist die Ware nicht vertragsgemäß, so kann der Käufer Ersatzlieferung nur verlangen, wenn die Vertragswidrigkeit eine wesentliche Vertragsverletzung darstellt und die Ersatzlieferung entweder zusammen mit einer Anzeige nach Artikel 39 oder innerhalb einer angemessenen Frist danach verlangt wird. 
(3) Ist die Ware nicht vertragsgemäß, so kann der Käufer den Verkäufer auffordern, die Vertragswidrigkeit durch Nachbesserung zu beheben, es sei denn, daß dies unter Berücksichtigung aller Umstände unzumutbar ist. Nachbesserung muß entweder zusammen mit einer Anzeige nach Artikel 39 oder innerhalb einer angemessenen Frist danach verlangt werden. 
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Artikel 47 [Nachfrist] 
(1) Der Käufer kann dem Verkäufer eine angemessene Nachfrist zur Erfüllung seiner Pflichten setzen. 
(2) Der Käufer kann vor Ablauf dieser Frist keinen Rechtsbehelf wegen Vertragsverletzung ausüben, außer wenn er vom Verkäufer die Anzeige erhalten hat, daß dieser seine Pflichten nicht innerhalb der so gesetzten Frist erf&uumlllen wird. Der Käufer behält jedoch das Recht, Schadenersatz wegen verspäteter Erfüllung zu verlangen. 
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Artikel 48 [Recht des Verkäufers zur Nacherfüllung] 
(1) Vorbehaltlich des Artikels 49 kann der Verkäufer einen Mangel in der Erfüllung seiner Pflichten auch nach dem Liefertermin auf eigene Kosten beheben, wenn dies keine unzumutbare Verzögerung nach sich zieht und dem Käufer weder unzumutbare Unannehmlichkeiten noch Ungewißheit über die Erstattung seiner Auslagen durch den Verkäufer verursacht. Der Käufer behält jedoch das Recht, Schadenersatz nach diesem Übereinkommen zu verlangen. 
(2) Fordert der Verkäufer den Käufer auf, ihm mitzuteilen, ob er die Erfüllung annehmen will, und entspricht der Käufer der Aufforderung nicht innerhalb einer angemessenen Frist, so kann der Verkäufer innerhalb der in seiner Aufforderung angegebenen Frist erfüllen. Der Käufer kann vor Ablauf dieser Frist keinen Rechtsbehelf ausüben, der mit der Erf&uumlllung durch den Verkäufer unvereinbar ist. 
(3) Zeigt der Verkäufer dem Käufer an, daß er innerhalb einer bestimmten Frist erf&uumlllen wird, so wird vermutet, daß die Anzeige eine Aufforderung an den Käufer nach Absatz 2 enthält, seine Entscheidung mitzuteilen. 
(4) Eine Aufforderung oder Anzeige des Verkäufers nach Absatz 2 oder 3 ist nur wirksam, wenn der Käufer sie erhalten hat. 
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Artikel 49 [Vertragsaufhebung] 
(1) Der Käufer kann die Aufhebung des Vertrages erklären,
a) wenn die Nichterfullung einer dem Verkäufer nach dem Vertrag oder diesem Übereinkommen obliegenden Pflicht eine wesentliche Vertragsverletzung darstellt oder
b) wenn im Falle der Nichtlieferung der Verkäufer die Ware nicht innerhalb der vom Käufer nach Artikel 47 Absatz 1 gesetzten Nachfrist liefert oder wenn er erklärt, daß er nicht innerhalb der so gesetzten Frist liefern wird. 
(2) Hat der Verkäufer die Ware geliefert, so verliert jedoch der Käufer sein Recht, die Aufhebung des Vertrages zu erklären, wenn er
a) im Falle der verspäteten Lieferung die Aufhebung nicht innerhalb einer angemessenen Frist erklärt, nachdem er erfahren hat, daß die Lieferung erfolgt ist, oder b) im Falle einer anderen Vertragsverletzung als verspäteter Lieferung die Aufhebung nicht innerhalb einer angemessenen Frist erklärt, 
i) nachdem er die Vertragsverletzung kannte oder kennen mußte, 
ii) nachdem eine vom Käufer nach Artikel 47 Absatz 1 gesetzte Nachfrist abgelaufen ist oder nachdem der Verkäufer erklärt hat, daß er seine Pflichten nicht innerhalb der Nachfrist erfüllen wird, oder
iii) nachdem eine vom Verkäufer nach Artikel 48 Absatz 2 gesetzte Frist abgelaufen ist oder nachdem der Käufer erklärt hat, daß er die Erfüllung nicht annehmen wird. 
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Artikel 50 [Minderung] 
Ist die Ware nicht vertragsgemäß, so kann der Käufer unabhängig davon, ob der Kaufpreis bereits gezahlt worden ist oder nicht, den Preis in dem Verhältnis herabsetzen, in dem der Wert, den die tatsächlich gelieferte Ware im Zeitpunkt der Lieferung hatte, zu dem Wert steht, den vertragsgemäße Ware zu diesem Zeitpunkt gehabt hätte. Behebt jedoch der Verkäufer nach Artikel 37 oder 48 einen Mangel in der Erfüllung seiner Pflichten oder weigert sich der Käufer, Erfüllung durch den Verkäufer nach den genannten Artikeln anzunehmen, so kann der Käufer den Preis nicht herabsetzen. 
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Artikel 51 [Teilweise Nichterfüllung] 
(1) Liefert der Verkäufer nur einen Teil der Ware oder ist nur ein Teil der gelieferten Ware vertragsgemäß, so gelten für den Teil, der fehlt oder der nicht vertragsgemäß ist, die Artikel 46 bis 50. 
(2) Der Käufer kann nur dann die Aufhebung des gesamten Vertrages erklären, wenn die unvollständige oder nicht vertragsgemäße Lieferung eine wesentliche Vertragsverletzung darstellt. 
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Artikel 52 [Vorzeitige Lieferung und Zuviellieferung] 
(1) Liefert der Verkäufer die Ware vor dem festgesetzten Zeitpunkt, so steht es dem Käufer frei, sie abzunehmen oder die Abnahme zu verweigern. 
(2) Liefert der Verkäufer eine größere als die vereinbarte Menge, so kann der Käufer die zuviel gelieferte Menge abnehmen oder ihre Abnahme verweigern. Nimmt der Käufer die zuviel gelieferte Menge ganz oder teilweise ab, so hat er sie entsprechend dem vertraglichen Preis zu bezahlen. 



Kapitel III. Pflichten des Käufers 
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Artikel 53 [Zahlung des Kaufpreises; Abnahme der Ware] 
Der Käufer ist nach Maßgabe des Vertrages und dieses Übereinkommens verpflichtet, den Kaufpreis zu zahlen und die Ware abzunehmen. 

Abschnitt I. Zahlung des Kaufpreises 
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Artikel 54 [Kaufpreiszahlung] 
Zur Pflicht des Käufers, den Kaufpreis zu zahlen, gehört es auch, die Maßnahmen zu treffen und die Förmlichkeiten zu erfüllen, die der Vertrag oder Rechtsvorschriften erfordern, damit Zahlung geleistet werden kann. 
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Artikel 55 [Bestimmung des Preises] 
Ist ein Vertrag gültig geschlossen worden, ohne daß er den Kaufpreis ausdrücklich oder stillschweigend festsetzt oder dessen Festsetzung ermöglicht, so wird mangels gegenteiliger Anhaltspunkte vermutet, daß die Parteien sich stillschweigend auf den Kaufpreis bezogen haben, der bei Vertragsabschluß allgemein für derartige Ware berechnet wurde, die in dem betreffenden Geschäftszweig unter vergleichbaren Umständen verkauft wurde. 
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Artikel 56 [Kaufpreis nach Gewicht] 
Ist der Kaufpreis nach dem Gewicht der Ware festgesetzt, so bestimmt er sich im Zweifel nach dem Nettogewicht. 
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Artikel 57 [ Zahlungsort] 
(1) Ist der Käufer nicht verpflichtet, den Kaufpreis an einem anderen bestimmten Ort zu zahlen, so hat er ihn dem Verkäufer wie folgt zu zahlen: 
a) am Ort der Niederlassung des Verkäufers oder, 
b) wenn die Zahlung gegen Übergabe der Ware oder von Dokumenten zu leisten ist, an dem Ort, an dem die Übergabe stattfindet. 
(2) Der Verkäufer hat alle mit der Zahlung zusammenhängenden Mehrkosten zu tragen, die durch einen Wechsel seiner Niederlassung nach Vertragsabschluß entstehen 
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Artikel 58 [Zahlungszeit; Zahlung als Bedingung der Übergabe; Untersuchung vor Zahlung] 
(1) Ist der Käufer nicht verpflichtet, den Kaufpreis zu einer bestimmten Zeit zu zahlen, so hat er den Preis zu zahlen, sobald ihm der Verkäufer entweder die Ware oder die Dokumente, die zur Verfügung darüber berechtigen, nach dem Vertrag und diesem Übereinkommen zur Verfügung gestellt hat. Der Verkäufer kann die Übergabe der Ware oder der Dokumente von der Zahlung abhängig machen. 
(2) Erfordert der Vertrag eine Beförderung der Ware, so kann der Verkäufer sie mit der Maßgabe versenden, daß die Ware oder die Dokumente, die zur Verfügung darüber berechtigen, dem Käufer nur gegen Zahlung des Kaufpreises zu übergeben sind. 
(3) Der Käufer ist nicht verpflichtet, den Kaufpreis zu zahlen, bevor er Gelegenheit gehabt hat, die Ware zu untersuchen, es sei denn, die von den Parteien vereinbarten Lieferungs- oder Zahlungsmodalitäten bieten hierzu keine Gelegenheit. 
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Artikel 59 [ Zahlung ohne Aufforderung] 
Der Käufer hat den Kaufpreis zu dem Zeitpunkt, der in dem Vertrag festgesetzt oder nach dem Vertrag und diesem Übereinkommen bestimmbar ist, zu zahlen, ohne daß es einer Aufforderung oder der Einhaltung von Förmlichkeiten seitens des Verkäufers bedarf. 

Abschnitt II. Abnahme 
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Artikel 60 [Begriff der Abnahme] 
Die Pflicht des Käufers zur Abnahme besteht darin, 
a) alle Handlungen vorzunehmen, die vernünftigerweise von ihm erwartet werden können, damit dem Verkäufer die Lieferung ermöglicht wird, und 
b) die Ware zu übernehmen. 

Abschnitt III. Rechtsbehelfe des Verkäufers wegen Vertragsverletzung durch den Käufer 
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Artikel 61 [Rechtsbehelfe des Verkäufers; keine zusätzliche Frist] 
(1) Erfüllt der Käufer eine seiner Pflichten nach dem Vertrag oder diesem Übereinkommen nicht, so kann der Verkäufer 
a) die in Artikel 62 bis 65 vorgesehenen Rechte ausüben; 
b) Schadenersatz nach Artikel 74 bis 77 verlangen. 
(2) Der Verkäufer verliert das Recht, Schadenersatz zu verlangen, nicht dadurch, daß er andere Rechtsbehelfe ausübt. 
(3) Übt der Verkäufer einen Rechtsbehelf wegen Vertragsverletzung aus, so darf ein Gericht oder Schiedsgericht dem Käufer keine zusätzliche Frist gewähren. 

[image: image65.png]


Artikel 62 [Zahlung des Kaufpreises; Abnahme der Ware] 
Der Verkäufer kann vom Käufer verlangen, daß er den Kaufpreis zahlt, die Ware abnimmt sowie seine sonstigen Pflichten erfüllt, es sei denn, daß der Verkäufer einen Rechtsbehelf ausgeübt hat, der mit diesem Verlangen unvereinbar ist. 
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Artikel 63 [Nachfrist] 
(1) Der Verkäufer kann dem Käufer eine angemessene Nachfrist zur Erfüllung seiner Pflichten setzen. 
(2) Der Verkäufer kann vor Ablauf dieser Frist keinen Rechtsbehelf wegen Vertragsverletzung ausüben, außer wenn er vom Käufer die Anzeige erhalten hat, daß dieser seine Pflichten nicht innerhalb der so gesetzten Frist erfüllen wird. Der Verkäufer verliert dadurch jedoch nicht das Recht, Schadenersatz wegen verspäteter Erfüllung zu verlangen. 
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Artikel 64 [Vertragsaufhebung] 
(1) Der Verkäufer kann die Aufhebung des Vertrages erklären, 
a) wenn die Nichterfüllung einer dem Käufer nach dem Vertrag oder diesem Übereinkommen obliegenden Pflicht eine wesentliche Vertragsverletzung darstellt oder 
b) wenn der Käufer nicht innerhalb der vom Verkäufer nach Artikel 63 Absatz 1 gesetzten Nachfrist seine Pflicht zur Zahlung des Kaufpreises oder zur Abnahme der Ware erfüllt oder wenn er erklärt, daß er dies nicht innerhalb der so gesetzten Frist tun wird. 
(2) Hat der Käufer den Kaufpreis gezahlt, so verliert jedoch der Verkäufer sein Recht, die Aufhebung des Vertrages zu erklären, wenn er 
a) im Falle verspäteter Erfullung durch den Käufer die Aufhebung nicht erklärt, bevor er erfahren hat, daß erfüllt worden ist, oder 
b) im Falle einer anderen Vertragsverletzung als verspäteter Erfüllung durch den Käufer die Aufhebung nicht innerhalb einer angemessenen Zeit erklärt, 
i) nachdem der Verkäufer die Vertragsverletzung kannte oder kennen mußte oder 
ii) nachdem eine vom Verkäufer nach Artikel 63 Absatz 1 gesetzte Nachfrist abgelaufen ist oder nachdem der Käufer erklärt hat, daß er seine Pflichten nicht innerhalb der Nachfrist erfüllen wird. 
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Artikel 65 [Spezifizierung durch den Verkäufer] 
(1) Hat der Käufer nach dem Vertrag die Form, die Maße oder andere Merkmale der Ware näher zu bestimmen und nimmt er diese Spezifizierung nicht zu dem vereinbarten Zeitpunkt oder innerhalb einer angemessenen Frist nach Eingang einer Aufforderung durch den Verkäufer vor, so kann der Verkäufer unbeschadet aller ihm zustehenden sonstigen Rechte die Spezifizierung nach den Bedürfnissen des Käufers, soweit ihm diese bekannt sind, selbst vornehmen. 
(2) Nimmt der Verkäufer die Spezifizierung selbst vor, so hat er dem Käufer deren Einzelheiten mitzuteilen und ihm eine angemessene Frist zu setzen, innerhalb deren der Käufer eine abweichende Spezifizierung vornehmen kann. Macht der Käufer nach Eingang einer solchen Mitteilung von dieser Möglichkeit innerhalb der so gesetzten Frist keinen Gebrauch, so ist die vom Verkäufer vorgenommene Spezifizierung verbindlich. 



Kapitel IV. Übergang der Gefahr 
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Artikel 66 [Wirkung des Gefahrübergangs] 
Untergang oder Beschädigung der Ware nach Übergang der Gefahr auf den Käufer befreit diesen nicht von der Pflicht, den Kaufpreis zu zahlen, es sei denn, daß der Untergang oder die Beschädigung auf eine Handlung oder Unterlassung des Verkäufers zurückzuführen ist. 
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Artikel 67 [Gefahrübergang bei Beförderung der Ware] 
(1) Erfordert der Kaufvertrag eine Beförderung der Ware und ist der Verkäufer nicht verpflichtet, sie an einem bestimmten Ort zu übergeben, so geht die Gefahr auf den Käufer über, sobald die Ware gemäß dem Kaufvertrag dem ersten Beförderer zur Übermittlung an den Käufer übergeben wird. Hat der Verkäufer dem Beförderer die Ware an einem bestimmten Ort zu übergeben, so geht die Gefahr erst auf den Käufer über, wenn die Ware dem Beförderer an diesem Ort übergeben wird. Ist der Verkäufer befugt, die Dokumente, die zur Verfügung über die Ware berechtigen, zurückzubehalten, so hat dies keinen Einfluß auf den Übergang der Gefahr. 
(2) Die Gefahr geht jedoch erst auf den Käufer über, wenn die Ware eindeutig dem Vertrag zugeordnet ist, sei es durch an der Ware angebrachte Kennzeichen, durch Beförderungsdokumente, durch eine Anzeige an den Käufer oder auf andere Weise. 
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Artikel 68 [Gefahrübergang bei Verkauf der Ware, die sich auf dem Transport befindet] 
Wird Ware, die sich auf dem Transport befindet, verkauft, so geht die Gefahr im Zeitpunkt des Vertragsabschlusses auf den Käufer über. Die Gefahr wird jedoch bereits im Zeitpunkt der Übergabe der Ware an den Beförderer, der die Dokumente über den Beförderungsvertrag ausgestellt hat, von dem Käufer übernommen, falls die Umstände diesen Schluß nahelegen. Wenn dagegen der Verkäufer bei Abschluß des Kaufvertrages wußte oder wissen mußte, daß die Ware untergegangen oder beschädigt war, und er dies dem Käufer nicht offenbart hat, geht der Untergang oder die Beschädigung zu Lasten des Verkäufers. 
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Artikel 69 [Gefahrübergang in anderen Fällen] 
(1) In den durch Artikel 67 und 68 nicht geregelten Fällen geht die Gefahr auf den Käufer über, sobald er die Ware übernimmt oder, wenn er sie nicht rechtzeitig übernimmt, in dem Zeitpunkt, in dem ihm die Ware zur Verfügung gestellt wird und er durch Nichtabnahme eine Vertragsverletzung begeht. 
(2) Hat jedoch der Käufer die Ware an einem anderen Ort als einer Niederlassung des Verkäufers zu übernehmen, so geht die Gefahr über, sobald die Lieferung fällig ist und der Käufer Kenntnis davon hat, daß ihm die Ware an diesem Ort zur Verfügung steht. 
(3) Betrifft der Vertrag Ware, die noch nicht individualisiert ist, so gilt sie erst dann als dem Käufer zur Verfügung gestellt, wenn sie eindeutig dem Vertrag zugeordnet worden 
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Artikel 70 [Wesentliche Vertragsverletzung und Gefahrübergang] 
Hat der Verkäufer eine wesentliche Vertragsverletzung begangen, so berühren die Artikel 67, 68 und 69 nicht die dem Käufer wegen einer solchen Verletzung zustehenden Rechtsbehelfe. 



Kapitel V. Gemeinsame Bestimmungen über die Pflichten des Verkäufers
und des Käufers 

Abschnitt I. Vorweggenommene Vertragsverletzung und Verträge
über aufeinander folgende Lieferungen 
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Artikel 71 [Verschlechterungseinrede] 
(1) Eine Partei kann die Erfüllung ihrer Pflichten aussetzen, wenn sich nach Vertragsabschluß herausstellt, daß die andere Partei einen wesentlichen Teil ihrer Pflichten nicht erfüllen wird 
a) wegen eines schwerwiegenden Mangels ihrer Fähigkeit, den Vertrag zu erfüllen, oder ihrer Kreditwürdigkeit oder
b) wegen ihres Verhaltens bei der Vorbereitung der Erfüllung oder bei der Erfüllung des Vertrages. 
(2) Hat der Verkäufer die Ware bereits abgesandt, bevor sich die in Absatz 1 bezeichneten Gründe herausstellen, so kann er sich der Übergabe der Ware an den Käufer widersetzen, selbst wenn der Käufer ein Dokument hat, das ihn berechtigt, die Ware zu erlangen. Der vorliegende Absatz betrifft nur die Rechte auf die Ware im Verhältnis zwischen Käufer und Verkäufer. 
(3) Setzt eine Partei vor oder nach der Absendung der Ware die Erfüllung aus, so hat sie dies der anderen Partei sofort anzuzeigen; sie hat die Erfüllung fortzusetzen, wenn die andere Partei für die Erfüllung ihrer Pflichten ausreichende Gewähr gibt. 
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Artikel 72 [Antizipierter Vertragsbruch] 
(1) Ist schon vor dem für die Vertragserfüllung festgesetzten Zeitpunkt offensichtlich, daß eine Partei eine wesentliche Vertragsverletzung begehen wird, so kann die andere Partei die Aufhebung des Vertrages erklären. 
(2) Wenn es die Zeit erlaubt und es nach den Umständen vernünftig ist, hat die Partei, welche die Aufhebung des Vertrages erklären will, dies der anderen Partei anzuzeigen, um ihr zu ermöglichen, für die Erfüllung ihrer Pflichten ausreichende Gewähr zu geben. 
(3) Absatz 2 ist nicht anzuwenden, wenn die andere Partei erklärt hat, daß sie ihre Pflichten nicht erfüllen wird. 

[image: image76.png]


Artikel 73 [Sukzessivlieferungsvertrag; Aufhebung] 
(1) Sieht ein Vertrag aufeinander folgende Lieferungen von Ware vor und begeht eine Partei durch Nichterfüllung einer eine Teillieferung betreffenden Pflicht eine wesentliche Vertragsverletzung in bezug auf diese Teillieferung, so kann die andere Partei die Aufhebung des Vertrages in bezug auf diese Teillieferung erklären. 
(2) Gibt die Nichterfüllung einer eine Teillieferung betreffenden Pflicht durch eine der Parteien der anderen Partei triftigen Grund zu der Annahme, daß eine wesentliche Vertragsverletzung in bezug auf künftige Teillieferungen zu erwarten ist, so kann die andere Partei innerhalb angemessener Frist die Aufhebung des Vertrages für die Zukunft erklären. 
(3) Ein Käufer, der den Vertrag in bezug auf eine Lieferung als aufgehoben erklärt, kann gleichzeitig die Aufhebung des Vertrages in bezug auf bereits erhaltene Lieferungen oder in bezug auf künftige Lieferungen erklären, wenn diese Lieferungen wegen des zwischen ihnen bestehenden Zusammenhangs nicht mehr für den Zweck verwendet werden können, den die Parteien im Zeitpunkt des Vertragsabschlusses in Betracht gezogen haben. 

Abschnitt II. Schadenersatz 
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Artikel 74 [Umfang des Schadenersatzes] 
Als Schadenersatz für die durch eine Partei begangene Vertragsverletzung ist der der anderen Partei infolge der Vertragsverletzung entstandene Verlust, einschließlich des entgangenen Gewinns, zu ersetzen. Dieser Schadenersatz darf jedoch den Verlust nicht übersteigen, den die vertragsbrüchige Partei bei Vertragsabschluß als mögliche Folge der Vertragsverletzung vorausgesehen hat oder unter Berücksichtigung der Umstände, die sie kannte oder kennen mußte, hätte voraussehen müssen. 
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Artikel 75 [Schadensberechnung bei Vertragsaufhebung und Deckungsgeschäft] 
Ist der Vertrag aufgehoben und hat der Käufer einen Deckungskauf oder der Verkäufer einen Deckungsverkauf in angemessener Weise und innerhalb eines angemessenen Zeitraums nach der Aufhebung vorgenommen, so kann die Partei, die Schadenersatz verlangt, den Unterschied zwischen dem im Vertrag vereinbarten Preis und dem Preis des Deckungskaufs oder des Deckungsverkaufs sowie jeden weiteren Schadenersatz nach Artikel 74 verlangen. 
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Artikel 76 [Schadensberechnung bei Vertragsaufhebung ohne Deckungsgeschäft] 
(1) Ist der Vertrag aufgehoben und hat die Ware einen Marktpreis, so kann die Schadenersatz verlangende Partei, wenn sie keinen Deckungskauf oder Deckungsverkauf nach Artikel 75 vorgenommen hat, den Unterschied zwischen dem im Vertrag vereinbarten Preis und dem Marktpreis zur Zeit der Aufhebung sowie jeden weiteren Schadenersatz nach Artikel 74 verlangen. Hat jedoch die Partei, die Schadenersatz verlangt, den Vertrag aufgehoben, nachdem sie die Ware übernommen hat, so gilt der Marktpreis zur Zeit der Übernahme und nicht der Marktpreis zur Zeit der Aufhebung. 
(2) Als Marktpreis im Sinne von Absatz 1 ist maßgebend der Marktpreis, der an dem Ort gilt, an dem die Lieferung der Ware hätte erfolgen sollen, oder, wenn dort ein Marktpreis nicht besteht, der an einem angemessenen Ersatzort geltende Marktpreis; dabei sind Unterschiede in den Kosten der Beförderung der Ware zu berücksichtigen. 
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Artikel 77 [Schadensminderungspflicht des Ersatzberechtigten] 
Die Partei, die sich auf eine Vertragsverletzung beruft, hat alle den Umständen nach angemessenen Maßnahmen zur Verringerung des aus der Vertragsverletzung folgenden Verlusts, einschließlich des entgangenen Gewinns, zu treffen. Versäumt sie dies, so kann die vertragsbrüchige Partei Herabsetzung des Schadenersatzes in Höhe des Betrags verlangen, um den der Verlust hätte verringert werden sollen. 

Abschnitt III. Zinsen 
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Artikel 78 [Zinsen] 
Versäumt eine Partei, den Kaufpreis oder einen anderen fälligen Betrag zu zahlen, so hat die andere Partei für diese Beträge Anspruch auf Zinsen, unbeschadet eines Schadenersatzanspruchs nach Artikel 74. 

Abschnitt IV. Befreiungen 
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Artikel 79 [Hinderungsgrund außerhalb des Einflußbereichs des Schuldners] 
(1) Eine Partei hat für die Nichterfüllung einer ihrer Pflichten nicht einzustehen, wenn sie beweist, daß die Nichterfüllung auf einem außerhalb ihres Einflußbereichs liegenden Hinderungsgrund beruht und daß von ihr vernünftigerweise nicht erwartet werden konnte, den Hinderungsgrund bei Vertragsabschluß in Betracht zu ziehen oder den Hinderungsgrund oder seine Folgen zu vermeiden oder zu überwinden. 
(2) Beruht die Nichterf&uumlllung einer Partei auf der Nichterfüllung durch einen Dritten, dessen sie sich zur völligen oder teilweisen Vertragserfüllung bedient, so ist diese Partei von der Haftung nur befreit,
a) wenn sie nach Absatz 1 befreit ist und
b) wenn der Dritte selbst ebenfalls nach Absatz 1 befreit wäre, sofern Absatz 1 auf ihn Anwendung fände. 
(3) Die in diesem Artikel vorgesehene Befreiung gilt für die Zeit, während der der Hinderungsgrund besteht. 
(4) Die Partei, die nicht erfüllt, hat den Hinderungsgrund und seine Auswirkung auf ihre Fähigkeit zu erfüllen der anderen Partei mitzuteilen. Erhält die andere Partei die Mitteilung nicht innerhalb einer angemessenen Frist, nachdem die nicht erfüllende Partei den Hinderungsgrund kannte oder kennen mußte, so haftet diese für den aus dem Nichterhalt entstehenden Schaden. 
(5) Dieser Artikel hindert die Parteien nicht, ein anderes als das Recht auszuüben, Schadenersatz nach diesem Übereinkommen zu verlangen. 
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Artikel 80 [Verursachung der Nichterfüllung durch die andere Partei] 
Eine Partei kann sich auf die Nichterfüllung von Pflichten durch die andere Partei nicht berufen, soweit diese Nichterfüllung durch ihre Handlung oder Unterlassung verursacht wurde. 

Abschnitt V. Wirkungen der Aufhebung 
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Artikel 81 [Erlöschen der Leistungspflichten; Rückgabe des Geleisteten] 
(1) Die Aufhebung des Vertrages befreit beide Parteien von ihren Vertragspflichten, mit Ausnahme etwaiger Schadenersatzpflichten. Die Aufhebung berührt nicht Bestimmungen des Vertrages über die Beilegung von Streitigkeiten oder sonstige Bestimmungen des Vertrages, welche die Rechte und Pflichten der Parteien nach Vertragsaufhebung regeln. 
(2) Hat eine Partei den Vertrag ganz oder teilweise erfüllt, so kann sie Rückgabe des von ihr Geleisteten von der anderen Partei verlangen. Sind beide Parteien zur Rückgabe verpflichtet, so sind die Leistungen Zug um Zug zurückzugeben. 

[image: image85.png]


Artikel 82 [Verlust der Rechte auf Vertragsaufhebung oder Ersatzlieferung wegen Unmöglichkeit der Rückgabe im ursprünglichen Zustand] 
(1) Der Käufer verliert das Recht, die Aufhebung des Vertrages zu erklären oder vom Verkäufer Ersatzlieferung zu verlangen, wenn es ihm unmöglich ist, die Ware im wesentlichen in dem Zustand zurückzugeben, in dem er sie erhalten hat. 
(2) Absatz 1 findet keine Anwendung, 
a) wenn die Unmöglichkeit, die Ware zurückzugeben oder sie im wesentlichen in dem Zustand zurückzugeben, in dem der Käufer sie erhalten hat, nicht auf einer Handlung oder Unterlassung des Käufers beruht,
b) wenn die Ware ganz oder teilweise infolge der in Artikel 38 vorgesehenen Untersuchung untergegangen oder verschlechtert worden ist oder 
c) wenn der Käufer die Ware ganz oder teilweise im normalen Geschäftsverkehr verkauft oder der normalen Verwendung entsprechend verbraucht oder verändert hat, bevor er die Vertragswidrigkeit entdeckt hat oder hätte entdecken müssen. 
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Artikel 83 [Fortbestand anderer Rechte des Käufers] 
Der Käufer, der nach Artikel 82 das Recht verloren hat, die Aufhebung des Vertrages zu erklären oder vom Verkäufer Ersatzlieferung zu verlangen, behält alle anderen Rechtsbchelfe, die ihm nach dem Vertrag und diesem Übereinkommen zustehen. 
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Artikel 84 [Ausgleich von Vorteilen im Falle der Rückabwicklung] 
(1) Hat der Verkäufer den Kaufpreis zurückzuzahlen, so hat er außerdem vom Tag der Zahlung an auf den Betrag Zinsen zu zahlen. 
(2) Der Käufer schuldet dem Verkäufer den Gegenwert aller Vorteile, die er aus der Ware oder einem Teil der Ware gezogen hat,
a) wenn er die Ware ganz oder teilweise zurückgeben muß oder 
b) wenn es ihm unmöglich ist, die Ware ganz oder teilweise zurückzugeben oder sie ganz oder teilweise im wesentlichen in dem Zustand zurückzugeben, in dem er sie erhalten hat, er aber dennoch die Aufhebung des Vertrages erklärt oder vom Verkäufer Ersatzlieferung verlangt hat. 

Abschnitt VI. Erhaltung der Ware 

[image: image88.png]


Artikel 85 [Pflicht des Verkäufers zur Erhaltung der Ware] 
Nimmt der Käufer die Ware nicht rechtzeitig ab oder versäumt er, falls Zahlung des Kaufpreises und Lieferung der Ware Zug um Zug erfolgen sollen, den Kaufpreis zu zahlen, und hat der Verkäufer die Ware noch in Besitz oder ist er sonst in der Lage, über sie zu verfügen, so hat der Verkäufer die den Umständen angemessenen Maßnahmen zu ihrer Erhaltung zu treffen. Er ist berechtigt, die Ware zurückzubehalten, bis ihm der Käufer seine angemessenen Aufwendungen erstattet hat. 
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Artikel 86 [Pflicht des Käufers zur Inbesitznahme und Erhaltung der Ware] 
(1) Hat der Käufer die Ware empfangen und beabsichtigt er, ein nach dem Vertrag oder diesem Übereinkommen bestehendes Zurückweisungsrecht auszuüben, so hat er die den Umständen angemessenen Maßnahmen zu ihrer Erhaltung zu treffen. Er ist berechtigt, die Ware zurückzubehalten, bis ihm der Verkäufer seine angemessenen Aufwendungen erstattet hat. 
(2) Ist die dem Käufer zugesandte Ware ihm am Bestimmungsort zur Verfügung gestellt worden und übt er das Recht aus, sie zurückzuweisen, so hat er sie für Rechnung des Verkäufers in Besitz zu nehmen, sofern dies ohne Zahlung des Kaufpreises und ohne unzumutbare Unannehmlichkeiten oder unverhältnismäßige Kosten möglich ist. Dies gilt nicht, wenn der Verkäufer oder eine Person, die befugt ist, die Ware für Rechnung des Verkäufers in Obhut zu nehmen, am Bestimmungsort anwesend ist. Nimmt der Käufer die Ware nach diesem Absatz in Besitz, so werden seine Rechte und Pflichten durch Absatz 1 geregelt. 
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Artikel 87 [Einlagerung bei Dritten] 
Eine Partei, die Maßnahmen zur Erhaltung der Ware zu treffen hat, kann die Ware auf Kosten der anderen Partei in den Lagerräumen eines Dritten einlagern, sofern daraus keine unverhältnismäßigen Kosten entstehen. 
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Artikel 88 [Selbsthilfeverkauf] 
(1) Eine Partei, die nach Artikel 85 oder 86 zur Erhaltung der Ware verpflichtet ist, kann sie auf jede geeignete Weise verkaufen, wenn die andere Partei die Inbesitznahme oder die Rücknahme der Ware oder die Zahlung des Kaufpreises oder der Erhaltungskosten ungebührlich hinauszögert, vorausgesetzt, daß sie der anderen Partei ihre Verkaufsabsicht in vernünftiger Weise angezeigt hat. 
(2) Ist die Ware einer raschen Verschlechterung ausgesetzt oder würde ihre Erhaltung unverhältnismäßige Kosten verursachen, so hat die Partei, der nach Artikel 85 oder 86 die Erhaltung der Ware obliegt, sich in angemessener Weise um ihren Verkauf zu bemühen. Soweit möglich hat sie der anderen Partei ihre Verkaufsabsicht anzuzeigen. 
(3) Hat eine Partei die Ware verkauft, so kann sie aus dem Erlös des Verkaufs den Betrag behalten, der den angemessenen Kosten der Erhaltung und des Verkaufs der Ware entspricht. Den Überschuß schuldet sie der anderen Partei. 



Teil IV. Schlußbestimmungen 
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Artikel 89 [Depositar] 
Der Generalsekretär der Vereinten Nationen wird hiermit zum Verwahrer dieses Übereinkommens bestimmt. 
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Artikel 90 [Verhältnis zu anderen völkerrechtlichen Vereinbarungen] 
Dieses Übereinkommen geht bereits geschlossenen oder in Zukunft zu schließenden völkerrechtlichen Übereinkünften, die Bestimmungen über in diesem Übereinkommen geregelte Gegenstände enthalten, nicht vor, sofern die Parteien ihre Niederlassung in Vertragsstaaten einer solchen Übereinkunft haben. 
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Artikel 91 [Unterzeichnung; Ratifikation; Annahme; Genehmigung; Beitritt] 
(1) Dieses Übereinkommen liegt in der Schlußsitzung der Konferenz der Vereinten Nationen über Verträge über den internationalen Warenkauf zur Unterzeichnung auf und liegt dann bis 30. September 1981 am Sitz der Vereinten Nationen in New York für alle Staaten zur Unterzeichnung auf. 
(2) Dieses Übereinkommen bedarf der Ratifikation, Annahme oder Genehmigung durch die Unterzeichnerstaaten. 
(3) Dieses Übereinkommen steht allen Staaten, die nicht Unterzeichnerstaaten sind, von dem Tag an zum Beitritt offen, an dem es zur Unterzeichnung aufgelegt wird. 
(4) Die Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- und Beitrittsurkunden werden beim Generalsekretär der Vereinten Nationen hinterlegt. 
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Artikel 92 [Teilweise Ratifikation, Annahme, Genehmigung oder Beitritt] 
(1) Ein Vertragsstaat kann bei der Unterzeichnung, der Ratifikation, der Annahme, der Genehmigung oder dem Beitritt erklären, daß Teil II dieses Übereinkommens für ihn nicht verbindlich ist oder daß Teil III dieses Übereinkommens für ihn nicht verbindlich ist. 
(2) Ein Vertragsstaat, der eine Erklärung nach Absatz 1 zu Teil II oder Teil III dieses Übereinkommens abgegeben hat, ist hinsichtlich solcher Gegenstände, die durch den Teil geregelt werden, auf den sich die Erklärung bezieht, nicht als Vertragsstaat im Sinne des Artikels 1 Absatz 1 zu betrachten. 
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Artikel 93 [Föderative Staaten] 
(1) Ein Vertragsstaat, der zwei oder mehr Gebietseinheiten umfaßt, in denen nach seiner Verfassung auf die in diesem Übereinkommen geregelten Gegenstände unterschiedliche Rechtsordnungen angewendet werden, kann bei der Unterzeichnung, der Ratifikation, der Annahme, der Genehmigung oder dem Beitritt erklären, daß dieses Übereinkommen sich auf alle seine Gebietseinheiten oder nur auf eine oder mehrere derselben erstreckt; er kann seine Erklärung jederzeit durch eine neue Erklärung ändern. 
(2) Die Erklärungen sind dem Verwahrer zu notifizieren und haben ausdrücklich anzugeben, auf welche Gebietseinheiten das Übereinkommen sich erstreckt. 
(3) Erstreckt sich das Übereinkommen aufgrund einer Erklärung nach diesem Artikel auf eine oder mehrere, jedoch nicht auf alle Gebietseinheiten eines Vertragsstaats und liegt die Niederlassung einer Partei in diesem Staat, so wird diese Niederlassung im Sinne dieses Übereinkommens nur dann als in einem Vertragsstaat gelegen betrachtet, wenn sie in einer Gebietseinheit liegt, auf die sich das Übereinkommen erstreckt. 
(4) Gibt ein Vertragsstaat keine Erklärung nach Absatz 1 ab, so erstreckt sich das Übereinkommen auf alle Gebietseinheiten dieses Staates. 
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Artikel 94 [Erklärung über Nichtanwendung der Konvention] 
(1) Zwei oder mehr Vertragsstaaten, welche gleiche oder einander sehr nahekommende Rechtsvorschriften für Gegenstände haben, die in diesem Übereinkommen geregelt werden, können jederzeit erklären, daß das Übereinkommen auf Kaufverträge und ihren Abschluß keine Anwendung findet, wenn die Parteien ihre Niederlassung in diesen Staaten haben. Solche Erklärungen können als gemeinsame oder als aufeinander bezogene einseitige Erklärungen abgegeben werden. 
(2) Hat ein Vertragsstaat für Gegenstände, die in diesem Übereinkommen geregelt werden, Rechtsvorschriften, die denen eines oder mehrerer Nichtvertragsstaaten gleich sind oder sehr nahekommen, so kann er jederzeit erklären, daß das Übereinkommen auf Kaufverträge oder ihren Abschluß keine Anwendung findet, wenn die Parteien ihre Niederlassung in diesen Staaten haben. 
(3) Wird ein Staat, auf den sich eine Erklärung nach Absatz 2 bezieht, Vertragsstaat, so hat die Erklärung von dem Tag an, an dem das Übereinkommen für den neuen Vertragsstaat in Kraft tritt, die Wirkung einer nach Absatz 1 abgegebenen Erklärung, vorausgesetzt, daß der neue Vertragsstaat sich einer solchen Erklärung anschließt oder eine darauf bezogene einseitige Erklärung abgibt. 
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Artikel 95 [Erklärung zum Ausschluß der Anwendung des Artikel 1 I b)] 
Jeder Staat kann bei der Hinterlegung seiner Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde erklären, daß Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe b für ihn nicht verbindlich ist. 
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Artikel 96 [Erklärung zur Schriftform] 
Ein Vertragsstaat, nach dessen Rechtsvorschriften Kaufverträge schriftlich zu schließen oder nachzuweisen sind, kann jederzeit eine Erklärung nach Artikel 12 abgeben, daß die Bestimmungen der Artikel 11 und 29 oder des Teils II dieses Übereinkommens, die für den Abschluß eines Kaufvertrages, seine Änderung oder Aufhebung durch Vereinbarung oder für ein Angebot, eine Annahme oder eine sonstige Willenserklärung eine andere als die schriftliche Form gestatten, nicht gelten, wenn eine Partei ihre Niederlassung in diesem Staat hat. 
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Artikel 97 [Wirksamkeitsvoraussetzungen einer Vorbehaltserklärung] 
(1) Erklärungen, die nach diesem Übereinkommen bei der Unterzeichnung abgegeben werden, bedürfen der Bestätigung bei der Ratifikation, Annahme oder Genehmigung. 
(2) Erklärungen und Bestätigungen von Erklärungen bedürfen der Schriftform und sind dem Verwahrer zu notifizieren. 
(3) Eine Erklärung wird gleichzeitig mit dem Inkrafttreten dieses Übereinkommens für den betreffenden Staat wirksam. Eine Erklärung, die dem Verwahrer nach diesem Inkrafttreten notifiziert wird, tritt jedoch am ersten Tag des Monats in Kraft, der auf einen Zeitabschnitt von sechs Monaten nach ihrem Eingang beim Verwahrer folgt. Aufeinander bezogene einseitige Erklärungen nach Artikel 94 werden am ersten Tag des Monats wirksam, der auf einen Zeitabschnitt von sechs Monaten nach Eingang der letzten Erklärung beim Verwahrer folgt. 
(4) Ein Staat, der eine Erklärung nach diesem Übereinkommen abgibt, kann sie jederzeit durch eine an den Verwahrer gerichtete schriftliche Notifikation zurücknehmen. Eine solche Rücknahme wird am ersten Tag des Monats wirksam, der auf einen Zeitabschnitt von sechs Monaten nach Eingang der Notifikation beim Verwahrer folgt. 
(5) Die Rücknahme einer nach Artikel 94 abgegebenen Erklärung macht eine von einem anderen Staat nach Artikel 94 abgegebene, darauf bezogene Erklärung von dem Tag an unwirksam, an dem die Rücknahme wirksam wird. 
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Artikel 98 [Zulässigkeit von Vorbehalten] 
Vorbehalte sind nur zulässig, soweit sie in diesem Übereinkommen ausdrücklich für zulässig erklärt werden. 
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Artikel 99 [Zeitpunkt des Inkrafttretens] 
(1) Vorbehaltlich des Absatzes 6 tritt dieses Übereinkommen am ersten Tag des Monats in Kraft, der auf einen Zeitabschnitt von zwölf Monaten nach Hinterlegung der zehnten Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde einschließlich einer Urkunde, die eine nach Artikel 92 abgegebene Erklärung enthält, folgt. 
(2) Wenn ein Staat dieses Übereinkommen nach Hinterlegung der zehnten Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde ratifiziert, annimmt, genehmigt oder ihm beitritt, tritt dieses Übereinkommen mit Ausnahme des ausgeschlossenen Teils für diesen Staat vorbehaltlich des Absatzes 6 am ersten Tag des Monats in Kraft, der auf einen Zeitabschnitt von zwölf Monaten nach Hinterlegung seiner Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde folgt. 
(3) Ein Staat, der dieses Übereinkommen ratifiziert, annimmt, genehmigt oder ihm beitritt und Vertragspartei des Haager Übereinkommens vom 1. Juli 1964 zur Einführung eines Einheitlichen Gesetzes über den Abschluß von internationalen Kaufverträgen über bewegliche Sachen (Haager Abschlußübereinkommen von 1964) oder des Haager Übereinkommens vom 1. Juli 1964 zur Einführung eines Einheitlichen Gesetzes über den internationalen Kauf beweglicher Sachen (Haager Kaufrechtsübereinkommen von 1964) ist, kündigt gleichzeitig das Haager Kaufrechtsübereinkommen von 1964 oder das Haager Abschlußübereinkommen von 1964 oder gegebenenfalls beide Übereinkommen, indem er der Regierung der Niederlande die Kündigung notifiziert. 
(4) Eine Vertragspartei des Haager Kaufrechtsübereinkommens von 1964, die das vorliegende Übereinkommen ratifiziert, annimmt, genehmigt oder ihm beitritt und nach Artikel 92 erklärt oder erklärt hat, daß Teil II dieses Übereinkommens für sie nicht verbindlich ist, kündigt bei der Ratifikation, der Annahme, der Genehmigung oder dem Beitritt das Haager Kaufrechtsübereinkommen von 1964, indem sie der Regierung der Niederlande die Kündigung notifiziert. 
(5) Eine Vertragspartei des Haager Abschlußübereinkommens von 1964, die das vorliegende Übereinkommen ratifiziert, annimmt, genehmigt oder ihm beitritt und nach Artikel 92 erklärt oder erklärt hat, daß Teil III dieses Übereinkommens für sie nicht verbindlich ist, kündigt bei der Ratifikation, der Annahme, der Genehmigung oder dem Beitritt das Haager Abschlußübereinkommen von 1964, indem sie der Regierung der Niederlande die Kündigung notifiziert. 
(6) Für die Zwecke dieses Artikels werden Ratifikationen, Annahmen, Genehmigungen und Beitritte bezüglich dieses Übereinkommens, die von Vertragsparteien des Haager Abschlußübereinkommens von 1964 oder des Haager Kaufrechtsübereinkommens von 1964 vorgenommen werden, erst wirksam, nachdem die erforderlichen Kündigungen durch diese Staaten bezüglich der genannten Übereinkommen selbst wirksam geworden sind. Der Verwahrer dieses Übereinkommens setzt sich mit der Regierung der Niederlande als Verwahrer der Übereinkommen von 1964 in Verbindung, um die hierfür notwendige Koordinierung sicherzustellen. 
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Artikel 100 [Zeitlicher Geltungsbereich] 
(1) Dieses Übereinkommen findet auf den Abschluß eines Vertrages nur Anwendung, wenn das Angebot zum Vertragsabschluß an oder nach dem Tag gemacht wird, an dem das Übereinkommen für die in Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe a genannten Vertragsstaaten oder den in Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe b genannten Vertragsstaat in Kraft tritt. 
(2) Dieses Übereinkommen findet nur auf Verträge Anwendung, die an oder nach dem Tag geschlossen werden, an dem das Übereinkommen für die in Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe a genannten Vertragsstaaten oder den in Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe b genannten Vertragsstaat in Kraft tritt. 
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Artikel 101 [Kündigung des Übereinkommens] 
(1) Ein Vertragsstaat kann dieses Übereinkommen oder dessen Teil II oder Teil III durch eine an den Verwahrer gerichtete schriftliche Notifikation kündigen. 
(2) Eine Kündigung wird am ersten Tag des Monats wirksam, der auf einen Zeitabschnitt von zwölf Monaten nach Eingang der Notifikation beim Verwahrer folgt. Ist in der Notifikation eine längere Kündigungsfrist angegeben, so wird die Kündigung nach Ablauf dieser längeren Frist nach Eingang der Notifikation beim Verwahrer wirksam. 



Geschehen zu Wien am 11. April 1980 in einer Urschrift in arabischer, chinesischer, englischer, französischer, russischer und spanischer Sprache, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 

Zu Urkund dessen haben die unterzeichneten, hierzu von ihren Regierungen gehörig befugten Bevollmächtigten dieses Übereinkommen unterschrieben

Anhang 3 EuVTVO 

EuVTVO

KAPITEL I 

GEGENSTAND, ANWENDUNGSBEREICH UND

BEGRIFFSBESTIMMUNGEN

Artikel 1 

Gegenstand 

Mit dieser Verordnung wird ein Europäischer Vollstreckungstitel für unbestrittene Forderungen eingeführt, um durch die Festlegung von Mindestvorschriften den freien Verkehr von Entscheidungen, gerichtlichen Vergleichen und öffentlichen Urkunden in allen Mitgliedstaaten zu ermöglichen, ohne dass im Vollstreckungsmitgliedstaat ein Zwischenverfahren vor der Anerkennung und Vollstreckung angestrengt werden muss. 

Artikel 2 

Anwendungsbereich 

(1) Diese Verordnung ist in Zivil-und Handelssachen anzuwenden, ohne dass es auf die Art der Gerichtsbarkeit ankommt. Sie erfasst insbesondere nicht Steuer-und Zollsachen, verwaltungsrechtliche Angelegenheiten sowie die Haftung des Staates für Handlungen oder Unterlassungen im Rahmen der Ausübung hoheitlicher Rechte („acta jure imperii“). 

(2) Diese Verordnung ist nicht anzuwenden auf 

a) den Personenstand, die Rechtsund Handlungsfähigkeit sowie die gesetzliche Vertretung von natürlichen Personen, die ehelichen Güterstände, das Gebiet des Erbrechts einschließlich des Testamentsrechts; 

b) Konkurse, Vergleiche und ähnliche Verfahren; 

c) die soziale Sicherheit; 

d) die Schiedsgerichtsbarkeit. 

(3) In dieser Verordnung bedeutet der Begriff „Mitgliedstaaten“ die Mitgliedstaaten mit Ausnahme Dänemarks. 

Artikel 3 

Vollstreckungstitel, die als Europäischer Vollstreckungstitel bestätigt werden 

(1) Diese Verordnung gilt für Entscheidungen, gerichtliche Vergleiche und öffentliche Urkunden über unbestrittene Forderungen. Eine Forderung gilt als „unbestritten“, wenn 

a) der Schuldner ihr im gerichtlichen Verfahren ausdrücklich durch Anerkenntnis oder durch einen von einem Gericht gebilligten oder vor einem Gericht im Laufe eines Verfahrens geschlossenen Vergleich zugestimmt hat oder 

b) der Schuldner ihr im gerichtlichen Verfahren zu keiner Zeit nach den maßgeblichen Verfahrensvorschriften des Rechts des Ursprungsmitgliedstaats widersprochen hat oder 

c) der Schuldner zu einer Gerichtsverhandlung über die Forderung nicht erschienen oder dabei nicht vertreten worden ist, nachdem er zuvor im gerichtlichen Verfahren der Forderung widersprochen hatte, sofern ein solches Verhalten nach dem Recht des Ursprungsmitgliedstaats als stillschweigendes Zugeständnis der Forderung oder des vom Gläubiger behaupteten Sachverhalts anzusehen ist oder 

d) der Schuldner die Forderung ausdrücklich in einer öffentlichen Urkunde anerkannt hat.

(2) Diese Verordnung gilt auch für Entscheidungen, die nach Anfechtung von als Europäischer Vollstreckungstitel bestätigten Entscheidungen, gerichtlichen Vergleichen oder öffentlichen Urkunden ergangen sind. 

Artikel 4 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieser Verordnung gelten folgende Begriffsbestimmungen: 

1. „Entscheidung“: jede von einem Gericht eines Mitgliedstaats erlassene Entscheidung ohne Rücksicht auf ihre Bezeichnung wie Urteil, Beschluss, Zahlungsbefehl oder Vollstreckungsbescheid, einschließlich des Kostenfestsetzungsbeschlusses eines Gerichtsbediensteten. 

2. „Forderung“: eine Forderung auf Zahlung einer bestimmten Geldsumme, die fällig ist oder deren Fälligkeitsdatum in der Entscheidung, dem gerichtlichen Vergleich oder der öffentlichen Urkunde angegeben ist. 

3. „Öffentliche Urkunde“: 

a) ein Schriftstück, das als öffentliche Urkunde aufgenommen oder registriert worden ist, wobei die Beurkundung 

i) sich auf die Unterschrift und den Inhalt der Urkunde bezieht und 

ii) von einer Behörde oder einer anderen von dem Ursprungsmitgliedstaat hierzu ermächtigten Stelle 

vorgenommen worden ist; 

oder 

b) eine vor einer Verwaltungsbehörde geschlossene oder von ihr beurkundete Unterhaltsvereinbarung oder -verpflichtung. 

4. „Ursprungsmitgliedstaat“: der Mitgliedstaat, in dem eine Entscheidung ergangen ist, ein gerichtlicher Vergleich gebilligt oder geschlossen oder eine öffentliche Urkunde ausgestellt wurde und in dem diese als Europäischer Vollstreckungstitel zu bestätigen sind. 

5. „Vollstreckungsmitgliedstaat“: der Mitgliedstaat, in dem die Vollstreckung der/des als Europäischer Vollstreckungstitel bestätigten Entscheidung, gerichtlichen Vergleichs oder öffentlichen Urkunde betrieben wird. 

6. „Ursprungsgericht“: das Gericht, das mit dem Verfahren zum Zeitpunkt der Erfüllung der Voraussetzungen nach Artikel 3 Absatz 1 Buchstaben a), b), und c) befasst war. 

7. Bei den summarischen Mahnverfahren in Schweden (betalningsföreläggande) umfasst der Begriff „Gericht“ auch die schwedische kronofogdemyndighet (Amt für Beitreibung). 

KAPITEL II 

DER EUROPÄISCHE VOLLSTRECKUNGSTITEL 

Artikel 5 

Abschaffung des Vollstreckbarerklärungsverfahrens 

Eine Entscheidung, die im Ursprungsmitgliedstaat als Europäischer Vollstreckungstitel bestätigt worden ist, wird in den anderen Mitgliedstaaten anerkannt und vollstreckt, ohne dass es einer Vollstreckbarerklärung bedarf und ohne dass die Anerkennung angefochten werden kann. 

Artikel 6 

Voraussetzungen für die Bestätigung als Europäischer Vollstreckungstitel

(1) Eine in einem Mitgliedstaat über eine unbestrittene Forderung ergangene Entscheidung wird auf jederzeitigen Antrag an das Ursprungsgericht als Europäischer Vollstreckungstitel bestätigt, wenn 

a) die Entscheidung im Ursprungsmitgliedstaat vollstreckbar ist, und 

b) die Entscheidung nicht im Widerspruch zu den Zuständigkeitsregeln in Kapitel II Abschnitte 3 und 6 der Verordnung (EG) Nr. 44/2001 steht, und 

c) das gerichtliche Verfahren im Ursprungsmitgliedstaat im Fall einer unbestrittenen Forderung im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b) oder c) den Voraussetzungen des Kapitels III entsprochen hat, und 

d) die Entscheidung in dem Mitgliedstaat ergangen ist, in dem der Schuldner seinen Wohnsitz im Sinne von Artikel 59 der Verordnung (EG) Nr. 44/2001 hat, sofern 
— die Forderung unbestritten im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b) oder c) ist, 

— sie einen Vertrag betrifft, den eine Person, der Verbraucher, zu einem Zweck geschlossen hat, der nicht der beruflichen oder gewerblichen Tätigkeit dieser Person zugerechnet werden kann und 

— der Schuldner der Verbraucher ist. 

(2) Ist eine als Europäischer Vollstreckungstitel bestätigte Entscheidung nicht mehr vollstreckbar oder wurde ihre Vollstreckbarkeit ausgesetzt oder eingeschränkt, so wird auf jederzeitigen Antrag an das Ursprungsgericht unter Verwendung des Formblatts in Anhang IV eine Bestätigung der Nichtvollstreckbarkeit bzw. der Beschränkung der Vollstreckbarkeit ausgestellt. 

Umfasst eine Entscheidung eine vollstreckbare Entscheidung über die Höhe der mit dem gerichtlichen Verfahren verbundenen Kosten, einschließlich Zinsen, wird sie auch hinsichtlich dieser Kosten als Europäischer Vollstreckungstitel bestätigt, es sei denn, der Schuldner hat im gerichtlichen Verfahren nach den Rechtsvorschriften des Ursprungsmitgliedstaats der Verpflichtung zum Kostenersatz ausdrücklich widersprochen. 

Artikel 8 

Teilbarkeit der Bestätigung als Europäischer Vollstreckungstitel

Wenn die Entscheidung die Voraussetzungen dieser Verordnung nur in Teilen erfüllt, so wird die Bestätigung als Europäischer Vollstreckungstitel nur für diese Teile ausgestellt. 

Artikel 9 

Ausstellung der Bestätigung als Europäischer Vollstreckungstitel

(1) Die Bestätigung als Europäischer Vollstreckungstitel wird unter Verwendung des Formblatts in Anhang I ausgestellt. 

(2) Die Bestätigung als Europäischer Vollstreckungstitel wird in der Sprache ausgestellt, in der die Entscheidung abgefasst ist. 

Artikel 10 

Berichtigung oder Widerruf der Bestätigung als Europäischer Vollstreckungstitel

(1) Die Bestätigung als Europäischer Vollstreckungstitel wird auf Antrag an das Ursprungsgericht 

a) berichtigt, wenn die Entscheidung und die Bestätigung aufgrund eines materiellen Fehlers voneinander abweichen; 

b) widerrufen, wenn sie hinsichtlich der in dieser Verordnung festgelegten Voraussetzungen eindeutig zu Unrecht erteilt wurde. 

(2) Für die Berichtigung oder den Widerruf der Bestätigung als Europäischer Vollstreckungstitel ist das Recht des Ursprungsmitgliedstaats maßgebend. 

(3) Die Berichtigung oder der Widerruf der Bestätigung als Europäischer Vollstreckungstitel können unter Verwendung des Formblatts in Anhang VI beantragt werden. 

(4) Gegen die Ausstellung einer Bestätigung als Europäischer Vollstreckungstitel ist kein Rechtsbehelf möglich. 

Artikel 11 

Wirkung der Bestätigung als Europäischer Vollstreckungstitel 

Die Bestätigung als Europäischer Vollstreckungstitel entfaltet Wirkung nur im Rahmen der Vollstreckbarkeit der Entscheidung. 

KAPITEL III 

MINDESTVORSCHRIFTEN FÜR VERFAHREN ÜBER 

UNBESTRITTENE FORDERUNGEN 

Artikel 12 

Anwendungsbereich der Mindestvorschriften 

(1) Eine Entscheidung über eine unbestrittene Forderung im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b) oder c) kann nur dann als Europäischer Vollstreckungstitel bestätigt werden, wenn das gerichtliche Verfahren im Ursprungsmitgliedstaat den verfahrensrechtlichen Erfordernissen nach diesem Kapitel genügt hat. 

(2) Dieselben Erfordernisse gelten auch für die Ausstellung der Bestätigung als Europäischer Vollstreckungstitel oder einer Ersatzbestätigung im Sinne des Artikels 6 Absatz 3 für eine Entscheidung, die nach Anfechtung einer Entscheidung ergangen ist, wenn zum Zeitpunkt dieser Entscheidung die Bedingungen nach Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b) oder c) erfüllt sind. 

Artikel 13 

Zustellung mit Nachweis des Empfangs durch den Schuldner 

(1) Das verfahrenseinleitende Schriftstück oder ein gleichwertiges Schriftstück kann dem Schuldner wie folgt zugestellt worden sein: 

a) durch persönliche Zustellung, bei der der Schuldner eine Empfangsbestätigung unter Angabe des Empfangsdatums unterzeichnet, oder 

b) durch persönliche Zustellung, bei der die zuständige Person, die die Zustellung vorgenommen hat, ein Dokument unterzeichnet, in dem angegeben ist, dass der Schuldner das Schriftstück erhalten hat oder dessen Annahme unberechtigt verweigert hat und an welchem Datum die Zustellung erfolgt ist, oder 

c) durch postalische Zustellung, bei der der Schuldner die Empfangsbestätigung unter Angabe des Empfangsdatums unterzeichnet und zurückschickt, oder 

d) durch elektronische Zustellung wie beispielsweise per Fax oder E-Mail, bei der der Schuldner eine Empfangsbestätigung unter Angabe des Empfangsdatums unterzeichnet und zurückschickt. 

(2) Eine Ladung zu einer Gerichtsverhandlung kann dem Schuldner gemäß Absatz 1 zugestellt oder mündlich in einer vorausgehenden Verhandlung über dieselbe Forderung bekannt gemacht worden sein, wobei dies im Protokoll dieser Verhandlung festgehalten sein muss. 

Artikel 14 

Zustellung ohne Nachweis des Empfangs durch den Schuldner

(1) Das verfahrenseinleitende Schriftstück oder ein gleichwertiges Schriftstück sowie eine Ladung zu einer Gerichtsverhandlung kann dem Schuldner auch in einer der folgenden Formen zugestellt worden sein: 

a) persönliche Zustellung unter der Privatanschrift des Schuldners an eine in derselben Wohnung wie der Schuldner lebende Person oder an eine dort beschäftigte Person; 

b) wenn der Schuldner Selbstständiger oder eine juristische Person ist, persönliche Zustellung in den Geschäftsräumen des Schuldners an eine Person, die vom Schuldner beschäftigt wird; 

c) Hinterlegung des Schriftstücks im Briefkasten des Schuldners; 

d) Hinterlegung des Schriftstücks beim Postamt oder bei den zuständigen Behörden mit entsprechender schriftlicher Benachrichtigung im Briefkasten des Schuldners , sofern in der schriftlichen Benachrichtigung das Schriftstück eindeutig als gerichtliches Schriftstück bezeichnet oder darauf hingewiesen wird, dass die Zustellung durch die Benachrichtigung als erfolgt gilt und damit Fristen zu laufen beginnen; 

e) postalisch ohne Nachweis gemäß Absatz 3, wenn der Schuldner seine Anschrift im Ursprungsmitgliedstaat hat; 

f) elektronisch, mit automatisch erstellter Sendebestätigung, sofern sich der Schuldner vorab ausdrücklich mit dieser Art der Zustellung einverstanden erklärt hat. 

(2) Für die Zwecke dieser Verordnung ist eine Zustellung gemäß Absatz 1 nicht zulässig, wenn die Anschrift des Schuldners nicht mit Sicherheit ermittelt werden kann. 

(3) Die Zustellung nach Absatz 1 Buchstaben a) bis d) wird bescheinigt durch 

a) ein von der zuständigen Person, die die Zustellung vorgenommen hat, unterzeichnetes Schriftstück mit den folgenden Angaben: 

i) die gewählte Form der Zustellung und 

ii) das Datum der Zustellung sowie, 

iii) falls das Schriftstück einer anderen Person als dem Schuldner zugestellt wurde, der Name dieser Person und die Angabe ihres Verhältnisses zum Schuldner, 

oder 

b) eine Empfangsbestätigung der Person, der das Schriftstück zugestellt wurde, für die Zwecke von Absatz 1 Buchstaben a) und b). 

Artikel 15 

Zustellung an die Vertreter des Schuldners 

Die Zustellung gemäß Artikel 13 oder Artikel 14 kann auch an den Vertreter des Schuldners bewirkt worden sein. 

Artikel 16 

Ordnungsgemäße Unterrichtung des Schuldners über die Forderung 

Um sicherzustellen, dass der Schuldner ordnungsgemäß über die Forderung unterrichtet worden ist, muss das verfahrenseinleitende Schriftstück oder das gleichwertige Schriftstück folgende Angaben enthalten haben: 

a) den Namen und die Anschrift der Parteien; 

b) die Höhe der Forderung; 

c) wenn Zinsen gefordert werden, den Zinssatz und den Zeitraum, für den Zinsen gefordert werden, es sei denn, die Rechtsvorschriften des Ursprungsmitgliedstaats sehen vor, dass auf die Hauptforderung automatisch ein gesetzlicher Zinssatz angerechnet wird; 

d) die Bezeichnung des Forderungsgrundes.  

Artikel 17 

Ordnungsgemäße Unterrichtung des Schuldners über die Verfahrensschritte zum Bestreiten der Forderung

In dem verfahrenseinleitenden Schriftstück, einem gleichwertigen Schriftstück oder einer Ladung zu einer Gerichtsverhandlung oder in einer zusammen mit diesem Schriftstück oder dieser Ladung zugestellten Belehrung muss deutlich auf Folgendes hingewiesen worden sein: 

a) auf die verfahrensrechtlichen Erfordernisse für das Bestreiten der Forderung; dazu gehören insbesondere die Frist, innerhalb deren die Forderung schriftlich bestritten werden kann bzw. gegebenenfalls der Termin der Gerichtsverhandlung, die Bezeichnung und die Anschrift der Stelle, an die die Antwort zu richten bzw. vor der gegebenenfalls zu erscheinen ist, sowie die Information darüber, ob die Vertretung durch einen Rechtsanwalt vorgeschrieben ist; 

b) auf die Konsequenzen des Nichtbestreitens oder des Nichterscheinens, insbesondere die etwaige Möglichkeit einer Entscheidung oder ihrer Vollstreckung gegen den Schuldner und der Verpflichtung zum Kostenersatz. 

Artikel 18 

Heilung der Nichteinhaltung von Mindestvorschriften 

(1) Genügte das Verfahren im Ursprungsmitgliedstaat nicht den in den Artikeln 13 bis 17 festgelegten verfahrensrechtlichen Erfordernissen, so sind eine Heilung der Verfahrensmängel und eine Bestätigung der Entscheidung als Europäischer Vollstreckungstitel möglich, wenn 

a) die Entscheidung dem Schuldner unter Einhaltung der verfahrensrechtlichen Erfordernisse nach Artikel 13 oder Artikel 14 zugestellt worden ist, und 

b) der Schuldner die Möglichkeit hatte, einen eine uneingeschränkte Überprüfung umfassenden Rechtsbehelf gegen die Entscheidung einzulegen, und er in oder zusammen mit der Entscheidung ordnungsgemäß über die verfahrensrechtlichen Erfordernisse für die Einlegung eines solchen Rechtsbehelfs, einschließlich der Bezeichnung und der Anschrift der Stelle, bei der der Rechtsbehelf einzulegen ist, und gegebenenfalls der Frist unterrichtet wurde, und 

c) der Schuldner es versäumt hat, einen Rechtsbehelf gegen die Entscheidung gemäß den einschlägigen verfahrensrechtlichen Erfordernissen einzulegen. 

(2) Genügte das Verfahren im Ursprungsmitgliedstaat nicht den verfahrensrechtlichen Erfordernissen nach Artikel 13 oder Artikel 14, so ist eine Heilung dieser Verfahrensmängel möglich, wenn durch das Verhalten des Schuldners im gerichtlichen Verfahren nachgewiesen ist, dass er das zuzustellende Schriftstück so rechtzeitig persönlich bekommen hat, dass er Vorkehrungen für seine Verteidigung treffen konnte. 

Artikel 19 

Mindestvorschriften für eine Überprüfung in Ausnahmefällen

(1) Ergänzend zu den Artikeln 13 bis 18 kann eine Entscheidung nur dann als Europäischer Vollstreckungstitel bestätigt werden, wenn der Schuldner nach dem Recht des Ursprungsmitgliedstaats berechtigt ist, eine Überprüfung der Entscheidung zu beantragen, falls 

a) i) das verfahrenseinleitende oder ein gleichwertiges Schriftstück oder gegebenenfalls die Ladung zu einer Gerichtsverhandlung in einer der in Artikel 14 genannten Formen zugestellt wurden, und 

ii) die Zustellung ohne Verschulden des Schuldners nicht so rechtzeitig erfolgt ist, dass er Vorkehrungen für seine Verteidigung hätte treffen können, oder 

b) der Schuldner aufgrund höherer Gewalt oder aufgrund außergewöhnlicher Umstände ohne eigenes Verschulden der Forderung nicht widersprechen konnte, 

wobei in beiden Fällen jeweils vorausgesetzt wird, dass er unverzüglich tätig wird. 

(2) Dieser Artikel berührt nicht die Möglichkeit der Mitgliedstaaten, eine Überprüfung der Entscheidung unter großzügigeren Bedingungen als nach Absatz 1 zu ermöglichen. 

KAPITEL IV 

VOLLSTRECKUNG 

Artikel 20 

Vollstreckungsverfahren 

(1) Unbeschadet der Bestimmungen dieses Kapitels gilt für das Vollstreckungsverfahren das Recht des Vollstreckungsmitgliedstaats. 

Eine als Europäischer Vollstreckungstitel bestätigte Entscheidung wird unter den gleichen Bedingungen vollstreckt wie eine im Vollstreckungsmitgliedstaat ergangene Entscheidung. 

(2) Der Gläubiger ist verpflichtet, den zuständigen Vollstreckungsbehörden des Vollstreckungsmitgliedstaats Folgendes zu übermitteln: 

a) eine Ausfertigung der Entscheidung, die die für ihre Beweiskraft erforderlichen Voraussetzungen erfüllt, und 

b) eine Ausfertigung der Bestätigung als Europäischer Vollstreckungstitel, die die für ihre Beweiskraft erforderlichen Voraussetzungen erfüllt, und 

c) gegebenenfalls eine Transkription der Bestätigung als Europäischer Vollstreckungstitel oder eine Übersetzung dieser Bestätigung in die Amtssprache des Vollstreckungsmitgliedstaats oder — falls es in diesem Mitgliedstaat mehrere Amtssprachen gibt — nach Maßgabe der Rechtsvorschriften dieses Mitgliedstaats in die Verfahrenssprache oder eine der Verfahrenssprachen des Ortes, an dem die Vollstreckung betrieben wird, oder in eine sonstige Sprache, die der Vollstreckungsmitgliedstaat zulässt. Jeder Mitgliedstaat kann angeben, welche Amtssprache oder Amtssprachen der Organe der Europäischen Gemeinschaft er neben seiner oder seinen eigenen für die Ausstellung der Bestätigung zulässt. Die Übersetzung ist von einer hierzu in einem der Mitgliedstaaten befugten Person zu beglaubigen. 

(3) Der Partei, die in einem Mitgliedstaat eine Entscheidung vollstrecken will, die in einem anderen Mitgliedstaat als Europäischer Vollstreckungstitel bestätigt wurde, darf wegen ihrer Eigenschaft als Ausländer oder wegen Fehlens eines inländischen Wohnsitzes oder Aufenthaltsorts eine Sicherheitsleistung oder Hinterlegung, unter welcher Bezeichnung es auch sei, nicht auferlegt werden. 

Artikel 21 

Verweigerung der Vollstreckung 

(1) Auf Antrag des Schuldners wird die Vollstreckung vom zuständigen Gericht im Vollstreckungsmitgliedstaat verweigert, 

wenn die als Europäischer Vollstreckungstitel bestätigte Entscheidung mit einer früheren Entscheidung unvereinbar ist, die in einem Mitgliedstaat oder einem Drittland ergangen ist, 

sofern 

a) die frühere Entscheidung zwischen denselben Parteien wegen desselben Streitgegenstands ergangen ist und 

b) die frühere Entscheidung im Vollstreckungsmitgliedstaat ergangen ist oder die notwendigen Voraussetzungen für ihre Anerkennung im Vollstreckungsmitgliedstaat erfüllt und 

c) die Unvereinbarkeit im gerichtlichen Verfahren des Ursprungsmitgliedstaats nicht geltend gemacht worden ist und nicht geltend gemacht werden konnte. 

(2) Weder die Entscheidung noch ihre Bestätigung als Europäischer Vollstreckungstitel dürfen im Vollstreckungsmitgliedstaat in der Sache selbst nachgeprüft werden. 

Artikel 22 

Vereinbarungen mit Drittländern 

Diese Verordnung lässt Vereinbarungen unberührt, durch die sich die Mitgliedstaaten vor Inkrafttreten der Verordnung (EG)Nr. 44/2001 im Einklang mit Artikel 59 des Brüsseler Übereinkommens über die gerichtliche Zuständigkeit und die Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil-und Handelssachen verpflichtet haben, Entscheidungen insbesondere der Gerichte eines anderen Vertragsstaats des genannten Übereinkommens gegen Beklagte, die ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Hoheitsgebiet eines Drittlands haben, nicht anzuerkennen, wenn die Entscheidungen in den Fällen des Artikels 4 des genannten Übereinkommens nur in einem der in Artikel 3 Absatz 2 des genannten Übereinkommens angeführten Gerichtsstände ergehen können. 

Artikel 23 

Aussetzung oder Beschränkung der Vollstreckung 

Hat der Schuldner 

— einen Rechtsbehelf gegen eine als Europäischer Vollstreckungstitel bestätigte Entscheidung eingelegt, wozu auch ein Antrag auf Überprüfung im Sinne des Artikels 19 gehört, oder 

— die Berichtigung oder den Widerruf einer Bestätigung als Europäischer Vollstreckungstitel gemäß Artikel 10 beantragt, 

so kann das zuständige Gericht oder die befugte Stelle im Vollstreckungsmitgliedstaat auf Antrag des Schuldners 

a) das Vollstreckungsverfahren auf Sicherungsmaßnahmen beschränken oder 

b) die Vollstreckung von der Leistung einer von dem Gericht oder der befugten Stelle zu bestimmenden Sicherheit abhängig machen oder 

c) unter außergewöhnlichen Umständen das Vollstreckungsverfahren aussetzen. 

KAPITEL V 

GERICHTLICHE VERGLEICHE UND ÖFFENTLICHE URKUNDEN 

Artikel 24 

Gerichtliche Vergleiche 

(1) Ein Vergleich über eine Forderung im Sinne von Artikel 4 Nummer 2, der von einem Gericht gebilligt oder vor einem Gericht im Laufe eines Verfahrens geschlossen wurde, und der in dem Mitgliedstaat, in dem er gebilligt oder geschlossen wurde, vollstreckbar ist, wird auf Antrag an das Gericht, das ihn gebilligt hat oder vor dem er geschlossen wurde, unter Verwendung des Formblatts in Anhang II als Europäischer Vollstreckungstitel bestätigt. 

(2) Ein Vergleich, der im Ursprungsmitgliedstaat als Europäischer Vollstreckungstitel bestätigt worden ist, wird in den anderen Mitgliedstaaten vollstreckt, ohne dass es einer Vollstreckbarerklärung bedarf und ohne dass seine Vollstreckbarkeit angefochten werden kann. 

(3) Die Bestimmungen von Kapitel II (mit Ausnahme von Artikel 5, Artikel 6 Absatz 1 und Artikel 9 Absatz 1 ) sowie von Kapitel IV (mit Ausnahme von Artikel 21 Absatz 1 und Artikel 22) finden entsprechende Anwendung. 

Artikel 25 

Öffentliche Urkunden 

(1) Eine öffentliche Urkunde über eine Forderung im Sinne von Artikel 4 Absatz 2, die in einem Mitgliedstaat vollstreckbar ist, wird auf Antrag an die vom Ursprungsmitgliedstaat bestimmte Stelle unter Verwendung des Formblatts in Anhang III als Europäischer Vollstreckungstitel bestätigt. 

(2) Eine öffentliche Urkunde, die im Ursprungsmitgliedstaat als Europäischer Vollstreckungstitel bestätigt worden ist, wird in den anderen Mitgliedstaaten vollstreckt, ohne dass es einer Vollstreckbarerklärung bedarf und ohne dass ihre Vollstreckbarkeit angefochten werden kann. 

(3) Die Bestimmungen von Kapitel II (mit Ausnahme von Artikel 5, Artikel 6 Absatz 1 und Artikel 9 Absatz 1) sowie von Kapitel IV (mit Ausnahme von Artikel 21 Absatz 1 und Artikel 22) finden entsprechende Anwendung. 

KAPITEL VI 

ÜBERGANGSBESTIMMUNG 

Artikel 26 

Übergangsbestimmung 

Diese Verordnung gilt nur für nach ihrem Inkrafttreten ergangene Entscheidungen, gerichtlich gebilligte oder geschlossene Vergleiche und aufgenommene oder registrierte öffentliche Urkunden. 

KAPITEL VII 

VERHÄLTNIS ZU ANDEREN RECHTSAKTEN DER GEMEINSCHAFT

Artikel 27 

Verhältnis zur Verordnung (EG) Nr. 44/2001 

Diese Verordnung berührt nicht die Möglichkeit, die Anerkennung und Vollstreckung einer Entscheidung über eine unbestrittene Forderung, eines gerichtlichen Vergleichs oder einer öffentlichen Urkunde gemäß der Verordnung (EG) Nr. 44/2001 zu betreiben. 

Artikel 28 

Verhältnis zur Verordnung (EG) Nr. 1348/2000 

Diese Verordnung lässt die Anwendung der Verordnung (EG) Nr. 1348/2000 unberührt. 

KAPITEL VIII 

ALLGEMEINE UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Artikel 29 

Informationen über Vollstreckungsverfahren und -behörden 

Die Mitgliedstaaten arbeiten zusammen, um der Öffentlichkeit und den Fachkreisen folgende Informationen zur Verfügung zu stellen: 

a) Informationen über die Vollstreckungsverfahren und -methoden in den Mitgliedstaaten und 

b) Informationen über die zuständigen Vollstreckungsbehörden in den Mitgliedstaaten, insbesondere über das mit der Entscheidung 2001/470/EG des Rates (1) eingerichtete Europäische Justizielle Netz für Zivil und Handelssachen. 

Artikel 30 

Angaben zu den Rechtsbehelfen, Sprachen und Stellen 

(1) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission Folgendes mit: 

a) das in Artikel 10 Absatz 2 genannte Berichtigungs-und Widerrufsverfahren sowie das in Artikel 19 Absatz 1 genannte Überprüfungsverfahren; 

b) die gemäß Artikel 20 Absatz 2 Buchstabe c) zugelassenen Sprachen; 

c) die Listen der in Artikel 25 genannten Stellen; 

sowie alle nachfolgenden Änderungen. 

(2) Die Kommission macht die nach Absatz 1 mitgeteilten Informationen durch Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union und durch andere geeignete Mittel öffentlich zugänglich. 

Artikel 31 

Änderungen der Anhänge 

Änderungen der Formblätter in den Anhängen werden gemäß dem In Artikel 32 Absatz 2 genannten Beratungsverfahren beschlossen.
Artikel 32 

Ausschuss 

(1) Die Kommission wird von dem in Artikel 75 der Verordnung (EG) Nr. 44/2001 vorgesehenen Ausschuss unterstützt. 

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die Artikel 3 und 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen Artikel 8. 

(3) Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung. 

Artikel 33 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 21. Januar 2005 in Kraft. Sie gilt ab dem 21. Oktober 2005 mit Ausnahme der Artikel 30, 31 und 32, die ab dem 21. Januar 2005 gelten. Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt gemäß dem Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft unmittelbar in den Mitgliedstaaten. 

Geschehen zu Straßburg am 21. April 2004. 

Im Namen des Europäischen Parlaments Im Namen des Rates 

Der Präsident Der Präsident P. COX D. ROCHE 

Anhang 4 GLOSSAR

	Angleichung /Anpassung
	Auflösung des sich durch die Anwendung mehrerer Rechtsordnungen 

auf einen Lebenssachverhalt ergebenden Normwiderspruchs (Normen-

mangel, Normenhäufung oder Normenwiderspruch)



	Anknüpfung
	Verbindung zwischen Tatbestand und Rechtsfolge einer Kollisionsnorm



	Ausweichklausel
	Kollisionsnorm, welche ein Abweichen von der grundsätzlich auf den 

Lebenssachverhalt anwendbaren Kollisionsnorm ermöglicht, wenn der 

Sachverhalt eine wesentlich engere Verbindung zu einer anderen als 

der regelmäßig berufenen Rechtsnorm aufweist.



	Autonomes Recht
	Das jeweils zur Anwendung gelangende innerstaatliche Recht (nicht 

Staatsvertraglichen Ursprungs)



	Deliktsstatut
	Das auf eine unerlaubte Handlung anwendbare (Sach-) Recht 

(Art. 40 – 42 EGBGB)



	(inländische) Eingriffs-

Normen 
	Zwingend anwendbare Normen des jeweiligen Gerichtsortes (im 

autonomen IPR Art. 34 EGBGB)



	Erbstatut
	Das auf die Erbfolge anwendbare (Sach-) Recht (Art. 25, 26 EGBGB)



	Erstfrage
	Ein auf Ebene des Kollisionsrechts auftauchender unbestimmter Rechts-

begriff , der der Ausfüllung bedarf und nach allgemeiner Meinung selbständig

angeknüpft wird



	favor legitimationis
	Alternative Anknüpfung der Abstammung / Ehelichkeit zur Begünstigung 

der Feststellung des Statusverhältnisses



	favor negotii / favor 

testamenti 
	Alternative Anknüpfung der Formenwirksamkeit eines Rechtsgeschäfts

zur Begünstigung der Formenwirksamkeit (Art. 11, 26 EGBGB)



	Formstatut
	Das auf die Form einer Rechtshandlung anwendbare (Sach-) Recht 

(Artt. 11, 26 EGBGB)



	forum shopping
	Gezielte Auswahl eines international zuständigen Gerichts zur Beein-

flussung der kollisionsrechtlichen und in der Folge auch der materiell-

rechtlichen Entscheidung



	forum non conveniens 
	Aus dem angloamerikanischen Rechtskreis stammende Bezeichnung 

für ein prozessuales Verhalten, bei dem ein an sich zuständiges Gericht 

seine Zuständigkeit ablehnt, weil es ein anderes Gericht zur Durchführung des Verfahrens für wesentlich geeignet hält 



	Gesamtverweisung
	Kollisionsrechtliche Verweisung, welche sich auch auf das Kollisionsrecht der verwiesenen Rechtsordnung bezieht (im autonomen IPR Art. 4 I HS 1EGBGB)



	Gesellschaftsstatut
	Das auf eine Gesellschaft anwendbare (Sach-) Recht (im autonomen IPR

keine Kodifizierung: Sitz-/ Gründungstheorie)



	Günstigkeitsprinzip
	Grundsatz, wonach eine Rechtshandlung im Interesse ihrer Wirksamkeit 

alternativ nach mehreren Rechtsordnungen beurteilt wird (vgl. auch favor legitimationis, favor negotii / favor testamenti)



	Güterrechtsstatut
	Das auf die güterrechtlichen Verhältnisse zwischen Ehegatten anwendbare(Sach-) Recht (Art. 15 EGBGB)



	Heimatrecht
	Das Recht des Staates, dessen Staatsangehörigkeit eine Person besitzt 

(im autonomen IPR z.B. Art. 10 I EGBGB)



	Internationales Privat-

recht, IPR 
	Das Recht, nach dem sich bei Sachverhalten mit Auslands-

berührung das jeweils zur Anwendung berufene (Sach-) Recht bestimmt

(„Rechtsanwendungsrecht“)



	Kollisionsnorm
	Norm des IPR, welche auf die einen Sachverhalt mit Auslandsberührung

anwendbare Rechtsordnung bezeichnet



	lex causae
	Das auf die jeweilige Sachfrage zur Anwendung berufene Recht 



	lex fori
	Das nach dem Recht des (jeweiligen) Gerichtsortes zur Anwendung 

berufene Recht 



	lex loci delicti (commissi)
	Das Recht welches am Begehungsort der unerlaubten Handlung Gültig-

keit beansprucht (Art. 40 I EGBGB)



	lex rei sitae 
	Das Recht des Ortes, an dem sich die Sache befindet, sog. Belegenheits-

recht (Art. 43 I EGBGB)



	loi uniforme
	(Kollisions-)Norm staatsvertraglichen Ursprungs, welche über das Ver-

hältnis zu den jeweiligen Mitgliedsstaaten hinaus seine Anwendung beanspruch (z.B. MSA)



	ordre public
	Bezeichnung des Rechtsanwendungsvorbehaltes im autonomen IPR, wenn

die Anwendung des grundsätzlich zur Anwendung gelangenden (aus-

ländische) Rechtsordnung gegen (inländische) Staatsfundamentalnormen 

verstößt (Art. 6 EGBGB)



	Parteiautonomie
	Bezeichnung der Rechtswahlfreiheit im autonomen IPR (z.B. Art. 27

EGBGB)



	Personalstatut
	Das auf die Rechtsverhältnisse einer natürlichen Person / juristischen Person

anwendbare Recht anwendbare (Sach-) Recht



	Qualifikation
	Subsumtion der einen Lebenssachverhalt entspringenden Rechtsfrage 

unter den in einer Kollisionsnorm verwendeten rechtlichen Systembegriff



	(versteckte) Rückver-

weisung (hidden) renvoi
	Verweisung der im Wege der Gesamtverweisung berufenen Rechtsordnung

auf das Recht der verweisenden Kollisionsnorm



	Sachnorm
	Norm, welche eine Rechtsfolge auf der Ebene des materiellen Rechts 

enthält 

	Sachnormverweisung
	Kollisionsrechtliche Verweisung, welche sich direkt auf die materiell-

rechtliche Regelungen der verwiesenen Rechtsordnung unter Ausschluss

deren IPR bezieht (Art. 3 I 2 EGBGB)



	Statut
	Die für eine bestimmte Rechtsfrage zur Anwendung gelangende Rechts-

ordnung als Ergebnis der kollisionsrechtlichen Prüfung 



	Statutenwechsel
	Wechsel der auf einen Sachverhalt anwendbaren Rechtsordnung, infolge 

einer Änderung der Anknüpfungstatsachen oder der maßgeblichen Kollisions-

norm



	Substitution
	Subsumierbarkeit von im Ausland verwirklichten Tatbestandsmerkmalen 

(sog. Auslandstatsachen) unter den Tatbestand der zur Anwendung berufenen

Sachnorm



	Transposition
	(veränderte) Übernahme einer nach ausländischem Recht entstandenen 

Rechtslage nach erfolgtem Statutenwechsel (Art. 43 II EGBGB)



	Unterhaltsstatut
	Das auf Unterhaltsverpflichtungen anwendbare Recht (Art. 18 EGBGB)



	Vorfrage
	Kollisionsrechtliche Behandlung präjudizieller Rechtsverhältnisse (Erst-

frage und materiellrechtliche Vorfrage) 



	Vorfrage i.e.S. 
	Eine Vorfrage i.e.S. ist ein auf Ebene des anwendbaren Sachrechts auf-

tauchender unbestimmter Rechtsbegriff, der der Ausfüllung bedarf (um-

stritten, ob selbständig oder unselbständig anzuknüpfen)



	Weiterverweisung
	Verweisung der im Wege der Gesamtverweisung berufenen Rechts-

ordnung auf das Recht eines dritten Staates



	Wirkungsstatut
	Das Recht, dem die Wirkungen eines rechtlichen Vorgangs unterliegen




Anhang 5 Überlingen : Homepage LG Konstanz (65 Seiten) 
www.lgkonstanz.de/servlet/PB/show/1201157/urteil_im_flugzeugunglück_ueberlingen.pdf
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